Bibliothek-Ordnung. 
§ 1. 

Jedem Mitgliede der Verwaltungsſtelle Berlin, welches 

hier gemeldet und mindeſtens 13 Wochen ſeine Beiträge 

entrichtet hat, ſteht das Recht zu, gegen Vorzeigung 


feines Mitgliedsbuches ſofern es nicht länger als 
4 Wochen mit ſeinen Beiträgen im Rückſtande iſt in 


den Ausgabe⸗Stunden ein Buch zu entleihen. Ein zweites 
Buch ſteht aus der Jugendbibliothek zur Verfügung. 
§ 2. 

Die Haupt-Bibliothek befindet fic) im Verbands- 
hauſe, Linienſtraße 83-85, Portal III, 2 Treppen, und ijt 
täglich während der Bureauſtunden von 9—1 Ahr vor- 
mittags und 4— 7 Ahr nachmittags geöffnet; außerdem 
Dienstag nachmittags von 4— 8 Ahr und Freitag nach- 
mittags von 4—9 Ahr abends. Sonnabend nachmittags 
und Montag nachmittags ijt die Bibliothek geſchloſſen. 

8 8. 

Die Leihzeit für Bücher beträgt 14 Tage, kann aber 
nach mündlich oder ſchriftlich nachgeſuchter Bewilligung 
verlängert werden; Ueberſchreitung der Leihzeit von 
14 Tagen, ohne Bewilligung der Verwaltung, koſtet eine 
Leihgebühr von 10 Pfennig für jede angefangene Woche. 
Mitglieder, welche ſich weigern, dieſe Leihgebühr zu ent⸗ 
richten, oder denen die Bücher abgeholt werden müſſen, 
haben die Abholungskoſten zu bezahlen und werden von 
der Benutzung der Bibliothek ausgeſchloſſen. 

8 4 

Verloren gegangene Bücher müſſen dem eingeſchriebenen 
Werte entſprechend erſetzt werden, ebenſo trägt der Ent 
leiher die Koſten der durch ſein Verſchulden notwendig 
gewordenen Reparaturen. Die Ortsverwaltung. 


Die Mitglieder werden auf die Vorort: Bibliotheken 
aufmerkſam gemacht. 


Was das Bud, ſpricht? 
Ich gehe als guter Freund des Meuſchen von 
Hand zu Hand; darum behandle mich gut, 
ſchone mich, ſchlage mich ſorgfältig ein und 
behalte mich nicht länger als du mich brauchſt! 


Über 


Syndikalismus und Lohnminimum 


Zwei Vorträge 


von 


Lujo Brentano 
nebſt 


einem Anhang, enthaltend Ausführungen und Dokumente 
zur Illuſtrierung der Kampfweiſe der Gegner ſozialer 
Reform gegen deren Vertreter. 
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Über den Syndikalismus. 


Vortrag gehalten am 6. November 1912 in der 
Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft zu München. 


7 er Vortrag, den ich am 28. Februar in einer gemeinſamen Sitzung der 

Münchner Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft und des Sozialwiſſenſchaft⸗ 
lichen Vereins der Univerſität München über den Schutz der Arbeitswilligen 
gehalten habe, hat ein von mir nicht erwartetes Schickſal gehabt. Schon 
die Diskuſſion an demſelben Abend hat einen ſenſationellen Verlauf ge- 
nommen; noch ſenſationeller war, was ich draußen erlebt habe. An jenem 
Abend hat ein aktiver Miniſter in ſeiner Eigenſchaft als Mitbegründer der 
Vereinigung für exakte Wirtſchaftsforſchung erklärt, daß dieſe aus Ver⸗ 
tretern der Großunternehmung in Induſtrie und Landwirtſchaft beſtehende 
Geſellſchaft ſpeziell zu meiner Bekämpfung ins Leben gerufen worden ſei, 
und dasſelbe iſt mir ſeitdem von anderer Seite geſagt worden. Ich hatte 
ſchon damals erklärt, daß ich dies als eine große Ehre erachte. Aber alles 
hat ſeine zwei Seiten. Ihr entſprachen auch die ganz außerordentlich zahl 
reichen Angriffe, die wegen meines Vortrages gegen mich gerichtet worden 
find. Der Inhalt derſelben war von exakter Wiedergabe des von mir Aus- 
geführten freilich weit entfernt. Ich war für eine Neuordnung des Arbeits- 
verhältniſſes auf Grundlage des kollektiven Arbeitsvertrags eingetreten und 
dafür, daß die in dieſem feſtgeſetzten Arbeitsbedingungen für alle in einem 
Gewerbe Tätigen als rechtsverbindlich anerkannt würden; von dem Augen- 
blick, da dies geſchehen fet, fet auch die Frage des Schutzes der Arbeits- 
willigen gelöſt, aus dem einfachen Grunde, weil von dem Augenblicke an, 
da die Arbeitsbedingungen für ein ganzes Gewerbe normiert ſind, es keine 
Perſonen mehr geben kann, die als Streikbrecher verwendet werden können. 
Dabei hatte ich verſchiedene Kategorien ſogenannter Arbeitswilliger unter⸗ 
ſchieden und als erſte diejenigen genannt, die es in jedem Stande gibt, welche, 
jeden Gemeingefühls für die Intereſſen und Ehre ihres Standes bar, ledig⸗ 
lich ihren momentanen perſönlichen Vorteil verfolgen. Und als ob man 
das, was ich wirklich geſagt hatte, geradezu als unwiderlegbar gefühlt habe, 
hat man darauf immer nur gegen das gekämpft, was ich nicht geſagt habe. 
Auch nachdem der Wortlaut meines Vortrags längſt gedruckt vorlag, hat 
man mich auf Grund eines irreführenden Preßberichts, an dem ich völlig 
unſchuldig war, beſchuldigt, alle Arbeiter, welche bei einem Arbeitsſtillſtand 
an die Stelle der Feiernden treten, für ehrlos erklärt zu haben. Darauf 
habe ich es zunächſt mit dem Paragraph 11 des Preßgeſetzes verſucht. In 
unzähligen Zuſchriften habe ich die grobe Entſtellung meiner Worte richtig 
geſtellt. Umſonſt. Faſt jede Berichtigung hatte neue Entſtellungen zur Folge. 
Nun wurde wirklich ausgeführt, was, wie mir ſehr bald zu Ohren gekom⸗ 
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men war, meine Gegner alsbald nach meinem Vortrage zu meiner Bekämpfung 
beſchloſſen hatten; es wurden durch ganz Deutſchland bald in dem einen, 
bald in einem anderen Blatte ununterbrochen Angriffe gegen mich gerichtet. 
Darin wurde nicht nur ſyſtematiſch jene Unwahrheit gegen mich verbreitet, 
ſondern in 133 Blättern wurde ein Artikel abgedruckt, in dem ich als je⸗ 
mand hingeſtellt wurde, der eventuell auch Revolverſchießen, Meſſerſtiche, 
ſchwere Drohungen als durchaus berechtigte, harmloſe Aufklärungen bei 
Arbeitseinſtellungen anſehe, der den Unternehmer, der gemütsroh genug ſei, 
nicht jede Forderung übermütiger Agitatoren ohne weiteres zu bewilligen, 
als Scheuſal betrachte und ſeinen Lehrſtuhl zu wüſten Hetzereien gegen die 
Unternehmer benütze. Ja, um die Worte eines meiner Gegner zu gebrauchen, 
ich wurde vor die Wahl geſtellt, entweder als unzurechnungsfähig angeſehen 
oder „zu den größten Scheuſalen der Jahrhunderte geſellt zu werden, denen 
ein unermeßliches Maß menſchlicher Verbitterung, Troſtloſigkeit und Ber- 
zweiflung zur Laſt fällt“, und in klar zutage liegendem Widerſpruch zu 
den Tatſachen wurde von eben demſelben behauptet, ich bezwecke dem, was 
die Arbeiter durch Erpreſſung von ihren Arbeitgebern erreicht hätten, in 
dem „von mir erfundenen“ Tarifvertrage Rechtskraft zu verleihen, während 
ich jedwede Haftung der Arbeiterorganiſationen für die Innehaltung der 
von ihnen abgeſchloſſenen Verträge ablehne. Gegenüber ſo offenſichtlich 
böſem Willen blieb nichts anderes übrig, als die Gerichte in Anſpruch zu 
nehmen. Aber nicht einmal die Feſtſtellungen der Gerichte und die von 
ihnen verhängten Strafen haben die Einſtellung dieſes gegen mich geführten 
Verleumdungsfeldzuges bewirken können. Eben erſt wegen einer vom Ge⸗ 
richte ſelbſt als höchſt leichtfertig bezeichneten Beleidigung zu einer hohen 
Geldſtrafe verurteilt, wagte es einer meiner Angreifer ſich öffentlich in dem 
offiziellen Organ des Bayeriſchen Induſtriellenverbandes für die zahlreichen 
Anerkennungsſchreiben zu bedanken, welche ihm wegen ſeiner Angriffe 
auf mich zugegangen ſeien. Als dann die Strafe von der zweiten Gn- 
ſtanz im weſentlichen gebilligt und nur mit einer für den Täter etwas 
weniger unangenehmen Begründung verſehen worden war, provozierte dieſer 
einen Beſchluß des Bayeriſchen Induſtriellenverbandes, wonach die Geſamt⸗ 
koſten des Strafverfahrens vom Verband übernommen und der Täter er- 
muntert wurde, in ſeinen Angriffen auf mich fortzufahren. Ferner wurde 
beſchloſſen, eine Broſchüre in größerer Menge anzukaufen und koftenlos 
an die ſich dafür intereſſierenden Mitglieder des Verbandes abzugeben, 
welche alle bisherigen Verleumdungen meiner Perſon und meiner Lehre 
in einer noch gehäſſigeren Form wiederholte. Das bedeutet augenfchein- 
lich weit mehr eine Verhöhnung der Gerichte als meiner Lehren und 
meiner Perſon. 


Dos ſind charakteriſtiſche Symptome der Zeit; ſie zeigen, was gewiſſe 
Kreiſe ſich herausnehmen zu können glauben. Aber weit wichtiger noch 
erſcheint mir die im Verlauf dieſes ganzen Treibens zutage getretene Erfah⸗ 
rung, daß über Weſen und Urſache der Exzeſſe der Arbeiterorganiſationen, 
ſowie über die Fortſchritte, welche in anderen Ländern in der Erſetzung des 
individuellen durch den kollektiven Arbeitsvertrag bereits gemacht ſind, in 
weiten Kreiſen große Unkenntnis herrſcht. Bei der Erbitterung, mit der 
heute die ſozialen Kämpfe ausgefochten werden, ſehe ich darin eine Gefahr. 
Dementſprechend erachte ich es für meine Pflicht, als Vertreter der Bolks- 
wirtſchaftslehre das meine zu tun, um aufklärend zu wirken, und als be⸗ 
ſonders dringlich ſehe ich es an, über zwei Fragen zu ſprechen: 

1. Über den Syndikalismus. 

2. Über die Fortſchritte zur Erſetzung des individuellen durch den kol⸗ 

lektiven Arbeitsvertrag. 

Heute zunächſt über die Frage: Was tft und was will der Syndikalismus ?)) 

Das Hauptland des Syndikalismus iſt heute Frankreich. Nicht als ob 
er dort allein ſich fände oder dort auch nur zuerſt aufgetreten wäre. Aber 
der theoretifierende Geiſt der Franzoſen hat das, was anderswo fich un- 
artikuliert geäußert hat, in ein Syſtem gebracht und mit Ideen verbrämt, 
ſo daß man vielfach ſogar von einer Philoſophie des Syndikalismus ſpricht, 
die mit der Philoſophie Bergfons?) Verwandtſchaft zeige. Aber der Eyn- 
dikalismus wurzelt nicht in Theorien, ſondern in ganz konkreten Verhält- 
niſſen. Um ihn zu erklären, muß ich auf Dinge zurückgehen, die ich 
ſchon in meinem Vortrage am 28. Februar berührt habe. 

Ich bin in dieſem von der Tatſache ausgegangen, daß es im 18. Jahr- 
hundert die Behörden geweſen ſind, welche in den weſteuropäiſchen Ländern 
die Bedingungen des Arbeitsvertrags feſtgeſetzt haben. Nach Adam Smith 
hat dieſe Feſtſetzung ſtets im Intereſſe der Arbeitgeber ſtattgefunden. Er 
2) Ich habe einen Aufſatz über dasſelbe Thema auf Grund des von der Columbia 
University herausgegebenen Buches von Dr. Louis Levine “The labor movement in 
France, a study in revolutionary syndicalism” und der im Januar 1911 in der Revue 
Economique Internationale erſchienenen Abhandlung des Profeſſors Charles Rift in 
Montpellier „La situation financiére des syndicats ouvriers francais bereits in der, Neuen 
Freien Preſſe“ vom 26. Mai d. J. veröffentlicht. An dieſen Aufſatz lehnt ſich der 
obige am 6. November 1912 in einer gemeinſamen Sitzung der Münchner Volks⸗ 
wirtſchaftlichen Geſellſchaft und des Sozialwiſſenſchaftlichen Vereins der Univerſität 
München gehaltene Vortrag vielfach an. Außerdem wurden von mir noch benutzt 
das ſeitdem erſchienene Buch von Arthur D. Lewis, Syndicalism and the General 
Strike, T. Fiſher Unwin, London 1912, und die Aufſätze von J. A. Hobſon in der 
Frankfurter Zeitung Nr. 210 und Nr. 212 vom 31. Juli und 2. Auguſt 1912. 

2) Siehe Henry Bergſon, Schöpferiſche Entwicklung, Jena 1912. 
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ſowohl wie die Phyſiokraten haben demgegenüber im Intereſſe des Arbeiters 
den freien Arbeitsvertrag gefordert. Sie betrachten, wie auch das römiſche 
Recht, den Arbeiter als den Verkäufer einer Ware, und waren der Mei. 
nung, daß, ſobald der Arbeiter, wie jeder andere Warenverkäufer, in einem 
freien, auf Grundlage der Gleichberechtigung der Kontrahenten abgejchlof- 
ſenen Vertrage ſeine Arbeitsbedingungen ſelbſt zu beſtimmen das Recht 
habe, er ſeine Intereſſen weit beſſer als der Geſetzgeber zu wahren imſtande 
ſei. Sie ſind mit dieſer ihrer Auffaſſung in der Geſetzgebung durchge⸗ 
drungen. Die alte gewerbliche Ordnung, Zünfte und behördliche Regelungen 
der Arbeitsbedingungen wurden beſeitigt und der Arbeiter darauf verwieſen, 
wie jeder andere Verkäufer ſein Intereſſe ſelbſtändig wahrzunehmen. Da⸗ 
bei blieben aber nicht nur die alten Koalitionsverbote, deren Handhabung 
im Intereſſe der Arbeitgeber A. Smith gegeißelt hatte, beſtehen. Dieſe 
wurden ſogar verſchärft; ſogar im revolutionären Frankreich, wo man in 
jeder Verabredung von Warenverkäufern, Arbeitgebern und Arbeitern eine 
Verſchwörung gegen das Gemeinwohl erblickte. Das franzöſiſche Geſetz 
von 1791 hat jede ſolche Verabredung mit ſtrenger Strafe bedroht. Der 
individuelle Arbeitsvertrag allein wurde als mit der perſönlichen Freiheit 
vereinbar erklärt. Die Folgen waren das Gegenteil deſſen, was die klaſſi⸗ 
ſchen Nationalökonomen und die von ihrer Lehre beeinflußte Geſetzgebung 
von der Beſeitigung der alten Ordnung erwarteten. An die Stelle einer 
wirklich freien Vereinbarung der Arbeitsbedingungen zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeiter auf Grundlage der Gleichberechtigung iſt die tatſächlich ein- 
ſeitige Feſtſetzung derſelben durch den Arbeitgeber getreten. Die Folge war 
eine außerordentliche Verſchlechterung der Lage der Arbeiter und weiter, 
daß trotz der drakoniſchſten Verfolgungen der Arbeiterkoalitionen auf Grund 
der Koalitionsverbote die Vereinigungen der Arbeiter zur Wahrnehmung 
ihrer Intereſſen fortbeſtanden, teils in Fortſetzung der Gefellenladen der 
Zunftzeit, teils zu gegenſeitiger Unterftiikung bei Krankheit und Tod, teils 
als Kampfvereine gegenüber den Arbeitgebern. 
98 wir zuerſt kurz die Entwicklung in England. Hier, wo die 
moderne Großinduſtrie zuerft entftand, begegnen wir ſyndikaliſtiſchen Er- 
ſcheinungen am früheſten. Die erſten engliſchen Koalitionen allerdings waren 
konſervativ geweſen. Als mit zunehmender Nichtachtung der alten gemwerb- 
lichen Ordnung die Not der Arbeiter wuchs, ſuchten ſie Zuflucht bei der 
Beſtimmung des Lehrlingsgeſetzes der Königin Eliſabeth, wonach die Arbeits. 
bedingungen durch Friedensrichter und Behörden feſtgeſetzt werden ſollten. 
Was ſo lange gegen ſie gehandhabt worden war, erſchien ihnen jetzt als 
Rettung gegenüber der Willkür der großen Maſſe der Arbeitgeber. Als 
aber ihre Petitionen ans Parlament, man möge zur geſetzlichen Lohnregelung 
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zurückkehren, abgeſchlagen wurden, griffen fie zur Selbſthilfe. Sie ſtellten, 
um beſſere Arbeitsbedingungen zu erzwingen, die Arbeit ein. Indes fehlte 
es an ausreichenden Geldern, womit ſie die Feiernden bei Arbeitsausſtänden 
hätten unterſtützen können. Daher ſchlugen ihre Arbeitseinſtellungen fehl, 
und in ihrer Not wurden ſie nun revolutionär. Zuerſt äußerten ſie ihren 
Unmut in unartikulierter Weiſe. Zerſtörung von Maſchinen, Niederbrennen 
von Getreidehaufen auf dem Felde, Ausſchreitungen und Mordtaten gegen 
„Blacklegs“, „Knobſticks“ oder „Scaps“, wie man die Streikbrecher nannte, 
waren bei Arbeitseinſtellungen an der Tagesordnung. Darauf wurden 1824, 
auf Betreiben der Freunde Ricardos, die Koalitionsverbote in England 
beſeitigt. Indem ſie ſittlich Erlaubtes und ſittlich Verwerfliches mit Strafe 
bedrohten, hatten ſie die Arbeiter dazu geführt, zwiſchen beidem nicht mehr zu 
unterſcheiden. Da die Arbeiter, wenn ſie die Arbeit einſtellten, doch beſtraft 
wurden, ſchreckten ſie auch vor wirklich Strafwürdigem nicht zurück, wenn 
es größeren Erfolg verſprach. Von der Beſeitigung der Koalitionsverbote 
erwartete man eine Wiederkräftigung des ſittlichen Unterſcheidungsvermögens, 
und außerdem glaubte man, daß die Arbeiter, ſobald die Vorſtellung ſchwinde, 
daß nur die Koalitionsverbote am Mißerfolg der Arbeitseinſtellungen ſchuld 
ſeien, bei weiterem Fehlſchlagen dieſer alsbald von ſelbſt von weiteren 
Arbeitseinſtellungen ablaſſen würden. Die unmittelbare Folge der Beſeitigung 
der Koalitionsverbote war aber eine große Zunahme der Arbeitseinſtellungen, 
und das Parlament, dadurch erſchreckt, beſchloß 1825 ein neues Geſetz, 
welches die Koalitionsfreiheit zwar beſtehen ließ, ihren Gebrauch aber mit 
ſoviel Fallſtrichen umgab, daß es ſchwer war, die Arbeit einzuſtellen, ohne 
ſtraffällig zu werden. Die Folge war, daß auch die von der Aufhebung 
der Koalitionsverbote erwarteten günſtigen Wirkungen ausblieben. Die 
Arbeiter ſchieden ſich nun, je nach dem individuellen Bildungsgrad und 
Temperament, in verſchiedene Lager. Die geiſtig höher ſtehenden wurden 
Oweniten. Ihr Ideal wurde, die Arbeiter wieder in den Beſitz der Produktions- 
mittel zu ſetzen. Schon zwiſchen 1830 und 1840 predigte man als Mittel 
dazu den Generalſtreik. Und wenn auch Owen und ſeine Schüler ſelbſt 
jedweden Gedanken von Gewalt verurteilten und die Verwirklichung ihres 
Ideals lediglich von der Umwandlung des inneren Menſchen erwarteten, 
ſo war doch, nachdem das Parlament 1837 einen Antrag auf Einführung 
des allgemeinen Stimmrechts abgelehnt hatte, der Chartismus entſtanden, 
welcher als Folge des allgemeinen Stimmrechts die Rückkehr der Produktions- 
mittel in die Hand der Arbeiter erwartete. Am 15. Juli 1839 kam es in 
Birmingham zu einem furchtbaren Konflikt zwiſchen der Polizei und der 
erbitterten Menge, der dem Sieger von Waterloo die Worte entlockte: 
„Oft war ich Augenzeuge der Schrecken einer im Sturm genommenen Stadt; 
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doch habe ich niemals ähnliche Ausſchreitungen geſehen, wie die, welche 
in einer Nacht in Birmingham begangen wurden.“ Nun erhielt die Partei 
der phyſiſchen Gewalt im Konvent der Chartiſten die Oberhand; und waren 
in Rom die Plebejer in montem sacrum ausgezogen, fo beſchloſſen nun die 
Chartiſten den heiligen Monat, das heißt einen Generalſtreik während 
eines Monats. Aber nur die am ſchlechteſten gelohnten Arbeiter waren 
dazu bereit; die, welche in Gewerkvereinen organiſiert waren, waren nicht 
dafür zu haben; daher mußte der Beſchluß zurückgenommen werden. Aber 
ein paar Jahre ſpäter kam es trotzdem zu einem Verſuch. Im Jahre 1842 
herrſchte in den engliſchen Fabrikdiſtrikten die bitterſte Not. Ein Mal um 
das andere Mal waren die Löhne herabgeſetzt worden, bis Tauſende kaum 
mehr zu leben vermochten. Da wurde der Generalſtreik beſchloſſen, der 
dauern ſollte, bis die Arbeitgeber ihren Arbeitern Gerechtigkeit widerfahren 
laſſen würden. Am 5. Auguſt ſtellten die Arbeiter in Aſhton die Arbeit 
ein; ſie ſollte nicht eher wieder aufgenommen werden, bis das allge⸗ 
meine Stimmrecht gewährt fei, von dem fie den Übergang der Produktions- 
mittel in die Hand der Arbeiter erwarteten. Dasſelbe beſchloſſen die Arbeiter 
in Staleybridge. Dann zog man nach Mancheſter und entfernte alle Arbeiter 
aus den Fabriken, dann nach allen Städten in ſeiner Umgebung; die 
Pfropfen wurden von den Keſſeln der Dampfmaſchinen genommen, um ſie 
für lange Zeit untauglich zu machen; und in kürzeſter Zeit ſtand in Mancheſter 
und im Umkreis von 50 Meilen alle Arbeit ſtill, außer in den Kornmühlen. 
Disraeli hat in ſeinem Roman „Sybil“ die Bewegung höchſt ergreifend 
geſchildert. Aber auch die gewöhnlichſten Arbeitseinſtellungen waren damals 
nicht ſelten von den ärgſten Verbrechen begleitet. Es gab ſogar Gewerk- 
vereine, welche von ihren Mitgliedern Eide forderten, wie den: „Ich werde 


mit Eifer und ohne Zögern, ſoweit es in meinen Kräften ſteht, jedweder 


Aufgabe oder Anweiſung nachkommen, welche die Mehrheit meiner Genoſſen 
mir zur Förderung unſeres gemeinen Wohls auferlegen wird, wie die 
Züchtigung von Streikbrechern, die Ermordung drückender und tyranniſcher 
Arbeitgeber oder die Zerſtörung von Werkftätten, welche als unverbeſſerlich 
bezeichnet werden ſollten“ uſw. In dem Roman „Mary Barton“ hat 
Mrs. Gaskell eine Gewerkvereinsverſammlung, in welcher entſprechend dieſem 
Eide gehandelt wurde, anſchaulich vorgeführt. Aus den dreißiger und 
vierziger Jahren haben wir große Prozeſſe vor den Geſchworenen, weil feiernde 
Baumwollſpinner Streikbrecher mit Vitriol begoſſen. Noch in die ſechziger 
Jahre fallen die Greueltaten in Sheffield und die Verbrechen in Mancheſter, 
welche zur Einſetzung der königlichen Kommiſſion von 1867 bis 1871 zur 
Unterſuchung der Gewerkvereinsorganiſation den Anlaß gaben. 

Aber aus eben dieſer Unterſuchung ging hervor, daß dieſe Vorkommniſſe 
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nur mehr die Ausnahme bildeten. Sie hingen da, wo fie vorkamen, mit 
ganz beſonderen Berhältniffen zuſammen. Bis auf diefe Ausnahmen hatten 
die engliſchen Gewerkvereine von den Erfahrungen der dreißiger und vierziger 
Jahre gelernt, daß mit bloßem Enthuſiasmus, auch wenn er ſich bis zu 
Gewalttätigkeiten ſteigerte, nichts zu erreichen ſei. Man hatte ſeine Leiden⸗ 
ſchaften zu beherrſchen gelernt, und an die Stelle der ſpontan ausbrechenden 
Arbeitseinſtellungen war die planmäßige Vorbereitung des wirtſchaftlichen 
Kampfes durch allmähliche Anhäufung von Geldmitteln getreten. Sie ſollten 
die Mitglieder inſtand ſetzen, ſtatt ihre Arbeit vorbehaltlos anzubieten, 
beim Abſchluß des Arbeitsvertrages auf den für nötig erachteten Bedingungen 
zu beſtehen. Jede Gewalttat bei Arbeitseinſtellungen wurde verpönt. Durch 
Kündigung der Arbeit unter Einhaltung der Kündigungsfriſten ſollte das 
Erſtrebte auf geſetzlichem Wege weit wirkſamer erreicht werden. Um die 
Feiernden unterſtützen zu können, waren die Beiträge bis auf einen Schilling 
die Woche erhöht worden. So entſtanden Vereine mit einem Einkommen 
von einer Million Mark per Jahr und einem Bankſaldo von dem doppelten 
und dreifachen Betrag. Aber damit haben die Arbeitseinſtellungen nicht 
etwa zugenommen. Im Gegenteil. Stärke und Reichtum der Gemerkvereine 
wurden gleichbedeutend mit Stetigkeit in der Höhe des Arbeitslohnes und 
in der Dauer der Arbeitszeit und mit Seltenheit der Arbeitsſtreitigkeiten. 
Kaum 1—2 Prozent ihres Einkommens wurden auf Ausſtände verwendet. 
Je größer das angeſammelte Vermögen der Vereine, deſto vorſichtiger 
wurden ihre Beamten, es unnütz zu vergeuden; ſie nahmen etwas an von 
dem vorfichtigen, auf Kapitalanſammlung bedachten, zufriedenen und fried- 
liebenden Temperament eines Bankdirektors. 

Die Folge war, daß die Unterſuchung, die man mit dem Gedanken begonnen 
hatte, Material zur Unterdrückung der Arbeiterkoalitionen zu beſchaffen, 
zur geſetzlichen Anerkennung der Gewerkvereine geführt hat. Seitdem hat 
ſich der engliſche Gewerkverein zu einer öffentlichen Inſtitution entwickelt, 
zu der nicht mehr zu beſeitigenden Organiſation der engliſchen Arbeiter 
zwecks Durchführung und Aufrechterhaltung einer Ordnung, welche den 
Bedürfniffen des Mittelſchlags, der Maſſe der Arbeiter, angepaßt iſt. Und 
was für ein Umſchwung in der öffentlichen Meinung hat ſtattgefunden! 
Während noch in den ſechziger Jahren jedermann, der ein gutes Wort 
für die Arbeiterorganiſationen einlegte, mit Hohn und Schmähungen überhäuft 
und ſogar nicht ſelten im täglichen Umgang geſchnitten wurde, trat jetzt 
die öffentliche Meinung in Arbeitsſtreitigkeiten regelmäßig auf die Seite 
der Gewerkvereine, und wer heute in England an ihre Unterdrückung dächte, 
würde als Tor vernichtendem Gelächter anheimfallen. — Auf die Anklänge 
an das frühere Entwicklungsſtadium der Arbeiterkoalitionen, die fic) heute 
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wiederum bei jenen engliſchen Arbeitern finden, die erft jetzt fich zu organifieren 
beginnen, bei den Ungelernten, werde ich noch zurückkommen. 
n Deutſchland wurden die alten Koalitionsverbote zuerſt 1862 im König- 
8 reich Sachſen, dann 1869 für den Norddeutſchen Bund und 187 ı für das 
Deutſche Reich beſeitigt. Mit dieſen Jahreszahlen iſt ſchon das Törichte der 
von einem induſtriellen Intereſſenvertreter neuerlich aufgeſtellten Behauptung 
dargetan, die Koalitionsverbote ſeien in Deutſchland unter dem wachſenden 
Einfluß des Marxismus beſeitigt worden. Die liberale Partei war es, die 
auf ihre Beſeitigung gedrängt hat, und der Kreuzzeitungsredakteur Wagener 
hat zugunſten ihrer Abſchaffung weitaus die beſte Rede gehalten. Dagegen hat 
Laſſalle die Arbeitseinſtellungen bezeichnet als den vergeblichen Verſuch der 
Ware Arbeit, ſich als Menſch zu gebärden, und J. B. von Schweitzer hat, 
wie man ihm vorgeworfen hat, nur aus Bosheit für Beſeitigung der Roali- 
tionsverbote geſtimmt; denn er hat ausgeführt, da die Arbeiterkoalitionen 
die Lage der Arbeiter doch nicht zu beſſern vermöchten, werde jede fehl- 
geſchlagene Arbeitseinſtellung nur ihre größere Erbitterung und größeren 
Klaſſenhaß hervorrufen. Auch glichen die deutſchen Arbeitseinſtellungen der 
ſiebziger und achtziger Jahre den primitiven engliſchen inſofern, als auch 
ſie, mit ungenügenden Geldmitteln begonnen, durch Leidenſchaft das zu er⸗ 
ſetzen ſuchten, was an Geld fehlte. Aber das Sozialiſtengeſetz, von dem 
Miquel im vertrauten Kreiſe geſagt hat, es habe uns um mehr als dreißig 
Jahre zurückgeworfen, hat wenigſtens ein Gutes gehabt; es hat die deut⸗ 
ſchen Arbeiter diszipliniert. Und als fie nach feiner Beſeitigung anfingen, 
an der Beſſerung ihrer Lage auf Grund der heutigen Wirtſchaftsordnung 
zu arbeiten, haben fie begonnen, Gewerkſchaften nach dem Vorbild der eng- 
liſchen Gewerkvereine aufzubauen, und bekanntlich iſt ihnen dies ſo ſehr 
gelungen, daß die Gewerkſchaftsorganiſation ſchon die Eiferſucht der poli⸗ 
tiſchen Leitung der deutſchen Sozialdemokratie in hohem Maße geweckt hat. 
* nun zu Frankreich. Hier ſteht es ganz anders mit den Arbeiterſyndi⸗ 
katen. Auch hier hatten die Koalitionsverbote weder Arbeitseinſtellungen 
noch dauernde Koalitionsvereine zu unterdrücken vermocht. Auch hier ſind 
dieſe zuerſt, voll konſervativen Geiſtes, auf die Aufrechterhaltung der alten 
Ordnung bedacht geweſen. Im Compagnonnage du Tour de France haben die 
Geſellenorganiſationen der Zunftzeit die Aufhebung der Zünfte und das 
drakoniſche Geſetz von 1791, das jede Verabredung von Warenverkäufern, 
Arbeitgebern und Arbeitern verbot, überdauert. Aber mit der fortſchreiten⸗ 
den wirtſchaftlichen und politiſchen Entwicklung wurden die franzöſiſchen 
Arbeiter mit ſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt, und nachdem ſie 1864 das Recht, 
gemeinſam die Arbeit einzuſtellen, und 1884 das Recht, Fachvereine zu 
bilden, erlangt haben, haben ſie Syndikate gebildet, die mit dem alten 
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Compagnonnage nur mehr fehr wenig gemein haben. Aber auch von den 
engliſchen Gewerkvereinen und den deutſchen Gewerkſchaften find fie ſehr 
weit verſchieden. „Die Geſchichtsſchreiber der franzöſiſchen Gewerkſchafts⸗ 
bewegung“, ſchreibt Sombart in ſeinem Buche über „Sozialismus und ſoziale 
Bewegung“, „ſind voll von Klagen über die Unfähigkeit der franzöſiſchen 
Arbeiterſchaft, fic) zu ‚organifieren‘ und vor allem unverdroſſen bei einer 
Organiſation zu bleiben und zu ihren Aufgaben regelmäßig beizuſteuern. 
Dieſer letzte Punkt ſcheint der heikelſte zu fein. Ein engliſcher Gemerk- 
vereinler ſagte einmal auf einem Kongreß der ‚alten‘ Internationale: Wenn 
es ſich darum handelt, über Reſolutionen abzuſtimmen, ſind unſere fran⸗ 
zöſiſchen Freunde ſtets bereit, die Hände hochzuheben, wenn ſie ſie aber in 
die Taſche ſtecken ſollen, iſt keiner mehr da.““ 

In der Tat, das iſt der heikelſte Punkt. Nimmt man alle 66 franzö⸗ 
ſiſchen Arbeiterſyndikate zuſammen, ſo berechnet ſich der durchſchnittliche 
Jahresbeitrag nach Profeſſor Rift auf 2 Francs 76 Centimes per Mitglied; 
das ergibt für 489 351 Mitglieder ein Jahreseinkommen von 1 353 260 Francs. 
Dagegen haben nach Riſt die zur Generalkommiſſion gehörigen deutſchen 
Gewerkſchaften ein Jahreseinkommen von 59729607 Francs; der durch- 
ſchnittliche Jahresbeitrag beträgt per Mitglied 32 Franes 60 Centimes. 
In England betrug das Jahreseinkommen der hundert ſtärkſten Gemwerk- 
vereine Ende 1907 02 332050 Francs und der durchſchnittliche Jahres- 
beitrag der 1457 856 Mitglieder 42 Francs 50 Centimes. Bei den Fran- 
zoſen der höchſte Beitrag 2 Franes per Monat; die Jahresbeiträge gehen 
dort herunter bis auf 10 Centimes; in England Beiträge von 1 Schilling 
die Woche! 

Erwägt man die große Reizempfindlichkeit des franzöſiſchen Volkes gegen 
jede Art der Bedrückung und den ihr entſprechenden tiefen Haß des fran- 


zöſiſchen Arbeiters, wo er ſeinem Arbeitgeber iſoliert gegenüberſteht, gegen 


ſeine tatſächliche Rechtloſigkeit im heutigen Arbeitsverhältnis, nimmt man 
dazu die revolutionäre Tradition Frankreichs und die den Franzoſen eigen- 
tümliche Ungeduld in politiſchen Dingen, ſpeziell ihre Ungeduld, frei zu 
werden, und daß der franzöſiſche Arbeiter, wie die eben vorgeführten Ziffern 
beweiſen, noch ganz unter dem Banne der Denkweiſe des franzöſiſchen Klein- 
bürgers und Bauern ſteht, für ſeine Ideale lieber jede andere Art von 
Opfer zu bringen, lieber Einkerkerung zu ertragen, ja das Leben zu ris- 
kieren, als Geld zu zahlen, fo begreift man völlig die Herrſchaft des revo- 
lutionären Syndikalismus in Frankreich und ſeine ſogenannte Philoſophie. 
Er iſt nichts anderes als der Ausfluß der Schwäche der franzöſiſchen Ar- 
beiterſyndikate, ihrer geringen Mitgliederzahl und ihrer verhältnismäßig noch 
geringeren finanziellen Mittel. 
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Der Grundgedanke des revolutionären Syndikalismus iſt der des Klaſſen⸗ 
kampfes. In dieſem Kampfe erblickt er eine erfreuliche Tatſache. Er führe 
zum Zuſammenſchluß der Arbeiter gegen Ausbeutung durch die Arbeitgeber 
und ihre Herrſchaft. Er ſchweiße die materiellen und moraliſchen Kräfte der 
Arbeiter zuſammen zu ihrer Emanzipation. Aufgabe der Syndikate fet es, 
das mehr oder minder vage Klaſſengefühl der Arbeiter zu organiſieren, es 
zum Klaſſenbewußtſein zu erheben. Sie umfaſſen alle Arbeiter eines oder 
verwandter Gewerbe ohne NRückficht auf deren politiſche oder religiöſe An- 
ſchauungen. Doch unterſcheiden fie ſich von den Gewerkvereinen und Ge- 
werkſchaften dadurch, daß dieſe die Wahrnehmung der Intereſſen der Ar- 
beiter je eines Gewerbes zum Ziele haben; die Syndikate dagegen hätten 
die Intereſſen der Arbeiter jeder Beſchäftigung wahrzunehmen. Jene erfüllen 
die Arbeiter mit Korporationsgeiſt, was mit der Klaſſenidee in Widerſpruch 
ſteht; dieſe weiteten den Horizont und führten zur Stärkung des Klaffen- 
bewußtſeins. Mittels der Syndikate vermöchten die Arbeiter direkt in den 
Klaſſenkampf einzutreten. Unter der „direkten Tat“ oder „direkten Aktion“ 
verſtehen die Syndikaliſten den Willen der Arbeiterklaſſe, ihre Angelegenheiten 
ſelbſt zu regeln, ſtatt ihre Regelung durch Delegation oder Mandat Dritten 
anzuvertrauen, welche für ſie handeln ſollen. Ob ſie ſich gegen den Staat 
richte als den Vertreter der Arbeitgeber, oder gegen die Arbeitgeber ſelbſt, 
ſei gleichgültig, vorausgeſetzt, daß die enterbte Klaſſe für ſich ſelbſt handele, 
ſich ſelbſt erziehe, ſich ſelbſt umbilde. Die „direkte Tat“ iſt nach ihrer Lehre 
nicht notwendig gewalttätig, ſie vermöge aber dieſe Form anzunehmen. Sie 
beſtehe in einem von den Arbeitern zur Erreichung ihres Endzieles direkt 
ausgeübten Druck. Als Hauptarten der direkten Tat kennt ſie: 

1. Den Streik. Er iſt's, worin ſich nach ihr vor allem der Klaſſen⸗ 
kampf äußert. Es ſei verkehrt, wenn ſich dabei die Arbeiter auf die von 
ihnen angeſammelten Gelder verlaſſen; dann entarte der Klaſſenkampf zum 
Kampf zwiſchen zwei Geldſäcken, bei dem ſie notwendig den kürzeren zögen. 
Der Streik müſſe durch Sturm und Drang gewonnen werden, durch ſchnell 
und energiſch ausgeübten Druck. Daher ſolle die Finanzlage bei einem 
Streik nie in Betracht gezogen werden. Dagegen ſei es wichtig, die Arbeit⸗ 
geber durch Überraſchung in eine Notlage zu verſetzen. Daher ſei nichts 
verkehrter als Vereinbarungen von Arbeitsbedingungen für lange Zeit oder 
mit langen Kündigungsfriſten. Sie gäben den Arbeitgebern nur Zeit, ſich 
für den Kampf vorzubereiten. Mitunter könne man gewinnen, indem man 
andere Gewerbe zu Sympathieſtreiks veranlaſſe. Völlig verkehrt ſeien Eini⸗ 
gungsämter und Schiedsgerichte. Sie entſchieden ſtets mit Rückſicht darauf, 
daß auch der techniſch ſchlechteſte Betrieb noch fortbeſtehen könne, alſo ſtets 
zugunſten der Arbeitgeber. 
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2. Die Marke. Indem die Arbeiter keine Waren kaufen außer ſolchen, 
welche mit einer ſie approbierenden Marke verſehen ſind, werde den Arbeitern 
ihre Macht als Konſumenten zum Bewußtſein gebracht. 

3. Den Boykott. Er bringe ihnen ihre Bedeutung als Produzenten 
und Konſumenten zum Bewußtſein. Er wende ſich gegen einen Arbeitgeber, 
deſſen Werkſtätte, gegen eine Firma, deren Laden gemieden werden ſoll. 

4. Die Sabotage. Sie iſt das berüchtigtſte der ſyndikaliſtiſchen Mittel. 
Als Regel denkt man dabei an Material- und Werkzeugzerſtörung, eventuell 
ſogar Gefährdung von Leib und Leben. Das iſt irrig. Der Begriff der 
Sabotage iſt viel weiter. Die Sabotage kann ſich äußern ebenſowohl in 
der äußerſten Ehrlichkeit und ſtrengſten Geſetzlichkeit, wie in empörendſter 
Schädigung von Eigentum. Sie iſt einfach zu definieren als ſyſtematiſches 
Außerachtlaſſen des Intereſſes des Arbeitgebers. Das kann fic) zum Bei- 
ſpiel darin äußern, daß man den Kunden volles Maß zuteil werden läßt, 
oder daß man ihnen die Wahrheit hinſichtlich der Qualität der verkauften 
Waren mitteilt. In Reftaurants hat fie ſich ſchon darin geäußert, daß man 
gut kocht und ſich weigert, ſchlechtes Fleiſch, das geliefert wird, zu ver- 
wenden. In anderen Fällen äußert fie ſich in dem ſogenannten Ca-Canny- 
Syſtem oder abſichtlichem langſamen Arbeiten oder, indem man anvertrautes 
Material verſchwendet. Wo Streiks verboten ſind, wie bei Arbeitern in 
amtlicher Stellung, oder wo ein Streik ausſichtslos wäre, äußert ſie ſich 
durch paſſive Reſiſtenz. Dieſe beſteht darin, daß man ſämtliche erlaſſene 
Betriebsvorſchriften aufs genaueſte ausführt, was regelmäßig zum völligen 
Stillſtand des Betriebes führt. So machten es die italieniſchen Eiſenbahner 
vor einigen Jahren; die Folge war, daß kein Zug abfahren konnte; oder 
die öſterreichiſchen Zollbeamten, welche die Unterſuchung der zu verzollenden 
Güter ſoweit trieben, daß ſie zum Beiſpiel bei einer Kiſte mit Eiern jedes 
einzelne Ei auspackten und wieder einpackten. Dieſe paſſive Refiftenz wird auch 
aus dem Grunde vor dem Streik bevorzugt, weil man dabei ſeine Stelle 
behält, damit auch den Lohn weiter bezieht und etwaige ſogenannte Arbeits- 
willige verhindert, verlaſſene Plätze einzunehmen. Aber ſie äußert ſich auch 
in ſchlechtem Arbeiten, ſteigert ſich bis zur Zerſtörung der Maſchinen uſw. 
Man hat gefagt, die Sabotage fet im ſozialen Krieg, was die Guerilla 
gefechte in nationalen Kriegen ſeien. Alles das wird von den Syndikaliften 
gebilligt; nur eines verurteilen fie aufs ſchärfſte, Sabotage, welche zur Ein- 
buße des Lebens eines Menſchen führen könnte. 

ber die Syndikaliſten haben außer den Arbeitgebern noch einen Feind 
— den Staat. Dieſer iſt ihnen nichts als das Organ der Kapital beſitzen ⸗ 
den Klaſſe. Ohne ſeine Macht gebrochen zu haben, keine Ausſicht auf Sieg 
der Arbeiter. Eben weil der Staat der Feind ſei, müßten ſich die Arbeiter 
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jedweder Beteiligung am politifchen Leben enthalten. Dagegen follten fie 
durch Agitation in Preſſe und Verſammlungen direkten Druck auf ihn ausüben, 
um von ihm Reformen zu erzwingen; denn nur Reformen, welche durch ſolchen 
direkten Druck herbeigeführt oder aufrecht erhalten werden, hätten bleibenden 
Wert. Soziale Reformen, wie ſie die Demokratie den Arbeitern verſchafft, 
hätten nur die Bedeutung, die revolutionäre Kraft der Arbeiter zu ſchwächen. 

Ebenſo verwerflich und für die Arbeiter gefährlich, wie die Ideologie von 
der Verſöhnung der Klaſſen, iſt nach der Lehre der Syndikaliſten die Idee 
des Patriotismus. Der Arbeiter habe kein Vaterland. Sein Vaterland ſei, 
wo er Arbeit findet; ſeine Mitbürger ſeien die Arbeiter der ganzen Welt. 
Das Hauptmittel des Kapitaliſtenſtaates, um die Arbeiter niederzuhalten, 
ſei die Armee. Sie werde bei Streiks gegen die Arbeiter gebraucht; ſie 
diene dazu, den Geiſt der Unabhängigkeit und Revolte unter den Arbeitern 
zu erdrücken; daher fet die antimilitariſtiſche Propaganda eines der wich- 
tigſten Mittel im Kampf gegen die Kapitaliſten und gegen den Staat. Der 
Antimilitarismus beſteht darin, die Propaganda ſozialiſtiſcher Gedanken in 
die Armee zu tragen; daher die Syndikaliſten den Soldaten vorhalten, daß 
fie Arbeiter in Uniform find, daß fie — wie fie aus dem Arbeiterſtand hervor- 
gegangen — einmal in ihre Werkſtätten und in ihr Heim zurückkehren 
würden und daher nicht die Solidarität vergeſſen ſollten, welche ſie mit ihren 
Mitarbeitern in der Bluſe verbinde. „Wenn ihr wieder den Rock aus- 
gezogen habt und an Streiks beteiligt ſeid, dann ſeid ihr wie wir in Gefahr, 
durch andere Soldaten ermordet zu werden“, heißt es in dem Manifeſte Tom 
Manns, das zu ſeiner Beſtrafung geführt hat. Sie werden aufgefordert, 
im Falle von Streiks von ihren Waffen keinen Gebrauch zu machen und 
im Falle einer Kriegserklärung ſich zu weigern, die Waffen zu ergreifen. 
Für den Fall eines Krieges drohen die Syndikaliſten mit dem Generalſtreik. 

Doch dem Generalſtreik kommt in ihren Augen eine noch viel höhere 
Bedeutung zu. Durch „direkte Aktion“ vermöge man zwar dem Staat 
und den Arbeitgebern wertvolle Reformen abzuringen, deshalb wertvoll, 
weil fie der Stärkung der Arbeiter für den Endkampf dienen; aber Privat- 
eigentum und Lohnſyſtem könnten dadurch nicht abgeſchafft werden. Das 
vermöge der Generalſtreik. Der heutige franzöſiſche Miniſter Briand hat, 
als er ſelbſt noch Syndikaliſt war, als den Vorzug des Generalſtreiks er- 
klärt, daß er „eine Revolution ſei, welche mit Handeln auf dem Boden 
der Geſetzlichkeit beginnt, und die fo allgemein iſt, daß die Mobiliſierung 
einer Armee zu ihrer Erdrückung ſchwer, wenn nicht unmöglich ſein würde“. 
Dies noch der Gedanke der heutigen Syndikaliſten. Der Generalſtreik ſoll 
alle Klaſſenunterſchiede beſeitigen und neue Geſellſchaftsformen ins Leben 
rufen. Wenn die Zeit voll iſt, ſagen ſie, wird er kommen, und in dem 


17 


Zuftand, der dann folgen wird, wird es kein Privateigentum mehr geben, 
das Eigentum wird Kollektiv fein, das heißt der Geſamtheit gehören. Die 
Verfügung darüber aber wird den einzelnen Syndikaten zuſtehen. Das 
Syndikat wird die Zelle der Geſellſchaft ſein; aber es wird nicht der Eigen- 
tümer der ihm zugewieſenen Güter ſein, ſondern nur deren Verwalter unter 
Zuſtimmung der Geſamtheit. Durch die Arbeitsbörſe — das Syndikat der 
Syndikate — treten alle Syndikate miteinander und mit der übrigen Welt 
in Beziehung. Sie hat alle ſtatiſtiſchen Daten zu ſammeln und das Wirt- 
ſchaftsleben in Gang zu halten. Sie ſtellt den Bedarf der Menſchen an 
den verſchiedenen Orten feſt, ſowie die zu ſeiner Deckung verfügbaren Mittel 
und vermittelt den Austauſch der Produkte zwiſchen Ort und Ort und die 
Einfuhr von Rohſtoffen von außen. 

Dabei möchte ich ſchon an dieſer Stelle davor warnen, dieſes Zukunfts- 
ideal etwa mit dem Bild des Zukunftsſtaates, das einige Sozialdemokraten 
entworfen haben, zu verwechſeln. Das Charakteriftifche der fozialdemokra- 
tiſchen Beſtrebungen iſt die Leitung der geſamten Produktion von einer Sentral- 
ſtelle aus. Gerade darin unterſcheidet ſich der Syndikaliſt vom Gozial- 
demokraten, daß er von wahrem Haß gegen jede Art von Zentraliſation 
erfüllt iſt. Zentraliſation bedeutet Autorität; der Syndikaliſt als der aus⸗ 
geſprochenſte Individualiſt haßt alle Autorität, wie es denn charakteriſtiſch 
iſt, daß die Grundanſchauung der Sozialdemokratie die der fortſchreitenden 
Zentraliſation des Wirtſchaftsbetriebes in immer weniger werdende Grof- 
betriebe iſt, während der Syndikaliſt vom kleinen Betrieb ausgeht, kleine 
Bauern, Handwerker und hausinduſtrielle Heimarbeiter weiter beſtehen laſſen 
will; wie denn die Länder, in denen der Syndikalismus ſeinen Hauptſitz 
hat, Frankreich und Italien, Länder des ganz überwiegenden Kleinbetriebes 
ſind. Nur in einem beſteht ein Unterſchied zwiſchen dem italieniſchen und 
dem franzöſiſchen Syndikalismus. Nach dem italieniſchen ſoll jedes Gewerbe 
ſelbſt durch föderierte Vereinigung die Kontrolle über die von ihm verrichtete 
Arbeit übernehmen; in Frankreich dagegen ſoll jede Gemeinde mit Hilfe der 
föderierten Zweige der verſchiedenen Syndikate an jedem Ort die Produktion 
von allem dem übernehmen, was man braucht. Bernſtein hat den Syndika⸗ 
lismus im Gegenſatz zum Sozialismus als organiſierten Liberalismus definiert. 

In dieſem Zukunftsgemälde iſt kein Raum für den Staat, es ſei denn, 
daß man das Ideal der Syndikaliſten ſelbſt Staat nennen will. Aber im 
Staat ſehen ſie eine Zwangsanſtalt, welche ihnen ihren Willen von außen 
auferlegt. Im ſyndikaliſtiſchen Zukunftsgebilde foll die Difziplin von innen 
herauskommen. Wenn die Zeiten voll ſind, werden die Arbeiter in ſich 
ſelbſt die ſchöpferiſche Kraft finden, um die Geſellſchaft neu zu geſtalten; 
die Kämpfe werden ſie dazu erzogen haben. 

Brentano, Syndikalismus. 
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I’ das klingt für unfereinen dunkel, und der Menſch, der, wie die Syndi- 

kaliſten ſagen würden, ſo degeneriert iſt, daß er alles verſtandesmäßig 
klar ſehen will, wird durch das Dargelegte nicht befriedigt. Das aber 
— jagen die Syndikaliſten — iſt eben die Schwäche unferes verftandes- 
mäßigen Denkens und Handelns; es beraubt den Menſchen des Enthufias- 
mus und der Leidenſchaft, die allein große Taten zu bewirken vermögen. 
Alle großen Umgeſtaltungen der Welt ſind nicht von einem klaren Erkennen 
getragen worden, ſondern von einem Mythus. Der Mythus, der die Syndika- 
liſten beherrſcht, iſt der vom Generalſtreik, nach deſſen Eintreten, wie nach 
dem Jüngſten Gericht, ein Millenium Platz greifen wird. Über die Einzel 
heiten dieſes idealen Zukunftsgebildes ſei es töricht, ſich den Kopf zu zer- 
brechen. Wenn die Maſſe einer Bevölkerung ſich dazu entſchließe, die 
Welt umzugeſtalten, wenn ein ſozialer Mythus das Bewußtſein aller erfülle, 
dann gelinge es ihnen auch, auf ihre Umgebung Einfluß zu üben genau 
ſo, wie das Bewußtſein des Individuums auf ſeinen Körper Einfluß übe. 

Indes erkennen die Syndikaliſten, daß die Kämpfe, ſowohl die der 
Gegenwart als auch und vor allem der große Kampf der Zukunft, die 
Initiative, das Beiſpiel und die Führerſchaft bei einer zielbewußten und 
energiſchen, den Intereſſen ihrer Klaſſe dienenden ergebenen Minderheit 
vorausſetzen; denn die geſamte Arbeiterklaffe als ſolche betrachten fie als 
eine inerte Maſſe. Jene Minderheit kann ihr Ziel nur erreichen, wenn 
ſie dieſe Maſſe mit ſich fortreißt und ſie an dem Kampf direkt teilnehmen 
läßt. Ste iſt nur die Avantgarde ihrer Klaſſe, und wenn die Maſſen 
nicht hinter ihr marſchieren, kann ſie nichts erreichen. Somit iſt das 
Vorgehen der aktiven Minderheit antidemokratiſch; denn die Demokratie 
bedeutet Herrſchaft der Mehrheit. Aber Mehrheitsherrſchaft iſt eine Fiktion; 
in Wirklichkeit legt immer eine Minderheit ihren Willen der Mehrheit 
in deren eigenem Intereſſe auf. Wo die Mehrheiten ſich wirklich geltend 
machen, iſt es ſtets als Hemmnis des Fortſchritts. Anders die Syndikate. 
Sie find nicht die Vertreter der Mehrheit im demokratiſchen Sinne des 
Worts. Die Syndikaliften bilden nur eine Minderheit der Arbeiter und 
können kaum erwarten, jemals deren Mehrheit zu umfaſſen. Die empfind- 
lichſten, geiſtig höchſtſtehendſten und energiſchſten Arbeiter ſind es, die in 
Syndikaten zuſammentreten. Sie ſind die Mönche der Arbeiterbewegung, 
welche der ganzen Arbeiterklaſſe Stärke verleihen. Durch den ſozialen 
Mythus begeiſtert, bereiten fie die Welt auf die ſoziale Revolution vor, 
indem ſie ſich in unvernünftiger Weiſe opfern, in ihrem Beſtreben, die 
Übelſtände dieſer böſen Welt zu überwinden. Sie treten in eine Agitation 
ein, ohne vorher den allgemeinen Willen feſtzuſtellen, reißen die Führung | 
an fic) und erwarten Gefolgſchaft. Sie erreichen fo beſſere Arbeitsbedin- 
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gungen nicht bloß für ihre Mitglieder allein, ſondern für alle Arbeiter an 
einem Ort und in einem Lande. Dadurch wird die Führerſchaft, die ſie 
an ſich geriſſen haben, nachträglich gerechtfertigt. Auf dieſe Weiſe führt 
die aktive und zielbewußte Minderheit die Arbeiter als Klaſſe ihrer end- 
gültigen Befreiung entgegen. Indem die Syndikaliſten die Grundlagen 
der Geſellſchaft allmählich unterminieren, entwickeln ſie innerhalb ihres 
Rahmens die Elemente einer neuen Geſellſchaft. Bei einer allgemeinen 
Erhebung würden die Arbeiter das unterminierte Gebäude hinwegfegen und 
die aus ihrer eigenen Mitte geborene neue Geſellſchaft aufbauen. 
Dir die Philoſophie des revolutionären Syndikalismus. Außerhalb Frank ⸗ 
reichs iſt die Meinung verbreitet, Georg Sorel und ſeine Schüler hätten 
ſie geſchaffen. Sombart hat dies aufgebracht; andere Schriftſteller haben es von 
ihm übernommen. Dieſe Meinung iſt falſch. In Frankreich ſelbſt hat man 
ſie ſtets als falſch zurückgewieſen, vor allem Sorel ſelbſt. Die Philoſophie 
des revolutionären Syndikalismus enthält Anklänge an Programmpunkte 
längſt vergangener Bewegungen. So könnte das, was vom Generalſtreik 
und der Kontrolle des Arbeiters über die Produktionsmittel darin gefagt 
iſt, einem Manifeſt der engliſchen Arbeiterbewegung der dreißiger Jahre 
entnommen ſein. Noch mehr erinnert die Philoſophie an die von Marx aus 
dem Felde geſchlagene Lehre Bakunins, der ſelbſt mit Proudhon zufammen- 
hängt. Nun iſt es möglich, ja wahrſcheinlich, daß viele dieſer vagen Vor⸗ 
ſtellungen wie herbſtliche Spinnefäden in der Luft weiter fortgetrieben und 
von den Arbeitern aufgenommen worden find. Aber all das iſt unmefent- 
lich. Die Philoſophie tft aus der franzöſiſchen Arbeiterbewegung ſelbſt her- 
vorgegangen. Sie iſt der Ausdruck ihrer Schwäche. Man hat aus der Not 
der Syndikate, ihrer geringen Zahl von Mitgliedern und ihrer finanziellen 
Leiſtungsunfähigkeit, eine Tugend gemacht. Nicht auf Geldmittel zum wirt⸗ 
ſchaftlichen Kampfe käme es an, ſondern auf Enthufiasmus, nicht darauf, 
daß man die Mehrheit bilde, ſondern daß der Enthuſiasmus einer energiſchen 
Minderheit die ſtumpfſinnige Mehrheit mit ſich fortreiße, nicht auf eine mit 
Hilfe geſetzlicher Mittel errungene Beſſerung der Lage der Arbeiter, ſondern 
darauf, daß man mit Gewalt Arbeitgeber und Staat bezwinge. Es handelt 
ſich um eine dem ungeſchulten Hirn der Arbeiter ſelbſt entſprungene Apologie 
ihrer Unfähigkeit. Sorel, Berth und andere haben nichts getan, als die 
unartikulierten Stimmen der Arbeiter verdolmetſcht und gloſſiert und dabei 
Anklänge an die Philoſophie Bergſons gefunden. Sorel ſelbſt hat den 
revolutionären Syndikalismus ſogar neuerdings preisgegeben. Er habe 
nicht gehalten, was er verſprochen habe. Viele hofften, daß die Zukunft 
die Mißſtände der Gegenwart beſſern würde, aber er fühle, daß er zu alt 
ſei, um fernen Hoffnungen leben zu können. Sorel und Berth haben von 
2* 
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ihrer ſyndikaliſtiſchen Vergangenheit nur ihre Abneigung gegen die Demo- 
kratie behalten. Demgemäß verſprachen ſie Mitarbeiter einer monarchiſti⸗ 
ſchen Monatsſchrift zu werden. Die hat nun das Licht der Welt niemals 
erblickt, aber durch die bloße Ankündigung haben ſie es mit den Arbeitern 
verdorben, die trotz aller Kritik, die fie an Parlament und Demokratie 
üben, doch nichts mehr haſſen, als was nach Ancien Regime fchmeckt. 
Wie wenig Bedeutung die Perſönlichkeit Sorels für den revolutionären 
Syndikalismus hat, zeigt, daß fein Abfall von der ſyndikaliſtiſchen Bewe⸗ 
gung ohne Bedeutung geblieben iſt. 
Wos nun iſt die Verbreitung des Syndikalismus? Er hat nur da 
ſeinen Nährboden, wo den Arbeitern jede Hoffnung fehlt, daß ihre 
Lage ſich beſſere. Das iſt einmal in Ländern der Fall, in denen der Klein⸗ 
betrieb oder richtiger rückſtändige gewerbliche Betriebsformen vorherrſchen. 
Hier befinden ſich die Arbeiter in ärmlichſter Lage und vermögen daher 
keine großen pekuniären Opfer für ihre Sache zu bringen. Lord Bacon 
hat ſeiner Zeit von allen Menſchen geſagt, daß ſie lieber Leib und Leben 
zu riskieren, als pekuniäre Opfer zu bringen bereit ſeien; das gilt noch 
heute für die franzöſiſchen, italieniſchen, kurz für die Arbeiter aller roma- 
niſchen Völker. Sie laſſen ſich einſperren; auch ſteigen ſie auf Barrikaden 
und laſſen ſich totſchießen; aber zahlen tun fie nicht. Dabei iſt es bezeich- 
nend, daß auch unter den franzöſiſchen Syndikaten diejenigen die gemä⸗ 
ßigten find, welche die höchſten Beiträge zahlen, am beſten organifiert 
ſind und die meiſten Mitglieder haben. Umgekehrt wird berichtet, daß in 
Frankreich auch die Führer der Kleingewerbetreibenden, die unter dem 
Druck des Großkapitals ſeufzen, mit den revolutionären Syndikaten zu 
gehen bereit ſeien. Angeſichts des Fehlens eines eigenen, realiſierbaren 
Programms zur Beſſerung ihrer Lage, übt das revolutionäre Programm 
der Syndikaliften auf fie beſondere Anziehungskraft. Eine andere Kategorie 
von Arbeitern, denen die Fähigkeit, ihre ärmliche Lage ſelbſt zu verbeſſern 
fehlt, ſind die in feſtem Vertragsverhältnis Befindlichen. So wird berichtet, 
daß in Frankreich der Syndikalismus in den Kreiſen der Poft-, Telegraphen- 
und Telephonbeamten und der Lehrer an öffentlichen Schulen beſonders viel 
Anhänger zähle. Das ſind alles Leute, die, weil ſie ſelbſt ſchlecht bezahlt 
werden, keine hohen Beiträge zahlen können; ihr feſtes Vertragsverhältnis 
ſchließt den Streik aus; die zur Sabotage gehörige paſſive Reſiſtenz iſt 
ihr einziges Kampfmittel. Ebenſo ſteht es mit den Eiſenbahnern, wo ihnen 
das Streiken unterſagt iſt, oder ſich als untaugliches Mittel gezeigt hat. 
Ahnlich wie in Frankreich iſt's in Italien und Spanien. In Schweden, 
Norwegen und Dänemark gibt es einzelne Syndikaliſten; angeſichts der 
lebhaften Teilnahme der ſkandinaviſchen Völker am ſtaatlichen Leben ſagt 
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man aber, daß ſie nie Ausſicht hätten, dort viele Anhänger zu gewinnen. 
Immerhin heißt es in dem vor einigen Wochen erſchienenen amtlichen Berichte 
des Königlichen Kommerzkollegiums „Die Ausſperrungen und der Großſtreik 
in Schweden 1909“, Seite 134, daß die Verzagtheit der ſchwediſchen Arbeiter 
über die Niederlage der großen und zentraliſierten Organiſationen in den 
großen geordneten Kämpfen ſie dem Syndikalismus geneigter gemacht 
habe. Seitdem die Einwanderung aus romaniſchen und flawiſchen Ländern 
nach Amerika ſo ſehr zugenommen hat, gibt es auch dort Anhänger der 
Syndikaliften; aber die Maſſe der amerikaniſchen Gewerkſchaften wird als 
der Theorie des revolutionären Syndikalismus direkt feindlich geſchildert. 
ie aber ſteht es mit dem in neuerer Zeit oft behaupteten Umſichgreifen 
des Syndikalismus in England? 

Daß die erſten engliſchen Arbeiterkoalitionen ſyndikaliſtiſchen Charakter 
hatten, habe ich Eingangs erzählt, ebenſo wie daß dieſer Syndikalismus 
in dem Maße, in dem der moderne Gewerkverein ausgebildet worden tft, 
in England verſchwunden iſt. Aber es war etwas Eigenes mit dieſen auf 
finanzieller Grundlage aufgebauten Gewerkvereinen. Sie waren auf die 
beſtbezahlten engliſchen Arbeiter beſchränkt, auf die, welche hohe Beiträge 
zahlen konnten. Dagegen hatte es ſich lange als unmöglich gezeigt, ſowohl 
die Handlanger der organiſierten Gewerbe als auch alle übrigen ungelernten 
Arbeiter wirkſam zu organifieren. Weil jedweder ohne viel Vorbereitung 
die von ihnen geleiſteten Dienſte verrichten konnte, war es unmöglich geweſen, 
durch Beſchränkung des Angebots einen Einfluß auf den Preis ihrer Arbeit 
zu üben. So war es ein allgemeines Diktum geworden, daß die Organiſation 
in Gemerkvereinen, wenn fie auch der Ariſtokratie der Arbeiterſchaft geholfen, 
ſich doch unfähig erwieſen habe, deren unterſte Schichten zu heben; ja noch 
mehr, daß ſie jene organiſierte Ariſtokratie zum Sklaven ihrer Geldanlagen 
mache, die Entſtehung von Sonderintereſſen innerhalb der Arbeiterſchaft 
begünſtige, Gewerbe von Gewerbe und Arbeiter von Arbeiter trenne und 
die Kluft zwiſchen dem gelernten und gutbezahlten Arbeiter und dem enormen 
Reft der Hilfloſen vertiefe. Da ereignete fic) das noch nicht Dageweſene. 
Die Londoner Dockarbeiter, deren Elend ſprichwörtlich war und die bei 
dem fluktuierenden Charakter ihrer Beſtandteile bis dahin nicht zu organiſieren 
geweſen waren, wurden durch John Burns, den heutigen Miniſter, Tom Mann, 
den heutigen Syndikaliſten, und H. Champion, einen jungen Ariſtokraten, 
im Jahre 1889 organiſiert und ein Wunder geſchah: die gelernten in der 
Reederei beſchäftigten Arbeiter, obgleich ſie die Sache perſönlich gar nichts 
anging, ſtellten die Arbeit ein, bis die nur allzu berechtigten Forderungen 
der Dockarbeiter erfüllt ſeien. Noch mehr! Die ganze öffentliche Meinung 
Englands und ſeiner Kolonien trat auf die Seite der Dockarbeiter. Aus 
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allen Teilen des Reichs und aus allen Klaffen ftrömten die Beiträge herbet. 
Wenn John Burns, gleich einem Rattenfänger von Hameln, täglich feine 
Zehntauſende vom Oſtend zum Weſtend führte, traten die Ladeninhaber 
unter die Tür und ermunterten die Vorbeiziehenden durch Zuruf und Unter⸗ 
ſtützungen. Die Börſe brachte in wenigen Minuten einen namhaften Betrag 
zu dem gleichen Zweck auf. Henry Lafone, ein großer Reeder, zahlte ſeinen 
eigenen Arbeitern, als ſie aus ſozialem Pflichtgefühl mitſtreikten, ihre Löhne 
weiter. Selbſt die Intereſſentenpreſſe vergaß ihr Bellen. Einem ſolchen 
Druck der öffentlichen Meinung konnten die Arbeitgeber nicht widerſtehen. 
Schließlich haben ein Lordmayor, ein katholiſcher Kardinal, der anglikaniſche 
Biſchof von London und einige hervorragende Politiker eine Erhebung der 
Arbeit, wie ſie noch nie dageweſen war, zu einem friedlichen Ende gebracht. 

Damit ſchien der Nachweis erbracht, daß die Gewerkvereinsorganiſationen 
auch den Kreiſen, in denen ſie bis dahin noch nie hatten Wurzel faſſen 
können, Hilfe zu bringen vermögen. Aber bald folgte die Enttäuſchung. 
Sobald ſich die öffentliche Erregung gelegt hatte, ſchon nach wenigen Monaten, 
hielten ſich die Arbeitgeber nicht mehr an die vereinbarten Friedensbedingungen. 
Eine ſoziale Revolution auf Grundlage von Enthufiasmus, wie fie der 
Londoner Dockarbeiterftreik von 1889 geweſen war, läßt ſich aber nicht 
wiederholen. Die Dockarbeiterorganiſation beſteht zwar fort, in London 
und ähnlich an anderen Orten, aber nirgends hat ſie die elende Lage der 
Arbeiter zu beheben vermocht. Nicht anders ſteht es mit den anderen un⸗ 
gelernten Arbeitern in England. So, wenn wir von den Lokomotivführern 
abſehen, die eine ſtarke Arbeiterorganiſation haben, mit den übrigen bei 
der Eiſenbahn Beſchäftigten, den Ungelernten. Desgleichen mit den Millionen 
von Heimarbeitern und den landwirtſchaftlichen Arbeitern. 

Hand in Hand mit den Verſuchen, die ungelernten Arbeiter zu organiſieren, 
und mit deren Mißerfolgen war die Ausbreitung ſozialdemokratiſcher Gedanken- 
gänge unter den engliſchen Arbeitern gegangen. Es gelang, eine Anzahl 
Arbeiter ins Parlament zu wählen. Hier bildete ſich ſogar eine von den 
Liberalen unabhängige Arbeiterpartei, ohne deren Stimmen die Regierung 
nicht die Mehrheit hätte. Aber die Hoffnung, welche viele unter den Arbeitern 
gehegt hatten, daß es dieſer gelingen werde, das „Recht auf Arbeit“ durch das 
Parlament ſanktionieren zu laſſen und damit allen Arbeitsloſen Beſchäftigung 
zu feſtgeſetzten Löhnen oder andernfalls den vollen Unterhalt zu ſichern, wurde 
ſelbſtverſtändlich getäuſcht. Daher denn im Lande eine ſehr heftige Kritik an 
der Taktik der parlamentariſchen Arbeiterführer geübt wird. Man iſt aufge⸗ 
bracht über das, was man die Dienſtbefliſſenheit der Arbeitervertreter im Parla- 
ment gegenüber der Regierung nennt und beſchuldigt ſie, durch den Umgang 
mit den höheren Klaſſen entnervt, ſchwach und nachgiebig geworden zu fein. 
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Dazu kommt eine entſchiedene Verſchlechterung der Lage der engliſchen 
Arbeiter infolge der ſeit 1896 eingetretenen großen und rapiden Steigerung 
der Preiſe. Sie iſt weder in den gelernten noch in den ungelernten Gewerben 
von einer entſprechenden Steigerung der Geldlöhne begleitet geweſen. Dagegen 
waren in den vorausgegangenen fünfzig Jahren die Geldlöhne konſtant 
geſtiegen, während die Preiſe der Lebensmittel und der übrigen Verbrauchs ; 
güter der Arbeiter geſunken waren. Daher die große Unzufriedenheit, die 
heute unter den engliſchen Arbeitern herrſcht. 

In dieſe Stimmung fiel die Rückkehr von Tom Mann aus Auſtralien, 
der ſich 1889 nächſt John Burns am meiſten um die Dockarbeiter verdient 
gemacht hatte. Auſtralien iſt der Arbeiterkontinent. Dort haben die Sozial 
demokraten die Regierung in Händen. Aber trotzdem hat er auch dort 
Arbeitsloſe gefunden. Daher ſeine Verachtung für das, was Parlament und 
Staat für die Arbeiter tun können und fein Bekenntnis zum fyndikaliftifchen 
Kredo der direkten Tat. Aber er würde bei den engliſchen Arbeitern keinerlei 
Beachtung gefunden haben, hätte ihn die Regierung nicht wegen eines 
Aufrufs an die Soldaten, bei Streiks nicht auf die Arbeiter zu ſchießen, 
unter Anklage geſtellt. Das hat ihm eine gewiſſe Popularität verſchafft. 
Desgleichen haben in dem Maße, in dem die Ungelernten in die Arbeiter- 
bewegung einbezogen worden ſind, das Fehlſchlagen der Hoffnung, mittels 
Organiſation die Löhne entſprechend der Teuerung zu ſteigern, und der 
Erwartungen, die man auf die Arbeitervertreter im Parlament geſetzt hatte, 
zum Wiederauftauchen jener Tendenzen und hier und da auch der Gewalt 
tätigkeiten gegenüber Perſonen und Material geführt, wie ich ſie eingangs 
dieſes Vortrags als regelmäßige Begleiterſcheinung der engliſchen Arbeiter 
bewegung der zwanziger, dreißiger und vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts 
geſchildert habe. Dagegen iſt es abſolut irrig, hieraus und aus dem Auftreten 
Tom Manns den Schluß zu ziehen, daß die engliſchen Gewerkvereine 
vom Syndikalismus infiziert worden ſeien. Die Gewerkvereine haben ſich 
ſowohl durch den Mund ihrer Führer, als auch auf ihren Kongreſſen in 
ſchärfſter Verurteilung ſowohl gegen den Syndikalismus überhaupt, als auch 
gegen den Generalſtreik insbeſondere erklärt. Selbſt die dem Syndikalismus 
freundlichſten Schriftſteller erklären Tom Mann für den einzigen Syndikaliſten 
in Großbritannien. Desgleichen verfichern die ſachverſtändigſten Schriftſteller, 
wie J. A. Hobſon, daß der Syndikalismus als praktifche Politik dort nie 
weite Aufnahme finden werde, einmal weil der engliſche Arbeiter, bevor er die 
Gegenwart aufgebe, Klarheit über die Zukunft verlange, die an ihre Stelle 
treten ſolle, und er die ſyndikaliſtiſche Zukunft nicht begreife und ſodann, weil 
er ungeachtet feiner Unzufriedenheit mit den Politikern doch niemals darauf ver- 
zichten werde, ſich der politiſchen Maſchine zur Beſſerung ſeiner Lage zu bedienen. 
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in wie ſteht es nun mit Deutſchland? Deutſchland ift das Land, in 
dem, wie in keinem anderen, die Sozialdemokratie die Arbeiterklaſſe be⸗ 
herrſcht. Damit iſt auch geſagt, daß Deutſchland der Herrſchaft des Syndi⸗ 
kalismus entzogen iſt. Gewiß, es gibt eine Anzahl von Lohaliſten oder 
Anarcho ⸗Sozialiſten in Deutſchland, welche ihre eigenen Preßorgane haben 
— die Einigkeit, der Pionier —, die von nicht geringer journaliſtiſcher 
Gewandtheit Zeugnis geben. Sie ſind gegen die Zentraliſation der Kaſſen 
und ſpotten über die parlamentariſche Hoffnungsloſigkeit der an Zahl ſo 
mächtigen ſozialdemokratiſchen Partei. Nicht die Eroberung der politiſchen 
Macht, ſondern deren Vernichtung ſei das Ziel des Proletariats. Zu dem 
Zweck dieſelbe Empfehlung der direkten Aktion, die wir bei Beſprechung 
des Syndikalismus in Frankreich ausführlich erörtert haben. Aber wenn 
Kautsky auch gelegentlich dem revolutionären Temperament der Syndika- 
liſten feine bewundernde Anerkennung zollt, jo iſt doch ihr Hauptvertreter, 
Dr. Friedeberg, am 25. September 1907 durch Schiedsſpruch aus der fozial- 
demokratifchen Partei ausgeſchloſſen worden, weil er den Parlamentarismus 
verwerfe und die Propaganda der Geſetzloſigkeit, der Religionsloſigkeit, der 
Vaterlandsloſigkeit und des Antimilitarismus predige. Desgleichen haben 
die Lokaliſten oder Anarcho-Sozialiſten, wo immer fie in Verſammlungen 
aufgetreten find, keine energiſcheren Gegner als die ſozialdemokratiſchen 
Führer gefunden. Jedenfalls iſt ihre Zahl klein. Nach Mitteilungen der 
Preſſe über den am 16. bis 18. Mai 1912 abgehaltenen zehnten Verbands⸗ 
tag der lokalorganiſierten Gewerkſchaften betrug ihre Mitgliederzahl Ende 
des Jahres 1911 7113 gegenüber 2 400 018 in den freien, 107 743 in den 
Hirſch⸗Dunckerſchen und 350574 in den chriſtlichen Gewerkſchaften Organi- 
ſierten; dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte haben ſie eine Angabe über 
ihre Mitgliederzahl verweigert. 

Und wie ſteht es mit der Sabotage in Deutſchland? Als am 24. März 1912 
Profeſſor Ludwig Bernhard feinen Vortrag über die „Zukunft der Sozial⸗ 
politik“ in Düſſeldorf hielt, hat er alles Böſe, was er über die deutſchen 
Gewerkſchaften ſagen konnte, vorgebracht; aber auch er hat nur einen Fall 
von Sabotage auftreiben können; in dieſem einen Falle handelt es ſich zwar 
um ein plötzliches Einſtellen der Arbeit ohne vorausgegangene Kündigung, 
wie es in Deutſchland leider noch vielfach vorkommt, nicht aber um Sabo— 
tage.“) Nun verurteile ich jedweden Arbeitsvertragsbruch, alſo auch jedwede 


2) Ich habe dies ſchon in der „Frankfurter Zeitung“ vom 12. Mai 1912 gegenüber 
Profeſſor Ludwig Bernhard hervorgehoben. Darauf hat dieſer in Nr. 143 der Zei⸗ 
tung „Der Tag“ vom 21. Juni 1912 ſeine Behauptung aufrecht zu halten geſucht; 
aber was er vorbrachte, entſprach nicht dem wirklichen Sachverhalt. Das iſt ihm 
alsbald vom Zentralverband der Maſchiniſten und Heizer ſowie Berufsgenoſſen 
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Arbeitseinſtellung unter Nichteinhaltung der geltenden Kündigungsfriften auf 
das allerentſchiedenſte. Aber Materialbeſchädigungen ſeitens der Streikenden 
zu böswilliger Schädigung des Arbeitgebers und Arbeitsvertragsbruch ſind 
doch ſehr verſchiedene Dinge, und nach dem mir in Abſchrift vorliegenden 
Urteil der II. Strafkammer des Landgerichts Dortmund vom 26. Januar 1912 
in Sachen des wegen fahrläſſiger Tötung und Sachbeſchädigung angeklagten 
Maſchiniſten Friedrich Schröter hat eine beabſichtigte Sachbeſchädigung in 
dem einen Falle Bernhards überhaupt nicht ſtattgefunden; daher denn auch 
der Angeklagte freigeſprochen worden tft. Mit dem einen Fall von Gabo- 
tage, den Bernhard vorführt, bleibt es alſo nach wie vor nichts. Wohl 
aber hat der Zentralverband der Maſchiniſten und Heizer ſowie Berufsge⸗ 
noſſen Deutſchlands die Beſchuldigungen Bernhards zum Anlaß genommen, 
um ausdrücklich zu erklären, „daß wir gleich anderen deutſchen Gewerk, 
ſchaften nie an Sabotage gedacht haben, noch Sabotage anwenden werden“, 
und die deutſchen Gewerkſchaften haben jedwede Verantwortung für die 
Sabotage-freundlichen Betrachtungen des Technikers Richard Woldt in der 
„Neuen Zeit“ vom 5. April 1912 abgelehnt. 

Nichtsdeſtoweniger bin ich der letzte, der beſtreiten wollte, daß von der 
Sabotage eine ernſte Gefahr droht. Auch ohne Anwendung gewalttätiger 
Mittel läßt fie fo leicht ſich durchführen, daß ihr Vorkommen für die Zu- 
kunft keineswegs außer dem Bereich der Möglichkeit liegt. In der „Aktion“ 
vom 10. Juli dieſes Jahres hat G. Fuchs ſogar die prinzipielle Rechtfer⸗ 
tigung der Sabotage im Hinblick auf die Überlegenheit der Unternehmer- 
verbände über die Arbeiterorganiſationen unternommen. Wenn darin Bru- 
talität liege, ſo ſei zum Beiſpiel das von den Unternehmern geübte Syſtem 
der „ſchwarzen Liſten“ gleichfalls Brutalität, auch wenn es in zivileren 
Formen als die Sabotage in die Erſcheinung trete. Alle Fälle von Sabo- 
Deutſchlands in Nr. 27 des Korreſpondenzblattes der Generalkommiſſion der Ge- 
werkſchaften Deutſchlands vom 6. Juli 1912 nachgewieſen worden. Ich habe daher 
keinen Anlaß gehabt, auf den Fall zurückzukommen, wohl aber wäre es an Pro» 
feſſor Ludwig Bernhard geweſen, ſich demgegenüber zu äußern. Das hat er nicht 
getan, dagegen hat Profeſſor A. Voigt in Nr. 9 der „Zeitſchrift für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft“ es ſo hingeſtellt, als ob ich für meine Auffaſſung ungünſtige Nachweiſe un⸗ 
beachtet laſſe. Die Antwort des gedachten Zentralverbands der Maſchiniſten und 
Heizer in Nr. 27 des Korreſpondenzblattes zeigt aber, daß Herrn A. Voigt der 
Vorwurf trifft, den er gegen mich erhebt. Er hat ebenſo wie L. Bernhard von der 
Erwiderung, welche dieſem geworden iſt, keine Notiz genommen. Die Vorwürfe, 
welche Herr A. Voigt gegen mich ſo zu Unrecht erhebt, ſind dann von der „Deut⸗ 
ſchen Arbeitgeberzeitung“, dem „Bund“ und anderen ähnlichen Organen als charak⸗ 
teriſtiſch für mein Abweichen von „wiſſenſchaftlicher Objektivität“, wo meine „Lieb- 
lingstheorien“ in Frage kämen, nachgedruckt worden! 
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tage bewieſen eben nur, daß die Verzweiflung über die wirtſchaftliche Ohn⸗ 
macht ſtärker geweſen ſei als die perſönliche Anteilnahme des Arbeiters an 
dem Erfolge des Produktionsprozeſſes. Und mit Zuſtimmung zitiert Fuchs 
das Wort von H. G. Wells gelegentlich des letzten engliſchen Bergarbeiter 
ſtreiks, daß die bürgerliche Geſellſchaft wenig von der Organiſationskraft 
der Arbeiterſchaft, aber alles von ihrer Verzweiflung zu fürchten habe. 
Und ohne mir die Rechtfertigung des Syndikalismus und der Sabotage 
von G. Fuchs im geringſten zu eigen machen zu wollen, ſcheint er mir 
doch den Punkt getroffen zu haben, in dem der ganze Syndikalismus wur · 
zelt und bei dem eingeſetzt werden muß, wenn den von ihm drohenden Ge- 
fahren abgeholfen werden ſoll: Der Syndikalismus, der Mythus vom Ge- 
neralſtreik und die Sabotage ſind nur Symptome der Verzweiflung, welche 
gewiſſe Arbeiterſchichten ob ihrer Ohnmacht gegenüber dem Machtabſolu⸗ 
tismus der Unternehmer beſeelt. Wir haben geſehen, wie dieſe Gemüts- 
verfaſſung die engliſche Arbeiterklaſſe in der erſten Hälfte des 19. Jahr · 
hunderts zu Gewalttätigkeiten, blutigen Aufftänden, Generalſtreiks und ver- 
brecheriſchen Miſſetaten getrieben hat. Darauf iſt die Periode gefolgt, in 
der dort die gelernten Arbeiter auf finanzieller Grundlage die Anpaſſung 
des Angebots der Arbeit an die Nachfrage organifiert haben, während 
wirkſame Arbeitgeberorganiſationen noch keinen Beſtand hatten. Sie brachte 
das Aufſteigen der Arbeiterklaſſe und mit ihm die Wiederverſöhnung der 
unteren Klaſſen mit der Geſellſchaft. Nunmehr aber haben die Arbeitgeber 
ſich organiſiert, und die Kapitalmacht ihrer Verbände iſt häufig fo über- 
legen, daß ſelbſt die kapitalkräftigſten Gewerkvereine, die engliſchen, in den 
letzten Dezennien nur Niederlagen aufzuweiſen haben. Außerdem ſind ganz 
neue Arbeiterſchichten, die nicht einmal imſtande find, fic) zu organifteren, 
in die Bewegung eingetreten. Daher die Wiederkehr und Berallgemeine- 
rung jener Verzweiflung, welche die ſoziale Gärung der zwanziger, dreißiger 
und vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts in England erzeugt hat, und 
ihr Auftauchen in allen Ländern, welche das gleiche wirtſchaftliche Entwick- 
lungsſtadium erreicht haben. Es hieße Vogel ⸗Straußpolitik treiben, wenn 
man behaupten wollte, daß Deutſchland dagegen gefeit ſei. Vielmehr iſt 
die Gärung unter den arbeitenden Klaſſen in Deutſchland unſtreitig im 
Wachſen. Die Entſtehung neuer wirtſchaftlicher Herrſchaftsverhältniſſe und 
die wachſende Beeinfluſſung des Staats durch mächtige Sonderintereſſen hat 
während der letzten Jahre zu beträchtlicher Erſchwerung im Daſein der 
breiten Maſſe des Volks geführt. Einerſeits Teuerung, anderſeits Nieder- 
lagen auf Niederlagen bei dem Beſtreben der Arbeiter, ihr Einkommen ent- 
ſprechend zu ſteigern, und offen zutage tretende Tendenzen, ſie im Gebrauch 
der Mittel der Selbſthilfe noch mehr zu beſchneiden. Daher eine inſtinktive 
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Entfremdung der Maffen gegenüber dem Staate, welche zu einer wahren 
Gefährdung Deutſchlands zu führen droht. Wer wollte da jagen, daß nicht 
auch in Deutſchland dieſelben ſyndikaliſtiſchen Beſtrebungen wie anderwärts 
auftreten könnten! 

Nun gibt es viele, welche glauben, gegenüber ſolchen Gärungen gebe 
es ein einfaches Heilmittel: die Gewalt. Und gewiß, wo die Verzweiflung zu 
Verbrechen hinreißt, müſſen die Paragraphen des Strafgeſetzbuches zur An⸗ 
wendung kommen. Allein, wie in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
in England, ſo kann auch heute mit Strafen nur wenig erreicht werden, 
um ſo weniger, wo der Widerſtand einer widerwilligen Arbeiterſchaft ſich 
in immer feineren Formen, ja unter Umſtänden in raffinierteſter Gefeplich- 
keit äußert. Ein Krankheitszuſtand iſt noch nie durch Unterdrückung der 
Symptome, in denen er ſich äußert, ſondern ſtets nur durch Beſeitigung 
feiner Urſachen behoben worden. Die Urſachen find klar. Sie liegen einer- 
ſeits in unſerer Wirtſchaftspolitik, anderſeits darin, daß, weit entfernt da- 
von, daß auf ſozialpolitiſchem Gebiete zuviel geſchehen wäre, die Haupt- 
frage, um die es ſich handelt, vom Staate noch gar nicht in Angriff ge- 
nommen worden iſt. Was uns fehlt iſt, abgeſehen von einer grundſätz⸗ 
lichen Reviſion unſerer Wirtſchaftspolitik, vor allem eine unſeren veränderten 
Produktionsbedingungen und ſittlichen Anforderungen entſprechende Fort- 
bildung des Arbeitsvertrags. Er iſt rückſtändig in ſeiner Entwicklung, und 
ein unaufhaltſamer Krieg gegen die Geſellſchaft ſteht dieſer bevor, wenn es 
nicht gelingt, Ordnungen zu ſchaffen, welche den Verhältniſſen der unter 
dieſer Rückſtändigkeit verzweifelnden Millionen entſprechen. 

Das führt mich zu dem, was ich Ihnen in einem zweiten Vortrage dar- 
legen möchte, zur Darlegung deſſen, was in der Erſetzung des individuellen 
durch den kollektiven Arbeitsvertrag oder der Verwirklichung eines rechts- 
verbindlichen Lohnminimums die Geſetzgebung anderer Länder bereits ge— 
leiſtet hat. 


Auf dem Wege zum geſetzlichen 
Lohnminimum. 
Vortrag gehalten am 28. November 1912 in einer gemeinſamen 


Sitzung der Münchner Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft und des 
Sozialwiſſenſchaftlichen Studentenvereins der Univerſität München. 


Arch heute muß ich meinen Ausgangspunkt von der Tatſache nehmen, daß 
im 18. Jahrhundert die Bedingungen des Arbeitsvertrags, um die Worte 
des preußiſchen Landrechts zu gebrauchen, „unter Direktion der Obrigkeit“ 
beſtimmt wurden. Wiederholt ſchon habe ich daran erinnert, daß nach Adam 
Smith dieſe Beſtimmung in England im Intereſſe der Arbeitgeber ftattge- 
funden hat; zahlreiche andere Zeugniſſe zeigen das gleiche für andere Länder, 
namentlich auch für Bayern. Dabei iſt aber zu berückſichtigen, daß, wo 
der Lohn zu niedrig war, um dem Arbeiter zu ermöglichen, davon zu 
leben, das Fehlende auf dem Wege der Armenunterſtützung ergänzt wurde. 
War es doch vielfach ein Skandal, in welchem Maße das, was der Arbeit- 
geber dem Arbeiter hätte zahlen ſollen, auf den Armenſteuerpflichtigen ab- 
gewälzt wurde. Aber ſo ungerecht für den Steuerzahler und ſo entwürdigend 
für den Arbeiter dieſe Art der Deckung der Produktionskoften der Arbeit 
geweſen iſt, der Arbeiter erhielt dabei doch das Minimum deſſen, was er 
zum Leben notwendig brauchte. 

Gegen dieſe Regelung der Lohnverhältniſſe iſt die klaſſiſche Nationalöko- 
nomie aufgetreten; da die Forderungen der Theoretiker den Intereſſen der 
entſtehenden Großinduſtrie entſprachen, hat dieſe ſie ſich zu eigen gemacht; 
und unter dem Einfluß der Theoretiker und Intereſſenten hat ſich die Auf— 
faſſung vom Arbeitsvertrag und die Geſetzgebung über denſelben im 19. Jahr- 
hundert von Grund aus geändert. Der Arbeiter wurde als Verkäufer, der 
Arbeitgeber als Käufer der Ware Arbeit betrachtet. Genau ſo, wie es ein 
vergebliches Bemühen des Staates ſei, den Preis der übrigen Waren be- 
ſtimmen zu wollen, vermöge er auch nichts über den Preis der Arbeit. 
Wie der Preis aller Waren werde der Lohn durch Angebot und Nachfrage 
beſtimmt. Gegenüber dieſem Naturgeſetz ſei jedwedes poſitive Geſetz ohn- 
mächtig. Sei das Angebot größer als die Nachfrage, ſo müſſe der Preis 
ſinken, im umgekehrten Falle müſſe er ſteigen, und gelange der Verkäufer 
nicht auf feine Produktionskoſten, fo müſſe eben eine Minderung des An- 
gebots eintreten, bis ſich der Preis wieder auf die Höhe dieſer Koſten er- 
hebe. Dementſprechend fort mit aller behördlichen Einmiſchung in die Be- 
dingungen des Arbeitsvertrags! Der Arbeiter ſolle, wie jeder andere Ver⸗ 
käufer, in freiem Feilſchen den beſten Preis für ſeine Arbeit zu erlangen 
das Recht haben. Bei ſteigendem Markt ſolle er mehr dafür verlangen, bei 
ſinkendem mit weniger ſich begnügen. Dafür, daß ihm ſo völlig freier 
Spielraum für die Wahrung feiner Intereſſen gewährt werde, müſſe aber 
auch ſein bisheriges Recht auf Armenunterſtützung beſeitigt werden. Da es 
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aber nicht anging, die, welche nicht genug zum Leben hatten, auf der Straße 
verhungern zu laffen, machte man eine Konzeſſion. Sie follten zwar das 
zum Leben Notwendige, aber, um ihr Selbſtverantwortlichkeitsgefühl nicht 
abzuſchwächen, nur in möglichſt abſchreckender Weiſe erhalten. Das waren 
die Grundſätze, denen gemäß Arbeitsvertragsrecht und Unterſtützungsweſen 
in allen Ländern reformiert worden ſind. 

Aber die Vorausſetzungen, von denen die klaſſiſche Nationalökonomie und 
die von ihr beeinflußte Geſetzgebung bei dieſer Reform ausgegangen, waren 
in der Wirklichkeit nicht gegeben. Die Arbeit iſt die Nutzung der Arbeits. 
kraft, die Arbeitskraft aber der Menſch ſelbſt, ſofern er ſeine Fähigkeiten 
dem Erwerbe dienſtbar macht. Wie jede Nutzung untrennbar iſt von dem 
Genutzten, ſo iſt die Arbeit untrennbar vom Arbeiter. Wurde die Nutzung 
der Arbeitskraft auch gleich anderen Waren gekauft und verkauft, fo unter- 
ſchied ſie ſich demgemäß von allen anderen Waren durch die Untrennbarkeit 
von der Perſon ihres Verkäufers. Das macht ſich vor allem darin geltend, 
daß, wer die Arbeit kauft, damit und zwar naturnotwendig, eine Herrſchaft 
über die Perſon des Arbeiters erhält. Er beſtimmt damit Über den Aufenthalts⸗ 
ort der Perſon des Arbeiters, über die hygieniſchen, ſittlichen und geiſtigen Ein ⸗ 
flüſſe, welchen er ausgeſetzt iſt, vermöge der Dauer der Arbeitszeit über das 
Maß ſeiner phyſiſchen Erſchöpfung, ferner ob er die nötige Muße habe, die 
Bildungsgelegenheiten zu nützen, welche die fortſchreitende Kultur ihm bietet, 
ob er imſtande iſt, ſeine Pflichten gegen ſich, ſeine Familie und gegenüber 
dem Staat zu erfüllen. Das machte ſich beſonders nachteilig bei Kindern, 
jugendlichen Arbeitern und Frauen fühlbar. Sich ſelbſt überlaſſen, waren 
ſie außerſtande, beim freien Arbeitsvertrag ihre Freiheit zu wahren. Ihre 
Hilfloſigkeit gegenüber dem übermächtigen anderen Vertragſchließenden gab 
fie deſſen einſeitiger Willensbeſtimmung preis. Die Folge war eine Ent- 
artung der Arbeiterbevölkerung in phyſiſcher und ſittlicher Hinſicht, welche den 
Staat zu immer weiter gehenden Schutzbeſtimmungen geführt hat, — zu 
jener Arbeiterſchutzgeſetzgebung, welche, indem fie der Herrſchaft des Arbeit- 
gebers über das perſönliche Leben des Arbeiters Schranken zieht, beſtimmt, 
wo der Arbeiter aufhört, bloß ein Mittel im Dienſte anderer zu ſein, und 
beginnen darf, als Menſch ſeiner Beſtimmung als Selbſtzweck zu leben. 

Als man mit der Arbeiterſchutzgeſetzgebung begann, und noch mehr bei 
ihrem weiteren Ausbau, hat man als Folge ſolcher Maßnahmen den Unter- 
gang der Induſtrie prophezeit. Beſeitigt die zwei Stunden, rief man, als 
es ſich in England in den vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts um 
die Erſetzung des Zwölfſtundentages durch einen Zehnſtundentag in der 
Textilinduſtrie handelte, und die engliſche Textilinduſtrie iſt ruiniert. Der 
Geſetzgeber ließ ſich nicht einſchüchtern. Die engliſche Textilinduſtrie hat 
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ihren Umfang ſeitdem mehr als verdoppelt. Die Arbeiterſchutzgeſetzgebung 
iſt auf alle Gewerbe ausgedehnt worden. In allen induſtriellen Ländern 
iſt ſie eingeführt worden, und nur in rückſtändigen Ländern werden noch 
Einwendungen dagegen erhoben. In den Ländern, welche induſtriell an der 
Spitze marſchieren, gilt ſie heute als etwas Selbſtverſtändliches, und alle 
zwei Jahre finden internationale Kongreſſe ſtatt, um über den weiteren Aus- 
bau der Arbeiterſchutzgeſetzgebung zu beraten. 

Allein als man ſich ſo zum Eingreifen des Staats in den Arbeitsvertrag 
abermals verſtehen mußte, hat man ſein Gewiſſen damit beſchwichtigt, daß 
man ſagte, es finde nur ſtatt, ſoweit durch den Arbeitsvertrag ein Herrjchafts- 
verhältnis über die Perſon des Arbeiters begründet werde, alſo nur aus 
ethiſchen Gründen. Dagegen lehnte man es aufs energiſchſte ab, ſich in den 
Arbeitsvertrag einzumiſchen, ſoweit er Kaufvertrag ſei. Der Lohn ſolle nach 
wie vor Gegenſtand der freien Vereinbarung der Kontrahenten ſein. In 
die wirtſchaftliche Seite des Arbeitsvertrags einzugreifen, würde einen Eingriff 
ſowohl in das Eigentum als auch in die perſönliche Freiheit bedeuten. Vor 
allem aber käme hier in Betracht, daß es unmöglich ſei, den Lohn anders 
zu geſtalten, als wie er ſich als das Ergebnis von Angebot und Nachfrage 
ſtelle. Und von Angebot und Nachfrage hegte man myſtiſche Vorſtellungen 
als von Faktoren, welche der Einwirkung menſchlichen Willens entrückt ſeien. 

Aber auch, ſoweit der Arbeitsvertrag Kaufvertrag iſt, machte ſich der Unter- 
ſchied zwiſchen der Arbeit und anderen Waren, ihre Untrennbarkeit von der 
Perſon ihres Verkäufers, einſchneidend fühlbar. Es war infolge derſelben 
nicht möglich, das Angebot der Nachfrage anzupaſſen, ähnlich wie dies die 
Verkäufer anderer Waren tun, wenn deren Preis unter ihre Produktions- 
koſten ſinkt. Andere Waren werden produziert, um verkauft zu werden. Der 
Menſch aber wird nicht produziert, damit er ſeine Arbeit auf dem Markt 
anbiete. Ganz andere als wirtſchaftliche Erwägungen ſind maßgebend, wenn 
er in die Welt tritt, und iſt er da, ſo muß der Arbeiter, da er als Regel 
nichts hat, als was er ſich durch Arbeit erwirbt, ſobald er arbeitsfähig iſt, 
ſeine Arbeit ununterbrochen zu Markt bringen. Während die Verkäufer 
anderer Waren ihr Angebot bei ſinkender Nachfrage mindern, ſieht ſich der 
nichtorganifierte Arbeiter, um bei ſinkender Nachfrage überhaupt Beſchäftigung 
zu finden, genötigt, mehr Arbeit anzubieten. Die Folge iſt, daß bei ſinkender 
Nachfrage das Angebot, ſtatt ſich zu verringern, zunimmt, die weitere Folge, 
daß der Preis der Arbeit unter ihre Produktionskoften ſinkt. Dieſe Pro- 
duktionskoſten ſind aber, da die Arbeit nichts anderes als die Nutzung der 
perſönlichen Fähigkeiten des Arbeiters iſt, die Produktionskoſten des Arbeiters 
ſelbſt. Sie beſtehen in den Aufziehungs- und Ausbildungskoſten des Arbeiters 
in ſeiner Jugend, in dem, was er zum eigenen Unterhalt und dem ſeiner 
Brentano, Syndikalismus. 3 
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Familie in der Zeit, da er arbeitstätig ijt, braucht, in dem, was nötig ijt, 
ihn während der Arbeitsunfähigkeit infolge von Krankheit, Invalidität und 
Alter und während Arbeitsloſigkeit zu erhalten, in den Koſten der Fürſorge 
für ſein Begräbnis, für ſeine Witwe und Waiſen. Sinkt nun der Lohn unter 
den Betrag, der zur Deckung dieſer Produktionskoſten nötig iſt, fo iſt bitteres 
Elend die Folge. Nach wie vor muß die Armenunterſtützung das Fehlende 
zuſchießen, und wo dies nicht geſchieht, wird durch Borgen ohne zurückzube- 
zahlen, durch Proſtitution, Diebſtahl und andere Verbrechen das Fehlende er- 
gänzt. Wo aber die Geſellſchaft nicht auf die eine oder andere Weiſe das nach- 
träglich zahlt, was an Lohn zu wenig gezahlt worden iſt, findet die Anpaſſung 
des Angebots von Arbeit an die Nachfrage durch vermehrte Sterblichkeit ſtatt. 
Die Kinder, die Greiſe, die durch Entbehrung Geſchwächten werden von dieſer 
oder jener Krankheit befallen und, während ſie die Gefahr bei ausreichender 
Ernährung überftanden hätten, werden fie vor der Zeit hinweggerafft. 
Dos hat dazu geführt, daß die Geſetzgebung, ſo ſehr ſie in der Theorie noch 
an der Nichteinmiſchung in die wirtſchaftlichen Bedingungen des Arbeits- 
vertrags feſthält, in der Praxis längſt durch pofitive Maßnahmen für die Deckung 
einer Reihe von Produktionskoften der Arbeit geſorgt hat. So hat fie durch 
den unentgeltlichen Schulunterricht, neuerdings ſogar unter teilweiſer Speiſung 
der zu unterrichtenden Kinder, einen wichtigen Teil der Aufziehungskoſten 
in der Jugend übernommen. Sie hat ſich genötigt geſehen, auf dem Wege 
des Verſicherungszwanges dafür zu ſorgen, daß dem Arbeiter während der 
Periode der Arbeitsunfähigkeit das zum Leben Unentbehrliche zuteil werde, 
und die Beiträge, die der Staat zu dem Zweck von den Arbeitgebern erhebt, 
ſind nichts anderes als ein Zwang, den Lohn um den Betrag zu erhöhen, den 
der Arbeiter zu wenig erhalten hat, um für den Fall feiner Arbeitsunfähig⸗ 
keit wirkſame Vorſorge treffen zu können. Ferner iſt, ſo unzureichend die 
beſtehende Witwen- und Waiſenverſicherung auch derzeit noch ijt, durch ihre 
Einführung doch das Prinzip bereits anerkannt, daß der Staat dafür ſorgen 
muß, daß auch dieſer Teil der Produktionskoſten det Arbeit gedeckt werde. 
Desgleichen geht die Frage der Deckung des Teils derſelben, welchen ſein 
Unterhalt während der Arbeitsloſigkeit verurſacht, ihrer Löſung entgegen. 
Nur hinſichtlich eines Poſtens in der Koſtenberechnung der Arbeit beſteht 
noch die Abneigung gegen eine Einmiſchung in den Arbeitsvertrag fort, hin- 
ſichtlich der Sicherung eines Lohnminimums ausreichend, um den Arbeiter 
und die Seinen während der Zeit, da er arbeitet, zu erhalten und allen 
Anſprüchen, welche das Leben an ihn ſtellt, zu genügen. 
Der Grund dieſer Abneigung iſt die Fortdauer der dargelegten Auffaſſung, 
daß die Feſtſetzung eines Lohnminimums unwiderſtehlichen Naturgeſetzen 
widerſpreche. Man bemitleidet die dahin zielenden Forderungen der Arbeiter 
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als Torheiten wiſſenſchaftlich ungebildeter Menſchen und bezeichnet die Männer 
der Wiſſenſchaft, die dafür eintreten, als hoffnungslos Weltfremde. Es iſt 
eine Ironie des Schickſals, daß die Schriftſetzer, welche Berichte über die 
Verhandlungen im engliſchen Parlamente zu ſetzen hatten, in denen dieſe über ⸗ 
legene Weisheit anderen nachgeſprochen wurde, nach einem Tarife gelohnt 
wurden, welcher eben auf die Weiſe feſtgeſetzt wurde, die in den Verhand- 
lungen, weil ewigen Naturgeſetzen widerſprechend, für unmöglich erklärt 
worden war. 

Dieſe theoretiſche Verblendung hat den Arbeitgebern aller Länder den 
Verluſt vieler Millionen, den Arbeitern grimme Not, Gefährdung ihrer Ge- 
ſundheit, vielen von ihnen den Tod und der ganzen Volkswirtſchaft der 
betreffenden Länder Zerrüttung in allen ihren Teilen gebracht, und die ge 
ſamte Geſellſchaft wurde infolge derſelben wiederholt vor den Abgrund von 
Revolutionen geſtellt! Und ſchließlich ging es wie mit ſo vielen behaupteten 
Unmöglichkeiten. Sobald man das Experiment machte, zeigte ſich, daß das 
naturgeſetzliche Hindernis nur ein Popanz geweſen war. 

Vor allem muß es als Wirkung außergewöhnlicher Voreingenommenheit 
erſcheinen, wenn eine Ordnung, welche während Jahrhunderten beſtanden 
hat, für ewigen Naturgeſetzen widerſprechend und daher unmöglich erklärt 
wird. War doch der Arbeitsvertrag zwiſchen Meiſtern und Geſellen zur Zeit 
der Blüte des Zunftweſens ein kollektiver Arbeitsvertrag, der für alle in 
dem betreffenden Gewerbe an einem Orte Beſchäftigten rechtsverbindlich 
geweſen iſt, und das gleiche gilt von der Regelung der Arbeitsbedingungen 
für ein ganzes an einem Orte betriebenes Gewerbe durch die Behörden, 
von der ich ſchon wiederholt geſprochen habe. Ebenſowenig wie die Arbeiter- 
organiſationen durch die Koalitionsverbote vernichtet wurden, ebenſowenig 
hatte die gemeinſame Vereinbarung der für alle Arbeiter eines Gewerbes 
gemeinſamen Arbeitsbedingungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern mit 
Einführung des ſogenannten freien Arbeitsvertrags vollſtändig aufgehört. 
Zunächſt überdauerte ſie in Preisliſten den Untergang der alten gewerblichen 
Ordnung. Darin waren die Stücklohnſätze für die einzelnen von den Ar- 
beitern zu verrichtenden Leiſtungen im einzelnen feſtgeſetzt. Anderungen 
derſelben wurden in der Regel von einer gleichen Anzahl von Delegierten 
der Arbeitgeber und Arbeiter vereinbart. So im Baugewerbe, in der Möbel⸗ 
tiſchlerei, im Schiffbau. Der weitaus intereſſanteſte Fall iſt der ſchon er- 
wähnte Tarif der Londoner Schriftſetzer, den Arbeitgeber und Arbeiter als 
ihre Magna Charta bezeichnet haben. Epochemachend für das Wiederauf- 
treten des kollektiven Arbeitsvertrages iſt aber das Jahr 1860. In dieſem 
Jahre wurden unabhängig von einander von dem Strumpfwirkerfabrikanten 
Mundella, dem ſpäteren Miniſter im Miniſterium Gladſtone, in Nottingham 
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und von dem Grafſchaftsrichter Rupert Kettle in Wolverhampton die beiden 
Typen geſchaffen, um die es fic) noch heute in allen Ländern bei Einführung 
des kollektiven Arbeitsvertrags handelt: von Mundella die Einigungsämter, 
von Kettle die Schiedsgerichte mit Vollſtreckbarkeit ihrer Entſcheidungen. 
In beiden Einrichtungen wurde das verwirklicht, worum die Arbeiter ſeit 
Abſchaffung der alten gewerblichen Ordnung immer und immer wieder, aber 
immer vergeblich petitioniert hatten: die gemeinſame Vereinbarung der für 
alle Arbeiter eines Gewerbes gemeinſamen Arbeitsbedingungen durch eine 
gleiche Zahl von Delegierten beider Parteien. 

Ich brauche bei der Schilderung dieſer Einrichtungen hier nicht länger 
zu verweilen. Sie haben ſich nicht nur in mannigfaltigſter Anpaſſung ihrer 
Geſtaltung an die beſonderen Verhältniſſe der einzelnen Gewerbe über das 
ganze britiſche Reich, ſondern auch unter dem Namen von Einigungsämtern 
und die von dieſen abgeſchloſſenen kollektiven Arbeitsverträge unter dem 
Namen Tarifverträge in Deutſchland verbreitet. Auch bei uns find die Buch- 
drucker vorangegangen; ihre Tarifgemeinſchaft iſt berühmt geworden durch 
den Segen, den fie gebracht hat. Sie hat in ganz Deutſchland auch in an- 
deren Gewerben, mit Ausnahme der vom Zentralverband deutſcher Induſtrieller 
und dem Bayerifchen Induſtriellenverband beeinflußten Betriebe, Nachah⸗ 
mung gefunden. Ende des Jahres 1911 beſtanden nach dem fünften Sonderheft 
zum Reichsarbeitsblatt, ©. 13* über 10520 Tarife für 183 232 Betriebe mit 
1552827 Perſonen in Deutſchland, und mit Stolz denken wir, wo von 
kollektiven Arbeitsverträgen die Rede iſt, an die ſegensreiche Tätigkeit aus⸗ 
gezeichneter gewerblicher Friedensſtifter, wie unſeres Gewerbegerichtsdirektors 
Dr. Prenner und des Herrn von Schulz in Berlin. 

llein ſo groß der Fortſchritt iſt, der erzielt worden iſt, zweierlei Mängel 

haften noch der Einrichtung an. Es fehlt noch an jeder Verpflichtung von 
Arbeitgebern und Arbeitern, ihre Zwiſtigkeiten aus Anlaß des Abſchluſſes 
von Arbeitsverträgen vor das Einigungsamt zu bringen, und wenn die 
eine oder andere Partei einen Streitfall vor das Einigungsamt zu bringen 
ſich weigert, haben wir Ausſtände wie den von 1905. Damals waren es 
die Grubenbeſitzer im Ruhrrevier, welche der Aufforderung des Oberberg- 
amts Dortmund, das Einigungsamt anzurufen, zu folgen ſich weigerten; 
darauf kam es zu dem größten Arbeitsſtillſtand, den Deutſchland jemals 
erlebt hat; 195000 Arbeiter legten die Arbeit nieder und das ganze deutſche 
Wirtſchaftsleben wurde aufs ſchwerſte geſchädigt. Nicht anders war es erſt 
in dieſem Sommer bei dem Streik der Transportarbeiter in London. Das 
iſt aber nicht der einzige Mangel. Auch wo ein Fall vor das Einigungs- 
amt gebracht und von ihm entſchieden wird, fehlt noch den im kollektiven 
Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitsbedingungen die Rechtsverbindlichkeit. 
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Sie fehlt, wenn wir von der neueſten Rechtſprechung in Deutſchland ab- 
ſehen, ſelbſt für die Arbeitsbedingungen der organiſierten Arbeiter, deren 
gewählte Vertreter an der Vereinbarung teilgenommen haben, geſchweige 
denn für die der übrigen Arbeiter des betreffenden Gewerbes. Außerdem 
ſetzt dieſe Neuordnung Arbeiterorganiſationen voraus, die ſo ſtark ſind, daß 
ſie die Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen im kollektiven Arbeitsvertrage 
zu erringen und auf der Beachtung des Feſtgeſetzten zu beſtehen vermögen. Es 
gibt aber Hunderttauſende von Arbeitern und Arbeiterinnen, die in jo erbärm⸗ 
licher Lage ſind, daß ſie völlig außerſtand ſind, ſich wirkſam zu organiſieren. 
Das ſonſt nicht zu behebende Elend dieſer Arbeiter und die immer und 
immer wiederkehrende Bedrohung der geſamten Volkswirtſchaft durch Ar- 
beitseinſtellungen und Ausſperrungen hat trotz allem, was ſeit mehr als hun⸗ 
dert Jahren dagegen geſagt worden iſt, den Geſetzgeber wieder zur Regelung 
des Arbeitsvertrags veranlaßt. In einer ganzen Reihe von Ländern hat 
er bereits den Lohnentſcheidungen der Einigungsämter Rechtsverbindlichkeit 
für alle in dem betreffenden Gewerbe Tätigen verliehen, und unerbittlich 
werden da Arbeitgeber wie Arbeiter beſtraft, welche ſich gegen den Schieds- 
ſpruch vergehen. Er iſt ſogar weiter gegangen und hat da, wo die Arbeiter 
ſich nicht ſelbſt zu helfen vermögen, Lohnämter ins Leben gerufen, die rechtlich 
bindende Lohnſätze feſtzuſtellen haben. 
ieſe Weiterentwicklung hat in Auſtralien ihren Anfang genommen. 
Der Ausgangspunkt tft in den einzelnen auſtraliſchen Staaten verſchieden 
geweſen, je nachdem es ſich in erſter Linie darum handelte, Heimarbeitern 
den zu einem anſtändigen Leben nötigen Lohn zu ſichern oder die dem 
Gemeinweſen aus Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen drohenden Schäden 
zu verhüten. Zur Sicherung eines genügenden Lohnes waren die Heim⸗ 
arbeiter allein nicht imſtande; daher wurden Lohnämter, beſtehend aus Ber- 
tretern beider Parteien, eingeführt, welche durch rechts verbindliche Ent- 
ſcheidung ein Lohnminimum feſtſetzten. Dieſe Einrichtung hat man, nach⸗ 
dem ſie in der Regelung der Heimarbeit ihren Anfang genommen, auch 
auf die Erledigung von Arbeitsſtreitigkeiten in anderen Gewerben ausge- 
dehnt. So zuerſt in Viktoria; in Südauſtralien und Queensland hat man 
die Viktorianiſche Geſetzgebung zum Muſter genommen. Bei Streitigkeiten 
von Arbeitern auf höherer Lebensſtufe dagegen handelt es ſich nicht darum, 
das zum Leben abſolut Nötige erſt zu ſichern, ſondern um Feſthalten oder 
Erhöhung eines einer bereits hohen Lebenshaltung entſprechenden Lohn⸗ 
minimums. Hier kam es darauf an, die Austragung des Streites durch 
ein weniger gefährliches Mittel als Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen 
zu erſetzen. Daher hier die autoritative Regelung der Bedingungen des 
Arbeitsvertrags durch richterlichen Schiedsſpruch, dem nicht zu gehorchen 
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ſchwere Strafe nach fic) zog. So in Neufeeland, Neuſüdwales, Weftauftra- 
lien und im auftralifchen Bundesftaat. Beide Methoden haben Vorzüge 
und Nachteile aufzuweiſen. Den Lohnämtern hat man nachgerühmt, daß 
fie die vor fie gebrachten Fälle mit größerem Sachverſtändnis und weit 
ſchneller erledigten, während bei Verfahren vor den Schiedsgerichten häufig 
über mangelnde Sachkenntnis der Richter, über Klaſſenbefangenheit und 
Langſamkeit in der Erledigung geklagt wird. Dafür aber ſeien die Schieds- 
ſprüche weit wirkſamer in der Unterdrückung von Arbeitseinſtellungen und 
Ausfperrungen. Schließlich iſt man nach zwanzigjährigem Taſten zu einem 
Kompromiß gekommen, d. h. zu einem Geſetze, welches Lohnämter und 
rechtsverbindliche ſchiedsrichterliche Entſcheidung vereint. 

Ohne ſagen zu wollen, daß dieſe dermals in Neuſüdwales geltende Bikto- 
rianiſche Organiſation die endgültige Neuordnung des Arbeitsverhältniſſes 
in Auſtralien bedeute, — es werden wohl noch gar manche Anderungen 
verſucht werden, — ſo will ich ſie doch in ihren Grundzügen vorführen als 
diejenige, welche ſich zurzeit in den auſtraliſchen Staaten und bei den Be- 
urteilern im engliſchen Mutterland der größten Anerkennung erfreut. Sie 
iſt ſehr einfach. Die Arbeitgeber oder auch die Arbeiter eines Gewerbes 
beantragen beim Arbeitsminiſter, daß ein Lohnamt ins Leben gerufen werde; 
auch der Gewerbeinſpektionsbeamte kann dies beantragen. Stimmt der 
Miniſter zu, fo läßt er ſich durch das Parlament zu entſprechendem Bor- 
gehen ermächtigen. Die Kompetenz der Lohnämter erſtreckt ſich ſtets nur 
auf je ein Gewerbe. Die Zahl ihrer Mitglieder beträgt zwiſchen 5 und 11. 
Sie werden auf Grund von Vorſchlagsliſten der Parteien durch den Miniſter 
ernannt; doch ſteht dem fünften Teil aller Arbeitgeber oder Arbeiter des 
Gewerbes das Recht zu, eine Wahl zu verlangen. Dann wählt jede Partei 
gleichviel Mitglieder des Lohnamts und dieſe wählen aus dem Kreiſe der 
nicht zum Gewerbe Gehörigen den Vorſitzenden; können ſie ſich über ſeine 
Perſon nicht einigen, fo wird er vom Miniſter ernannt. Das jo zufammen- 
geſetzte Lohnamt vernimmt Zeugen zur Feſtſtellung des Tatbeſtandes und 
beſtimmt per majora das Lohnminimum; den Stichentſcheid hat der Bor- 
ſitzende. Glaubt der Miniſter die Entſcheidung beanſtanden zu ſollen, ſo 
kann er ſie für ſechs Monate außer Kraft ſetzen und erneute Beratung 
fordern. Dann wird fie endgültig, außer wenn fie vor das Berufungs- 
gericht gebracht wird. Nicht nur die Mehrheit einer der Parteien im Lohn- 
amt, ſondern auch 25 Prozent aller Arbeiter des Gewerbes oder einer oder 
mehrere Arbeitgeber, welche 25 Prozent aller Arbeiter beſchäftigen, ſind 
berechtigt, die höhere Inſtanz anzurufen. Das Berufungsgericht beſteht aus 
einem Richter des oberſten Gerichtshofes; ihm können von den im Lohn- 
amt vertretenen Parteien zwei Beiſitzer beigegeben werden, aber nur zur 
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Beratung ohne Stimmrecht; der Richter entſcheidet allein: Übertretungen 
feiner Entſcheidung find bis zu 50 Pfund Sterling oder drei Monat Ge- 
fängnis ſtrafbar; dieſe Freiheitsſtrafe gilt nicht bloß für den Fall der Un⸗ 
einbringlichkeit, ſondern auch wo eine Abſicht oder grobe Fahrläſſigkeit 
vorliegt. Eine Strafe von 20 Pfund Sterling oder drei Monaten trifft den 
Arbeitgeber, wenn er einen Arbeiter entläßt, weil er Mitglied eines Gewerk- 
vereins oder eines Lohnamts oder im Genuſſe einer Entſcheidung desſelben 
ijt; dem Arbeitgeber liegt es ob, dem Richter einen anderen Entlafjungs- 
grund glaubhaft zu machen. Freiwillige Übereinkünfte zwiſchen Gewerk 
vereinen und Arbeitgebern erlangen durch Eintragung in ein Regiſter die 
gleiche Rechtskraft wie Entſcheidungen des Lohnamts. Arbeitseinſtellungen 
oder Ausſperrungen im Widerſpruch mit Entſcheidungen oder Übereinkünften 
werden mit 1000 Pfund Sterling oder zwei Monaten im Nichteintreibungs- 
falle beſtraft. In Gewerben, welche ſich mit der Beſchaffung der zur Be- 
friedigung unentbehrlicher Bedürfniſſe nötigen Güter befaſſen, nämlich von 
Kohle, Gas, Waſſer für häusliche Zwecke, Lebensmittel, deren Mangel 
Menſchenleben gefährden oder ſchwer ſchädigen kann, wird derjenige, welcher 
zu einer Arbeitseinſtellung oder Ausſperrung aufreizt, oder dazu Hilfe leiſtet, 
mit zwölf Monaten Gefängnis bedroht. 

Sehen wir uns dieſe Geſetzgebung näher an, ſo ſehen wir vor allem, daß 
durch ſie die Frage, die noch immer in vielen Ländern Europas, vor allem 
bei uns in Deutſchland, ſo erbitterte Arbeitsſtreitigkeiten veranlaßt, die Frage 
nach der Anerkennung der Gewerkvereine, aus der Welt geſchafft ijt. Das 
zeigt ſich nicht nur in der eben angeführten Beſtimmung, wonach ein Arbeit- 
geber zu beſtrafen iſt, welcher einen Arbeiter wegen Zugehörigkeit zu einem 
Gewerkverein entläßt und ihm die Beweislaſt obliegt, daß er ihn aus an- 
derem Grunde entlaſſen habe, ſondern die ganze Geſetzgebung über Schieds- 
gerichte iſt auf dem Vorhandenſein von Gewerkvereinen geradezu aufgebaut. 
Können doch die Arbeiter nur durch einen in ein amtlich zu führendes Ge- 
werkvereinsregiſter eingetragenen Arbeiterverband vor den Schiedsgerichten 
verhandeln. Dabei iſt es charakteriſtiſch, daß, wo in einem Gewerbe ein 
Arbeiterverband ſchon beſteht, weiteren Verbänden die Regiſtrierung verſagt 
wird. Der Arbeiterverband, der dem Gericht den Gehorſam verſagt, wird 
aus dem Regiſter geſtrichen. Es beſteht alſo die Tendenz, die Arbeiter in 
einer Zwangsorganiſation zuſammen zu faſſen. Alle Arbeiter des Gewerbes 
ſollen dem Verbande beitreten, da, wer von ſeinem Wirken Vorteil hat, 
auch zu ſeinen Laſten beitragen ſoll. Dafür wird aber auch geſorgt, daß 
jeder beitreten kann und der Verband nicht in monopoliſtiſche Erklufivität 
ähnlich der der alten Zünfte verfällt; Verbänden, welche den Zutritt er- 
ſchweren, oder die Mitgliedſchaft mit unbilligen Bedingungen belaſten oder 
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ſonſt tyranniſch und bedrückend verfahren, wird die Regiſtrierung verjagt; 
desgleichen ſolchen, welche politiſche Zwecke verfolgen. Dafür haben die 
Mitglieder dann auch Anſpruch vor den nichtorganiſierten Arbeitern beſchäftigt 
zu werden; zur Durchführung wird ein Beſchäftigungsbuch von den Arbeiter 
verbänden geführt. Nur dann darf ein Nichtorganiſierter eingeſtellt werden, 
wenn der Arbeiterverband dem Unternehmer keinen paſſenden Mann liefern 
kann. Doch darf in dieſem Falle der Verband innerhalb zwölf Wochen den 
eingeſtellten Nichtorganiſierten durch eines ſeiner Mitglieder erſetzen, voraus⸗ 
geſetzt, daß jener es ablehnt, dem Verbande beizutreten. Dafür wird auch 
den Mitgliedern der Arbeitgeberverbände ein Anſpruch auf die Dienſte der 
organiſierten Arbeiter vor anderen Arbeitgebern zuerkannt. All dies dient 
dazu, den Arbeiterverband zur geſetzlichen Vertretung der Arbeiter und die 
Arbeitgeberverbände zu der der Arbeitgeber zu machen. Es bedeutet die An- 
paſſung der Ordnung vergangener Zeiten an die modernen Arbeitsverhält- 
niſſe. Dabei haften die Arbeiterverbände für die Innehaltung der Gerichts; 
entſcheidungen ſeitens ihrer Mitglieder. Selbſtverſtändlich gilt das über dieſe 
Stellung der Arbeiterverbände Geſagte nur für die Gewerbe, in denen ſolche 
exiſtieren. Wo die Arbeiter, wie die Heimarbeiter, zur Organiſation bisher 
unfähig waren, hat dieſe Geſetzgebung aber die Wirkung, deren Organiſation 
zu fördern. Während die engliſchen Gewerkvereinler oft die Furcht hegen, 
eine Neuordnung ähnlich der auſtraliſchen könnte ihre Organiſationen, mittels 
deren ſie ihre Klaſſe aus tiefſter Erniedrigung zu einem angeſehenen Faktor 
im Staatsleben gemacht haben, ihrer Bedeutung berauben, werden dieſe dabei 
vielmehr erſt recht unentbehrlich. Daher es durchaus glaubhaft iſt, wenn zum 
Beiſpiel Snowden !) verfichert, daß fic) in Neuſeeland ſeit Erlaß des Schieds- 
geſetzes von 1894 die Zahl der organiſierten Arbeiter verſiebenfacht habe. 

Des weiteren iſt hervorzuheben, daß auch in den auſtraliſchen Staaten 
das Eingreifen der Schiedsgerichte keineswegs einen vorangegangenen Streit 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern vorausſetzt. Auch wo kein Streit ſtatt 
gefunden, haben die Schiedsgerichte, nachdem angerufen, eine das geſamte 
Arbeitsverhältnis umfaſſende Ordnung entwickelt. Das Verhältnis, in dem 
jugendliche Arbeiter und Lehrlinge neben ausgelernten Arbeitern beſchäftigt 
werden dürfen, der Lohn, der ihnen gezahlt werden ſoll, die Berechnung der 
Stücklohnſätze im Verhältnis zum Zeitlohn, die Feſtſtellung der Bezahlung 
für Ubergeitarbeiten, die Konkurrenz von Frauenarbeit, all das fällt in die 
Kompetenz der Schiedsgerichte. Das wichtigſte aber iſt die Feſtſtellung eines 
Lohnminimums. Dabei iſt intereſſant, welche Schwierigkeiten es auch hier 
gekoſtet hat, zur richtigen Bemeſſung der Höhe dieſes Lohnminimums zu 
gelangen. Zuerſt wagte man es noch nicht, mehr zu verlangen, als daß der 
) Ph. Snowden, M. P., The living wage, London 1912. 
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Minimallohnſatz foviel betragen müſſe, wie die „anſtändigen“ Arbeitgeber des 
Gewerbes im Durchſchnitt bezahlten. Aber bald zeigte ſich des öfteren, daß 
dabei ein Arbeiter nicht zu leben vermöge; und dabei war es ſchwierig, den 
vor dem Schiedsgericht erſcheinenden Arbeitgebern zu jagen, daß fie nicht „an- 
ſtändig“ ſeien. An die Stelle dieſer Bemeſſung trat daher bald die Bemeſſung 
nach Maßgabe eines Lohnes, bei dem die Arbeiter anſtändig leben können, 
alſo entſprechend den dargelegten Produktionskoſten der Arbeit. Dabei wird 
allerdings darauf Rückſicht genommen, daß es auch Arbeiter gibt, deren Arbeit 
minderwertig iſt, ſei es, daß ſie krank, alt, zu ungeſchickt ſind oder zu langſam 
arbeiten. Um zu verhüten, daß ſie beſchäftigungslos bleiben, wird ihnen nach 
Einholung eines Gutachtens des Gewerbeinſpektionsbeamten ein Erlaubnis- 
ſchein ausgeſtellt, der zu ihrer Beſchäftigung zu geringerem Lohn ermächtigt. 

So viel über die Beſtimmungen des Geſetzes; bei ihrer Durchführung wird 
vielfach über die Tendenz der Arbeitgeber geklagt, das vom Gericht verfügte 
Lohnminimum zu einem Lohnmaximum zu machen; die Gerichte treten dem, 
wo ſie können, entgegen. Desgleichen klagen die Gewerbeinſpektoren, daß 
von den Heimarbeitern gar manche aus Furcht, entlaſſen zu werden, ſich 
bereit finden ließen, unter dem Lohnminimum zu arbeiten; ja, der Fabrik 
inſpektor Ord erklärte vor einer viktorianiſchen Kommiſſion, daß manche 
Arbeiter aus Furcht vor Entlaſſung lieber Meineide ſchwören, als der Fabrik 
inſpektion die Wahrheit ſagen. Derartiges kann aber nur vorkommen, wo 
es an einer genügenden Arbeiterorganiſation und deren mitwirkender Kontrolle 
fehlt. Von den Erlaubnisſcheinen minderwertiger Arbeiter wird ſelten Gebrauch 
gemacht; die Unternehmer ſcheuen ſich, durch ihre Beſchäftigung an Kredit 
einzubüßen. Arbeitseinſtellungen ſind nirgends völlig verhindert worden; 
aber es ift eine Anti-Streikatmoſphäre geſchaffen worden, und wo Streiks 
vorkamen, wurde ihnen durch die Geſetzgebung die Spitze abgebrochen. Ich 
habe ſchon in meinem Vortrage über den Schutz der Arbeitswilligen erzählt, 
daß in Neuſüdwales im Dezember 1909 der Leiter eines Streikes der Berg- 
arbeiter gegen den Ausſpruch des Schiedsgerichts zu zwölf Monaten Gefäng- 
nis verurteilt worden iſt. Desgleichen gibt es keine ſogenannten Arbeits- 
willigen mehr; ja es kann bei rechtsverbindlich feſtgeſetzten Arbeitsbedingungen 
gar keine Streikbrecher mehr geben. Über Beeinträchtigung der Konkurrenz 
fähigkeit infolge von Verteuerung der Produktionskoſten durch die Mindeſt⸗ 
löhne wird nirgends geklagt, wohl aber rühmt man als wohltätige Folge die 
Beſeitigung der Schmutzkonkurrenz. Auch hat man, wieviele Nachteile der 
geſchilderten Arbeitsgeſetzgebung noch anhaften, ſie in keinem einzigen auſtra⸗ 
liſchen Staate wieder beſeitigt; vielmehr hat ſich, wie Aves !), der zur Bericht- 
2) C. Aves, Report on the wages boards and industrial conciliation and arbitration act 
of Australia and New Zealand. London 1908. 
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erftattung über ihr Wirken nach Auſtralien entſandte britiſche Kommiſſär 
ſchreibt, die Erkenntnis dort ſieghaft durchgerungen, daß der Arbeitsvertrag nie 
mehr der freien Willkür überlaſſen werden darf, ſondern ſeine Regelung von 
Staats wegen eine abſolute Notwendigkeit iſt. 
Noch in einer anderen britiſchen Kolonie finden wir eine auf die Ausſchal⸗ 
tung von Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen gerichtete Geſetzgebung: 
in Canada. Hier gehen die erſten Verſuche zu einer Neuordnung des Arbeits- 
verhältniſſes auf das Jahr 1900 zurück. Das heute geltende Geſetz iſt 
von 1907. Nach ſeinen Beſtimmungen ſteht es ſowohl den Arbeitgebern 
als auch den Arbeitern zu, eine Streitigkeit vor den Arbeitsminiſter zu 
bringen. Dieſer ernennt dann einen Unterfuchungs- und Einigungsausſchuß; 
er ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen; jede der beiden Parteien wählt eines, 
das dritte wird von den beiden Erwählten gewählt. Für jeden einzelnen 
Fall wird ein Ausſchuß eingeſetzt. Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen 
gelten als ungeſetzlich, wenn ſie vor Anrufung der Vermittlung durch den 
Miniſter und ſolange die Verhandlungen vor dem von dieſem eingeſetzten 
Einigungsausſchuſſe ſchweben, ſtattfinden. Jede der beiden Parteien kann 
ſich verpflichten, ſich der Entſcheidung des Einigungsausſchuſſes zu fügen; 
in dieſem Fall iſt es ungeſetzlich, nach gefallenem Entſcheide die Arbeit ein- 
zuſtellen oder die Arbeiter auszuſperren. Wenn aber eine derartige Berpflich- 
tung nicht eingegangen worden iſt, kann jede der beiden Parteien den vom 
Einigungsamte gefällten Spruch ablehnen. Wird dieſer von beiden Parteien 
aber angenommen, ſo iſt er rechtsgültig für das ganze Gewerbe und kann nur 
nach vorausgegangener dreißigtägiger Kündigung geändert werden, und weder 
Arbeitseinſtellung noch Ausſperrung iſt zuläſſig, bevor die Streitfrage aufs 
neue vor einen Einigungsausſchuß gebracht iſt. Ein Arbeiter, der im Wider⸗ 
ſpruch zu dem Geſetze die Arbeit einſtellt, kann für jeden Tag, den er ungeſetzlich 
feiert, mit 10 Pfund Sterling Strafe belegt werden; die gleiche Strafe trifft 
jede Perſon, welche andere zur Arbeitseinſtellung im Widerſpruch mit dem 
Geſetze veranlaßt. Ein Arbeitgeber, der im Widerſpruch mit dieſem Geſetze 
die Arbeiter ausſperrt, hat für jeden Tag der Dauer des Arbeitsſtillſtandes 
200 Pfund Sterling Strafe zu zahlen. 

Der Gedanke der Canadiſchen Geſetzgebung iſt alſo, daß die Erledigung 
einer Arbeitsſtreitigkeit verſucht werden ſoll, bevor es zu einer Arbeitsein- 
ſtellung oder Ausſperrung gekommen iſt. Dabei erwartet fie, wo die Unter- 
werfung unter den Schiedsſpruch nicht im voraus vertragsmäßig übernommen 
worden iſt, feine Durchführung lediglich von dem Druck der öffentlichen 
Meinung. Der Schiedsſpruch mit allem, was zu ſeiner Begründung dient, 
wird veröffentlicht; ſie erwartet, daß ſeine Begründung ſo ins Gewicht fallen 
werde, daß es den Parteien kaum möglich ſei, im Widerſpruch damit einen 
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Arbeitsſtillſtand herbeizuführen. Auch hat das Geſetz vier Jahre lang fich 
trefflich bewährt. Da erklärte im Jahre 1911 der Spruch eines Richters 
es für verboten, einem ſtreikenden Arbeiter Nahrung zu verabreichen. Darauf 
Entrüſtung unter den Arbeitern. Sie erklärten zwar, nach wie vor an der 
ſchiedsrichterlichen Erledigung von Arbeitsſtreitigkeiten feſthalten zu wollen, 
verlangten aber Abſchaffung des geltenden Geſetzes. Die Unzufriedenheit 
richtete ſich alſo lediglich gegen die Art, wie das Prinzip zur Anwendung 
gekommen, nicht gegen das Prinzip ſelbſt. Vielmehr haben ſie gleichzeitig 
betont, an dieſem feſthalten zu wollen. 

ie Canadiſche Geſetzgebung erſcheint in den vorgeführten Beſtimmungen 

nur als eine Fortbildung in der Richtung des Schieds und Einigungs- 
geſetzes von 1896 des britiſchen Mutterlandes. Seitdem iſt man aber auch 
in dieſem über das Geſetz von 1896 hinausgegangen. Wie in Viktoria haben 
die in der Hausinduſtrie herrſchenden Mißſtände dazu den Anlaß gegeben. Seit 
der Enquete des „Morning Chronicle“ im Dezember 1849, welche Charles 
Kingsley zu feiner berühmten Broſchüre „Billige Kleider und eklige“ ver- 
anlaßt hat, ſind ſie bekannt. Auch gibt es eine große Zahl von Blaubüchern 
über das Schwitzſyſtem, deſſen Opfer die Heimarbeiter ſind. Unzählige 
Male hat das Parlament fic) damit befaßt !). Aber erſt durch das Arbei- 
terſchutzgeſetz von 1901 geſchah ein erſter Schritt, inſofern in einer Reihe 
von Induſtrien den Arbeitgebern zur Pflicht gemacht wurde, den Orts⸗ 
behörden Verzeichniſſe der von ihnen außerhalb ihrer Werkftätten beſchäf⸗ 
tigten Perſonen einzureichen. Die Ortsbehörden ſollten das Recht haben, 
in allen Fällen, in denen die Heimarbeit unter geſundheitsgefährlichen Be⸗ 
dingungen verrichtet werde, zur Abhilfe geeignete Maßnahmen zu treffen. 
Aber was ſollten ſolche Anordnungen, wo es den von ihnen Betroffenen 
an den zu ihrer Ausführung benötigten Mitteln fehlte! Dieſe Erkenntnis 
hat endlich dazu geführt, daß ein im übrigen allen geſetzgeberiſchen Ein⸗ 
griffen in das Wirtſchaftsleben recht abgeneigtes Miniſterium, das des Frei- 
händlers Aſquith, 1909 zunächſt für vier Hausinduftrien, für die Konfek- 
tionsſchneiderei, die Herſtellung von Schachteln aus Papier, Pappe, Span 
oder ähnlichem Material, für Finiſſage von Maſchinenſpitzen- und Netzen, 
und Flick- oder Ausbeſſerungsarbeit bei Spitzenvorhangfiniſſage und für 
das Schmieden von Ketten Lohnämter eingeführt hat, welche Minimalſätze 


x) So heißt es in einem im April 1890 erſchienenen Berichte des Oberhauſes: „Die 
feſtgeſtellten Mißſtände können ſchwerlich übertrieben werden; am ſtärkſten ſind die 
Gefahren in den Konfektionsgewerben, wo anſteckende Krankheiten, wie die Blattern, 
ſehr oft durch in verſeuchten Wohnungen hergeſtellte Kleidungsſtücke verbreitet werden. 
Das Ergebnis unſerer Erhebung iſt eine ſchwere Schädigung, die ein raſches Ein- 
ſchreiten des Parlamentes fordert.“ 
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für Zeitlohn und Stücklohn feſtſetzen ſollen. Die Lohnämter find den für 
Viktoria geſchilderten nachgebildet. Die Ausdehnung des Geltungsbereichs des 
Geſetzes durch Regierungsverordnung auf andere Induſtriezweige tft ausdrück- 
lich vorgeſehen. Bis jetzt iſt das Geſetz nur in der Kettenſchmiederei und 
der Finiſſage von Spitzen vollſtändig durchgeführt. Die erſte Einrichtung 
von Lohnämtern ſetzt eben längere Zeit voraus, gerade deshalb, weil die 
Arbeiter in den vom Geſetz betroffenen Gewerben infolge ihrer erbärmlichen 
Lage bisher außerſtand geweſen ſind, ſich zu organiſieren. Das Geſetz hat 
aber eben zu der zu ſeiner Durchführung unentbehrlichen Organiſation der 
Arbeiter geführt und in den genannten Gewerben, in denen es ſchon durch- 
geführt iſt, eine Lohnerhöhung um 100% zur Folge gehabt. Das bedeutet 
allerdings immer nur erſt einen Lohn von etwa 10—ı2 Mark die Woche. 
Noch weiter aber geht das engliſche Geſetz vom 29. März 1912 zur Sicherung 

eines Minimallohnes für die unter Tag im Kohlen- und Eiſenbergbau be- 
ſchäftigten Arbeiter. Es iſt deren alte Klage geweſen, daß ſie in nicht ſeltenen 
Fällen, infolge von Urſachen, für welche den einzelnen Arbeiter keinerlei Ber- 
antwortung trifft, nicht imſtande ſind, ſo viel zu arbeiten, wie ſie gern möchten. 
Als der häufigſte Fall wird bezeichnet, daß infolge minderer Ergiebigkeit 
eines Flötzes der am Ort Arbeitende ſelbſt bei äußerſter Anſtrengung nicht 
eine durchſchnittliche Rohlenmenge zu hauen vermag. In anderen Fällen, 
die als täglich vorkommend bezeichnet werden, vermag der Häuer infolge 
von Mangel an Förderwägen oder anderen Fehlern in der Betriebsorgant- 
ſation nicht fo viel zutage zu ſchaffen, als er zu leiſten imſtand und ge 
willt iſt. Ohne jede Schuld verdient er da nicht ſo viel, daß er davon leben 
kann. Ich kann dieſe Klage bis in die Dreißigerjahre des vorigen Jahr- 
hunderts zurückverfolgen, ohne damit ſagen zu wollen, daß ſie nicht früher 
ſchon vorkommt. Daher die alte Forderung eines Minimallohnes. Unzählige 
Arbeitsſtillſtände haben wegen ihrer Verweigerung ſtattgefunden. Im Früh⸗ 
jahr 1912 endlich haben 65 Prozent der britiſchen Grubenbeſitzer ſie als 
berechtigt anerkannt. Aber die von Sudwales und von Schottland haben 
ſie zu gewähren verweigert. Darauf haben ſämtliche Grubenarbeiter die Arbeit 
eingeſtellt. Da als Folge Handel und Gewerbe gelähmt, zahlreiche Fabriken 
geſchloſſen worden ſind, ja für den Fall eines Krieges die nationale Sicherheit 
gefährdet erſchien, hat die Regierung, welche die Forderung der Grubenar- 
beiter ausdrücklich als berechtigt anerkannt hat, einen Geſetzentwurf im Parla- 
ment zur Annahme gebracht, wonach den im Kohlenbergbau unter Tag 
Beſchäftigten ein Minimallohn zugebilligt und gleichzeitig zum Schutz der 
Grubenbeſitzer eine Kontrolle gegen ungenügende Leiſtung eingeführt wird.“) 
) Die Behauptung, es werde nicht dafür geſorgt, daß den Arbeitgebern eine dem 
Mindeſtlohn entſprechende Leiſtung zuteil werde, gehört zu den üblichſten Argumenten 
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Der Entwurf hat die zu zahlenden Minimallohnſätze nicht ſelbſt feftgefest; 
dies ſoll für jeden der verſchiedenen Grubendiſtrikte durch eine gleiche Zahl 
von Vertretern der Arbeitgeber und Arbeiter unter Vorſitz eines Unpartei⸗ 
iſchen geſchehen. Den fo feſtgeſetzten Minimallohn ſoll der in dem betreffen- 
den Diſtrikte im Kohlenbergbau unter Tag beſchäftigte Arbeiter vor Gericht 
einklagen können. Indes ſoll kein Grubenbeſitzer gezwungen ſein, bei den 
fo feſtgeſetzten Minimallöhnen ſein Bergwerk weiter zu betreiben, noch auch 
ein Bergmann bei ſolchen Löhnen zu arbeiten. Im einzelnen ähneln die 
Beſtimmungen, ebenſo wie das Geſetz von 1909, welches die Lohnämter 
für die Heimarbeit ſchuf, denen, welche in Viktoria zu Recht beſtehen. 
Die Arbeiter hätten es lieber geſehen, wenn das Geſetz die Minimallohn- 
ſätze, die gezahlt werden ſollen, ſelbſt feſtgeſetzt hätte, ſtatt ihre Feſtſetzung 
Lohnämtern zu übertragen. Die Annahme des Geſetzvorſchlags und die 
Beilegung des Streiks wären nahezu daran geſcheitert, daß die Regierungs- 
vorlage dies unterließ. Aber die Regierung blieb feſt, und das iſt ſowohl 
im Intereſſe des Parlaments als auch der Arbeiter ſelbſt erfreulich. Denn 
unverkennbar drohen Verſuche, die Wähler durch demagogiſche Verſprech— 
ungen zu beſtechen, und die Gefahr einer Herabdrückung des Niveaus der 
Parlamentsverhandlungen, wenn die Parteien ſich in den Lohnſätzen über⸗ 
bieten, um Arbeiterſtimmen zu gewinnen; und welchen Nachteil brächte es 
den Arbeitern, wenn das für alle geſetzlich feſtgelegte Lohnminimum da und 
dort nicht ausreicht! Aber freilich auch die von den einzelnen Lohnämtern 
feſtgeſetzten Löhne haben nicht in allen Diſtrikten die Arbeiter befriedigt. 
Auch wird, ähnlich wie in Auſtralien, geklagt, daß viele Arbeitgeber die 
Neigung zeigten, aus dem Lohnminimum ein Lohnmaximum zu machen. 
Allein es wäre ein Wunder, wenn die neue Maſchine ſchon nach nur halb- 
jährigem Beſtehen völlig einwandfrei arbeitete. Gewiß werden ſowohl an 
Einzelheiten des Geſetzes wie in ſeiner Anwendung noch Verbeſſerungen 
ftattfinden müſſen. Aber die Tatſache bleibt, daß das Prinzip, für das die 
engliſchen Arbeiter ſeit der Beſeitigung der alten gewerblichen Ordnung ge- 
ſtritten haben, daß Minimallohnſätze rechts verbindlich feſtgelegt werden ſollen, 
für die größte Induſtrie des Landes ſtaatlich anerkannt worden iſt; und 


der deutſchen Gegner aller Art von Tarifverträgen. Sie ſeien daher auf dieſe Be⸗ 
ſtimmung des engliſchen Geſetzes ausdrücklich verwieſen. Freilich bleibt es zweifel 
haft, ob dieſer Hinweis nützen wird. So wurde mir in der Diskujfion, die ſich an 
den obigen Vortrag in der Münchener Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft am 28. No⸗ 
vember 1912 anknüpfte, von einem Vertreter des Bayeriſchen Induſtriellenverbandes 
entgegengehalten, er habe in meinem Vortrage jedwede Bemerkung vermißt, daß den 
Arbeitgebern auch eine Mindeſtleiſtung für den Mindeſtlohn geſichert werden ſolle, 
trotzdem ich dieſe Kontrollbeſtimmungen betont hatte, wie der obenſtehende Text zeigt. 
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dies iſt von fo überwältigender Bedeutung, daß die Mängel, die feiner Durch. 
führung noch anhaften, dagegen völlig zurückftehen. Und wenn der englifche 
Premierminiſter das Geſetz auch nur als einen Notbehelf bezeichnet und 
dafür nur eine dreijährige Gültigkeit beanſprucht hat, ſo dürfte doch der 
Ausſpruch ſeines Kollegen Sir Edward Grey am 21. März 1912 wahr 
bleiben: „Das Tor iſt dem Lohnminimum eröffnet worden und kann nicht 
mehr geſchloſſen werden.“ Nicht nur dürfte das Geſetz nach Ablauf der 
drei Jahre erneuert werden: trotz aller ehrlichen Verſicherungen Aſquiths, 
daß das Geſetz ein Ausnahmegeſetz bleiben ſolle, beſchränkt auf die Gewerbe, 
von deren ununterbrochenem Fortbetrieb das Leben der ganzen Nation ab- 
hängt, wird das Prinzip des Lohnminimums, ebenſo wie das der zuerſt 
nur auf die Textilinduſtrie beſchränkten Arbeiterſchutzgeſetzgebung, mit der 
Zeit in allen Erwerbszweigen zur Anerkennung gelangen. Schon trägt ſich, 
wie die Zeitungen melden, ein anderer Kollege Aſquiths, der Schatzkanzler 
Lloyd George, mit der Ausdehnung des Prinzips der Mindeſtlöhne auf die 
landwirtſchaftlichen Arbeiter, um der Landflucht nach den Städten entgegen- 
zuwirken, und in dieſen verlangen die Arbeiter aller Gewerbe nach Minimal- 
löhnen, und in allen droht, wenn ſie ſie nicht erreichen, eine Gefährdung 
der ganzen Nation, wie ich in meinen Darlegungen über den Syndikalis- 
mus dargetan habe. > 

Das hat ſich ſchon wenige Wochen nach Erlaß des Minimallohngeſetzes 
für die Grubenarbeiter gezeigt. Die Londoner Dockarbeiter beklagten ſich, 
daß ihre Arbeitgeber ein Abkommen, das ſie mit ihnen getroffen hatten, 
nicht eingehalten hätten. Die Regierung betraute den zur dermaligen Op⸗ 
poſition gehörigen Sir Edward Clarke mit der Unterſuchung des Falles. 
Sir Edward hat in fünf Punkten die Klage der Arbeiter für berechtigt er- 
klärt; in zweien entſchied er zugunſten der Arbeitgeber. Aber wie kurze 
Zeit vorher die Grubenbeſitzer von Südwales und Schottland die freiwillige 
Gewährung eines Minimallohnes, ſo verweigerten jetzt die Arbeitgeber des 
Londoner Hafens die freiwillige Unterwerfung unter Clarkes Spruch. Um 
den darauf ausbrechenden Streik zu Ende zu bringen, erbot ſich darauf die 
Organiſation der Arbeiter, eine große Summe deponieren zu wollen, die 
verfallen ſollte, wenn die Arbeiter die auf dem Wege der Verhandlung 
zwiſchen den Organiſationen der Arbeitgeber und Arbeiter vereinbarten 
Arbeitsbedingungen nicht einhalten würden. Es muß dies beſonders hervor- 
gehoben werden, denn es iſt das erſtemal in der Geſchichte der engliſchen 
Gewerkvereine, daß die Organiſation der Arbeiter ſich zur Übernahme der 
Haftung für die vereinbarten Arbeitsbedingungen bereit erklärt hat. Aber die 
Arbeitgeber verlangten blinde Unterwerfung. Die Folge war, daß Hunderte 
von Schiffen im Londoner Hafen wochenlang nicht ausgeladen und beladen 
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werden konnten; und hätte nicht die mangelhafte Organiſation der Hafenarbeiter 
und die noch ärgeren Fehler ihrer Führer ſie zum Nachgeben gezwungen, 
fo wäre die Regierung ſchon wenige Wochen nach Aſquiths Erklärung aber; 
mals zu geſetzlicher Feſtſezung der Arbeitsbedingungen genötigt geweſen. 
Schon meldeten die Zeitungen, daß dies bevorſtehe; da erſparte der Zu- 
ſammenbruch des Streiks dem Premierminiſter dieſes Dementi. Bei der 
großen Unzufriedenheit, die, wie ich neulich geſchildert habe, heute unter 
den engliſchen Arbeitern herrſcht, bedeutet dies aber nur einen Aufſchub. 
Nun wird man mir einwenden, daß ja gerade die ſtärkſten engliſchen 
Gewerkvereine Gegner eines Zwangs zur ſchiedsgerichtlichen Erledigung von 
Arbeitsſtreitigkeiten ſeien. Da ich dies ſelbſt ſchon wiederholt hervorgehoben 
habe, bin ich gewiß der letzte, es zu beſtreiten. Die ſtärkſten Gewerkvereine 
find Gegner des Schiedszwanges; fie find aber weder Gegner eines Lohn- 
minimums, das vielmehr eine ihrer älteſten Forderungen iſt, noch auch 
Gegner ſeiner Feſtſetzung auf dem Wege der Verhandlung. Sie haben nur 
eine Abneigung gegen Schiedsſprüche durch Perſonen, die außerhalb des 
Gewerbes ſtehen, weil fie ſowohl deren Sachverſtändnis, als auch die Ab- 
weſenheit von Klaſſenbefangenheit bei ihnen bezweifeln; und eben weil ſie 
ſtark ſind, glauben ſie auf dem Wege der Verhandlung von Organiſation 
zu Organiſation mehr zu erreichen. Sie treten aber, wie eben erſt die Rede 
Ramſay Macdonalds in der Verſammlung der British Association in Dundee 
am 6. September 1912 gezeigt hat, dafür ein, daß die zwiſchen den Organi- 
ſationen der Arbeitgeber und Arbeiter vereinbarten Bedingungen, ähnlich 
wie dies die Canadiſche Geſetzgebung vorſchreibt, als Minimalarbeitsbeding⸗ 
ungen für alle im Gewerbe Beſchäftigten, auch für die Nichtorganiſierten, 
Geltung haben. Daher die engliſche Regierung neuerdings den Vorſteher 
des Arbeitsamts, Sir George Askwith, nach Canada geſchickt hat, um die 
dortige Arbeitsgeſetzgebung zu ſtudieren. Die Arbeiter, deren Organiſationen 
ſchwach ſind, bevorzugen dagegen die auſtraliſchen Schiedsgerichte. Welcher 
der beiden Arten von Organiſationen man aber den Vorzug geben mag — 
fie können beide nebeneinander beſtehen — durch beide werden Minimal- 
bedingungen des Arbeitsvertrags feſtgeſetzt, welche für alle im Gewerbe Be- 
ſchäftigten rechtsverbindlich ſind. 
ie Arbeitsgeſetzgebung bewegt ſich aber nicht nur in Ländern mit angel- 
ſächſiſcher Bevölkerung zur Anerkennung eines Lohnminimums. Das 
Elend der Heimarbeiter, das in allen Ländern das gleiche iſt, hat in allen, 
ebenſo wie in Auſtralien und Großbritannien, eine Bewegung zugunſten 
feiner Einführung zunächſt für die Heimarbeiter ins Leben gerufen. Nament- 
lich die Belgier haben ſich ſowohl in der Feſtſtellung der Übelſtände der 
Heimarbeit, als auch in ihren Bemühungen zu deren Beſeitigung hervor; 
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getan); auch in Frankreich?) und Öfterreich3) hat man Ausgezeichnetes in dieſer 
Hinſicht geleiftet. In allen drei Ländern liegen den Parlamenten Geſetzent⸗ 
würfe⸗) vor, welche nach auſtraliſchem und engliſchem Vorbilde ein geſetzliches 
Lohnminimum für die Heimarbeiter einzuführen bezwecken, und zwei internatio⸗ 
nale Kongreſſe zur Regelung der Heimarbeit, der erſte 1910 in Brüſſel, 
der zweite 1912 in Zürich, auf denen ſämtliche Regierungen Europas mit 
Ausnahme der deutſchen und der öſterreichiſchen vertreten waren, haben ſich 
für die gleiche Maßregel ausgeſprochen. Dabei überall die gleiche Erkennt- 
nis, daß fie nur ein Vorläufer der allgemeinen Rückkehr zu einer Aege- 
lung der Arbeitsbedingungen durch Einigungsämter oder Schiedsgerichte 
mit Rechtsverbindlichkeit für alle in dem betreffenden Gewerbe fein werden; 
da der allgemeine Schaden, welcher aus der bisherigen Art, Arbeitsſtreitig⸗ 
keiten zum Austrag zu bringen, erwachſe, von keiner Volkswirtſchaft länger 
ertragen werden könne. Eben dieſe prinzipielle Bedeutung der Einführung 
eines Lohnminimums für Heimarbeiter ijt es geweſen, was die verbündeten 
deutſchen Regierungen veranlaßt hat, beim Erlaß des deutſchen Hausarbeits 
geſetzes vom 11. Dezember 19 der Feſtſetzung von rechtsverbindlichen Mint- 
mallöhnen ihre Zuſtimmung zu verſagen. Im Reichstage iſt eine Mehrheit 
dafür vorhanden geweſen. Aber unſere induſtriellen Magnaten haben die 
Schaffung eines Präzedenzfalles, der ihrer autoritativen Feſtſetzung der 
Arbeitsbedingungen hätte gefährlich werden können, geſcheut. Ihr Einſpruch 
iſt für den derzeitigen Staatsſekretär des Innern maßgebend geweſen, und 
das Zentrum, das, ſeit es Regierungspartei geworden iſt, feine beſſere Er- 
kenntnis?) unter den Scheffel zu ſtellen verſteht“), fiel um. So ijt es ge 


1) Man ſehe die vorzüglichen, vom belgiſchen Ministére de industrie et du travail ſeit 
1899 herausgegebenen Monographien Les Industries d domicile en Belgique. Eine 
vortreffliche zuſammenfaſſende Darſtellung der Heimarbeitsfrage gibt das Büchlein 
von Pierre Verhaegen, Travail d domicile et sweating system. Bruxelles, Librairie 
Albert Dewit 1912. — ) Sehr gut führt ein das von der Association nationale fran- 
gaise pour la protection legale des travailleurs herausgegebene Büchlein Le Minimum 
de salaire dans Vindustrie a domicile. Paris, Librairie Felix Alcan, 1912. — 3) Siehe 
E. Schwiedland, Ziele und Wege einer Heimarbeitergeſetzgebung, Wien 1903. — 
) Eine gute Überſicht über den dermaligen Stand der Frage in den verſchiedenen 
Ländern gibt der Aufſatz von Dr. Walter Abelsdorff über Heimarbeit in dem Hand» 
wörterbuch der ſozialen Hygiene von Kaup und Grotjahn. Leipzig 1912. Die in 
den verſchiedenen Ländern geltenden oder vorgeſchlagenen Geſetze wurden dem inter 
nationalen Heimarbeitskongreß in Zürich, 1912, im Abdruck vorgelegt und dürften 
in deſſen Verhandlungen wieder veröffentlicht werden. — 5) So heißt es in der treff- 
lichen Schrift von Heinrich Koch, S. J., „Die deutſche Hausinduſtrie“, M.⸗Gladbach, 
1905, S. 83: „Und doch iſt dies (die Lohnfrage) in der ganzen Angelegenheit die Kar⸗ 
dinalfrage, um die ſich alles dreht. Ihre Löſung bedeutet die glückliche Löſung 
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kommen, daß wir ein Geſetz erhalten haben, welches den armen Heim- 
arbeitern zwar verbietet, in geſundheitsgefährlichen Räumen zu arbeiten und 
Kinder und jugendliche Arbeiter übermäßig lang arbeiten zu laſſen, ihnen 
aber die Mittel verſagt, welche unentbehrlich ſind, damit ſie dem Geſetz 
nachkommen! Das hat dann in Bayern, wo man in Unheil drohendem 
Anachronismus ſogar Hausinduſtrien neu einzuführen bemüht iſt, dazu ge- 
führt, daß die Regierung einen Poſten ins Budget eingeſtellt hat, um durch 
Zuſchüſſe den Heimarbeitern die Erfüllung der vom Reichsgeſetz vorgefchrie- 
benen Arbeitsbedingungen möglich zu machen, wozu ſie bei ihren niedrigen 
Löhnen ſonſt außerſtand ſein würden. Das iſt die ſchneidendſte Kritik, die 
bisher ſowohl an dem deutſchen Hausarbeitsgefe vom 20. Dezember 1911 
als auch an den auf die Einbürgerung neuer Hausinduſtrien gerichteten 
bayeriſchen Beſtrebungen geübt worden iſt. 

ie aber ſteht es mit der ökonomiſchen Möglichkeit von Mindeſtlöhnen? 
: Wir haben folche längſt im Eiſenbahnbetrieb und in einer Anzahl von 
Gemeindebetrieben. Aber, ſo wird man einwenden, das ſeien konkurrenzfreie 
Betriebe. Wie aber ſteht es mit ihrer Möglichkeit in Gewerben, welche 
der Konkurrenz ausgeſetzt ſind? Die Antwort der Arbeiter verweiſt darauf, 
daß der Lohn nicht der einzige Poſten unter den Produktionskoften der 
Arbeitgeber fet. Unzählige Rohprodukte, Hilfs- und Nebenſtoffe müſſe er 
kaufen, um ſein neues Produkt herzuſtellen. Jedem Produzenten derſelben 
müſſe er einen Preis zahlen, der zum mindeſten deſſen Produktionskoſten 
decke. Warum behandle er die Arbeiter anders als dieſe Produzenten, oder 
als die Kapitaliſten, denen er Zinſen, die Eigentümer des Bodens, denen er 
Rente, die Privatregalherren, denen er Bergwerksabgaben bezahle? Warum 
ſollten ſie den Nachteil rückgängiger Konjukturen tragen, den zu tragen 
Sache des Unternehmers ſei? Man ſage, wenn es einen Punkt gebe, unter 
den die Löhne nicht herabgehen dürften, müßten eine Menge von Arbeitern 
unbeſchäftigt bleiben und eine Anzahl von Fabriken geſchloſſen werden. Das 
fet aber nicht wahr. Auch da, wo bei rückgängiger Konjunktur Lohnherab- 
ſetzungen ſtattgefunden hätten, hätte dies nicht die Entlaſſung von Arbeitern 
und das Schließen von Fabriken verhindert. Die Sache ſei vielmehr, daß, 


des ganzen Problems.“ — ©) So wiederholt Heinrich Koch, S. J., in feinem dem 
Züricher Kongreß von 1912 erſtatteten Berichte über das deutſche Hausarbeitsgeſetz 
vom 11. Dezember 1911, S. 8, die in der vorſtehenden Anmerkung aus feiner da 
zitierten Schrift wiedergegebenen Worte, beſtreitet aber nichtsdeſtoweniger auf S. 1, 
daß das deutſche Geſetz unnütz und nichts anderes als ein leerer Lufthieb ſei. Und 
doch liegt die Erfahrung mit dem engliſchen Geſetze von 1901 vor, welches ungefähr 
dasſelbe wie das deutſche Geſetz von 1911 beſtimmt hat, aber eben weil es noch kein 
Lohnminimum feſtſetzte, wirkungslos geblieben iſt. 

Brentano, Syndikalismus. 
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wenn heute eine Lohnherabſetzung ftattfinde, ein jeder Fabrikant nur noch 
mehr produziere, um durch vermehrte Produktion den durch den Preisfall 
hervorgerufenen Ausfall an ſeinem Gewinn zu decken. Die Konkurrenz unter 
den Unternehmern führe alſo beim Sinken der Preiſe, ftatt zu einer Min- 
derung zu einer Steigerung der Produktion und demgemäß zu weiterem 
Sinken der Preiſe, zu abermaligen Lohnherabſetzungen und Verlängerungen 
der Arbeitszeit, bis ſchließlich die Preiſe ſo niedrig ſeien, daß trotz allen 
den Arbeitern zugemuteten Elends die Fabriken dennoch geſchloſſen würden 
und beim Arbeiter der Punkt der Verzweiflung und Auflehnung gegen 
alles Beſtehende erreicht ſei. 

Und wenn wir heute ſehen, wie für Kohlen, Koks, Eiſen, Petroleum, 
Spiritus, Zucker, Salz, Zellſtoff, Druckpapier und andere vertretbare Waren 
Minimalpreiſe durch Kartelle fixiert werden, unter denen kein Produzent 
verkaufen darf, und es ſogar erlebt haben, daß, wie in der deutſchen Kalt- 
induſtrie, die ſo fixierten Preiſe geſetzliche Sanktion erlangen, wer wird da 
noch behaupten wollen, daß, was für andere Waren möglich iſt, für die 
Ware, die der Arbeiter verkauft, nicht möglich fet! In allen Produktions- 
zweigen gibt es Koſten, welche unter ein gewiſſes Maß nicht herabgedrückt 
werden können. Warum ſollte die des wichtigſten Produktionselements, 
der Arbeit, allein unendlich kompreſſibel bleiben? Doch nur weil die Pro- 
duktionskoſten der Arbeit die des Menſchen ſind und man im Vertrauen 
auf die Elaftizität der menſchlichen Bedürfniſſe vor den Produktions koſten 
des Menſchen geringeren Reſpekt als vor denen der vorgenannten vertret- 
baren Waren hegt. Es tft unvermeidlich, daß zu den Produktionselementen, 
deren Minimalpreis einen Faktor bildet, mit dem jeder Unternehmer als 
mit einem feſtſtehenden rechnen muß, auch dasjenige gehöre, von der Deckung 
von deſſen Produktionskoſten das leibliche, ſittliche und geiſtige Gedeihen der 
Maſſe der Bevölkerung und damit Gegenwart und Zukunft der ganzen 
Nation abhängt. Und wenn infolge davon wirklich ein Induſtriezweig der 
Konkurrenz des Auslands erliegen ſollte, ſo kann es ſich dabei nur um 
ſolche Induſtriezweige handeln wie die, deren Lebensunfähigkeit beim Abſchluß 
jedes Handelsvertrags ſich als ein Hindernis geltend macht, daß das Aus- 
land ſeine Zölle für unſere lebensfähigen Induſtriezweige herabſetze und 
damit dieſen den zur Beſchäftigung einer größeren Zahl heimiſcher Arbeiter 
nötigen Spielraum ſchaffe. 

Se beſteht für mich kein Zweifel, daß die Neuordnung des Arbeitsver- 
trags, wie ich ſie hier für Auſtralien, Canada, England vorgeführt habe, 


von epochemachender Tragweite iſt. Das Prinzip, das in dieſen Ländern 
Verwirklichung gefunden hat, wird bleiben, mögen die Einzelheiten ſeiner 
Durchführung auch noch ſo ſehr geändert werden. Die Unmöglichkeit, daß 
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die Volkswirtſchaft die immerwährenden Kämpfe um den Arbeitsvertrag und 
ſeine Bedingungen ertrage, wird nicht nur zur Erneuerung des für die eng⸗ 
liſchen Kohlengruben erlaſſenen Geſetzes, ſondern zur weiteren Anwendung 
ſeines Prinzips auf andere Gewerbe führen. Was ich über die das gleiche 
Ziel erſtrebenden internationalen Kongreſſe und die Geſetzesvorlagen in Frank⸗ 
reich, Belgien, Oſterreich erzählt habe, zeigt, daß auch nicht⸗angelſächſiſche 
Länder danach verlangen; und trotz des Widerſtandes ſeitens der mächtigen 
Intereſſentengruppe, die ſich in Deutſchland im Verein für ſogenannte exakte 
Wirtſchaftsordnung zuſammengefunden hat, wird auch in Deutſchland der all- 
gemein rechts verbindliche kollektive an die Stelle des individuellen Arbeits- 
vertrags treten. Das einzige, was durch dieſen Widerſtand erreicht werden 
wird, iſt, daß der ganzen Volkswirſchaft, bis das Unausbleibliche eintritt, 
unnötig ſchwere Wunden geſchlagen werden, und daß es mit der Neuordnung 
geht wie mit den ſybilliniſchen Büchern: der Preis, mit dem ſie erkauft 
werden muß, wird immer teurer. 

Somit wären wir wieder angelangt, wo wir bei Auflöſung der alten 
gewerblichen Ordnung ſtanden, bei einer Regelung der Arbeitsbedingungen 
unter Inanſpruchnahme der ſtaatlichen Autorität. Nur beſteht ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen heute und früher. Während die frühere Feſtſetzung der 
Löhne im Intereſſe der Arbeitgeber ſtattgefunden hat, würde bei Feſtſetzung 
der Minimallöhne durch die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter von der 
in dem betreffenden Gewerbe beſtehenden Lebenshaltung der Arbeiter als 
dem zur Deckung der Produktionskoften der Arbeit Unentbehrlichen aus ⸗ 
gegangen werden, und während die früher von den Behörden feſtgeſetzten 
Minimallöhne auch Maximallöhne waren, würde nichts im Wege ſtehen, 
daß die Löhne bei ſteigender Konjunktur über dieſe Minimalſätze ſtiegen 
und außerordentlich tüchtige Arbeiter höhere Löhne verdienten. 

Nun wird der Einwand erhoben werden, daß durch dieſe Neuordnung, wenn 
auch im Intereſſe der tüchtigen Arbeiter, doch die Intereſſen derer, welche, 
weil aus irgend einem Grunde weniger leiſtungsfähig, der Normallöhne 
nicht wert ſeien, aufs ärgſte geſchädigt werden. Sie würden zu den feſt⸗ 
geſetzten Normallöhnen, weil ihrer nicht würdig, keine Beſchäftigung finden. 
Dafür iſt aber wenigſtens teilweiſe ſchon durch die Beſtimmung geſorgt, 
wonach es den Gewerbeinſpektoren geſtattet wird, nach Kenntnisnahme des 
einzelnen Falles einen Erlaubnisſchein auszuſtellen, vermöge deſſen ein 
Minderwertiger zu einem geringeren Lohne beſchäftigt werden darf. Außer⸗ 
dem iſt aber noch zu ſagen, daß auch für die den modernen Verhältniſſen 
angepaßte Wiedereinführung eines rechtsverbindlichen kollektiven Arbeits- 
vertrages der Charakter eines Allheilmittels ebenſowenig in Anſpruch 
genommen wird, wie dies die frühere behördliche Lohnregelung für die Ver⸗ 
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hältniſſe der früheren Jahrhunderte geweſen ijt. Sie bedarf der Ergänzung durch 
Verſicherung für den Fall der Arbeitsloſigkeit und durch Armenunterſtützung. 
Aber es ſcheint mir, daß jenen nicht widerſprochen werden kann, welche ſagen, 
daß es beſſer jet, jenen Minderwertigen auf andere Weiſe, ſelbſt mittels öffent- 
licher Armenunterſtützung, zu Hilfe zu kommen, als den Lohn der großen Mehr⸗ 
heit der Tüchtigen ſo tief ſinken zu laſſen, daß auch ſie ohne Armenunter⸗ 
ſtützung nicht auskommen können und, wo ihnen dieſe verſagt bleibt, nicht ſelten 
zu Verbrechen und Laſtern ihre Zuflucht nehmen, um ihr Leben zu erhalten. 
u” nun mögen mir zum Schluß einige perſönliche Bemerkungen ge- 
ſtattet ſein. Weil ich den hier vorgetragenen Anſchauungen huldige, hat 
man mich als weltfremd verſchrieen und es ſo hingeſtellt, als ob ich damit 
Unerhörtes lehre, was, wenn durchgeführt, den Ruin der Induſtrie zur 
Folge habe würde. Aber ich ſtehe mit meinen Lehren nicht allein. Als 
im März 1912 der große Kohlenausſtand in England ſtattfand, haben ſich 
aus Anlaß einer von den Zeitungen veranſtalteten Enquete eine Anzahl 
namhafter engliſcher Nationalökonomen zu denſelben Anſchauungen bekannt, 
und der an mich gerichtete Brief Sir Alfred Monds bezeugt, daß „die große 
Mehrheit der engliſchen Großinduſtriellen“ „den kollektiven Arbeitsvertrag 
als die praktiſchſte Weiſe anſieht, um die Lohnverhältniſſe zu regeln“ und 
man daher eventuell auch nicht davor zurückſchreckt, „Mindeſtlöhne und 
Mindeſtleiſtungen durch Geſetzgebung und eigens geſchaffene Behörden feſt⸗ 
ſtellen zu laſſen“. Zu noch weit größerer Genugtuung gereicht es mir aber, 
wenn ich die Entwicklung, die ich hier vorgeführt habe, mit dem vergleiche, was 
ich als Erſter vor nunmehr vierzig Jahren als unausbleiblich vorausgeſagt habe. 
Im Jahre 1872 erſchien der zweite Band meiner „Arbeitergilden der Gegen- 
wart“. Man leſe das vierte Kapitel, in dem ich von der Erſetzung der auf 
die Dauer unerträglichen Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen durch Eini- 
gungsämter und Schiedsgerichte ſpreche. Ich zeige darin, wie dieſe auf 
dem Vorhandenſein von Gewerkvereinen der Arbeiter und entſprechenden 
Organiſationen der Arbeitgeber beruhen, ſo zwar, daß ſie ſich entweder an 
ſolche bereits beſtehende Organiſationen halten oder derartige hervorrufen 
müſſen. Ich verlange, daß dieſes rein tatſächliche Verhältnis auch geſetz⸗ 
lich anerkannt werde, indem man die Gemerkvereine als die Organiſation 
der Arbeiter, die Geſellſchaften der Arbeitgeber als die Organiſation der 
Arbeitgeber anerkenne. Sie ſollten als ſolche in die öffentliche Verwaltungs 
organiſation eingegliedert und geregelt werden. Sei dies geſchehen, fo be 
dürfe es gar keines beſonderen Zwanges der einzelnen, dieſen Organiſationen 
beizutreten. Dieſer Beitritt werde ſich für die überwiegende Mehrzahl der 
Arbeiter und Arbeitgeber von ſelbſt verſtehen, da ſie nur ſo in der Organiſation 
Einfluß erlangen könnten. Sollten einige nicht beitreten, ſo dürften höchſtens 
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mit der Zeit Beſtimmungen notwendig werden, um fie zur Leiſtung der geringen 
Beiträge zu den Koſten anzuhalten, welche die Verwaltung der Einigungs- 
ämter und Schiedsgerichte erheiſcht. Ich verlange die gerichtliche Vollſtreckbar⸗ 
keit der Entſcheidungen der Einigungsämter und Schiedsgerichte, und daß zur 
Strafzahlung nicht mehr die individuellen Arbeiter oder Arbeitgeber, ſondern 
der Gewerkverein oder die Geſellſchaft der Arbeitgeber verurteilt, dieſen 
Vereinen dagegen das Recht erteilt werde, die Strafgelder von den einzelnen, 
die ſich verfehlten, ſelbſt einzuziehen. Dann werde es aber auch nicht mehr 
in dem Belieben eines einzelnen Arbeiters oder einer einzelnen Firma ſtehen 
dürfen, ob ſie das Einigungsamt und Schiedsgericht als ihre Behörde an- 
erkennen; ihre Unterwerfung darunter verſtehe ſich vielmehr alsdann von 
ſelbſt. Und als weitere Folge ergebe ſich die weitere Unzuläſſigkeit ſowohl 
von Arbeitseinſtellungen als auch von Ausſperrungen. 

Und nun ſetze man dem das gegenüber, was ich über die Entwicklung des 
Arbeitsverhältniſſes in Auſtralien, Canada und das, was in England mit der Ein- 
führung von Lohnämtern geſchehen iſt und in anderen Ländern erſtrebt wird, 
hier vorgeführt habe. Was in Auſtralien geſchehen tft, iſt die vollſtändigſte 
Verwirklichung deſſen, was ich vor vierzig Jahren geſchrieben habe. In 
Canada ſind die Hauptzüge wenigſtens verwirklicht, in England folgt man auf 
dem Wege der beiden, und anderwärts wird das gleiche erſtrebt. Ich zweifle 
nicht, daß man auch in Deutſchland ſich noch dazu wird entſchließen müſſen. 


Anhang: 
Ausführungen und Dokumente 
zur Illuſtrierung der Kampfweiſe der Gegner ſozialer 
Reform gegen deren Vertreter. 
I. Einleitung, enthaltend auch den Vergleich vom 17. Januar 1913. 


II. Sir Alfred Mond, Bart., M. P., und Lord Claud J. Hamilton, 
M. P., über die engliſchen Gewerkvereine. 


III. Der J. Präſident des Bayeriſchen Induſtriellenverbands Herr 
Geheimer Baurat Dr. von Rieppel und Herr Rechtsanwalt 


Dr. Max Prager über die in den Prozeſſen gegen meine Gegner 
ergangenen Urteile. 


IV. Ein Schlußwort an Herrn Geheimen Baurat Dr. von Rieppel. 


I. Einleitung. 

Och habe zu Eingang meines Vortrages über den Syndikalismus erzählt, 
* daß dieſer, ſowie der zweite Vortrag „Auf dem Wege zum geſetzlichen 
Lohnminimum“ durch die öffentliche Diskuſſion veranlaßt worden ſind, welche 
ſich an meinen Vortrag vom 28. Februar über den „Schutz der Arbeitswilligen“ 
angeſchloſſen hat!). Auch habe ich dort ſchon erzählt, welch gehäſſigen Anfein⸗ 
dungen ich ſeitdem, zehn Monate lang, in der Fachpreſſe der Großinduſtrie und 
den ihr naheſtehenden Organen der Tagespreſſe ausgeſetzt geweſen bin. Indem 
man mich Dinge ſagen ließ, die ich nicht geſagt hatte, hat man mich in allen 
Teilen Deutſchlands zu diffamieren geſucht; und kaum, daß ich einer Entſtellung 
durch Einſendung einer Preßberichtigung den Kopf abgeſchlagen, wuchſen hydra- 
gleich neue Entſtellungen und Beleidigungen aus Anlaß meiner Berichtigung 
hervor. Das hat mich Achtundſechzigjährigen zum erſten Male in meinem Leben 
genötigt, die Hilfe der Gerichte anzurufen. Da zwei meiner Gegner trotz der 
von mir in jeder Inſtanz gebotenen Gelegenheit zum Vergleich den Gn- 
ſtanzenzug erſchöpften und der eine wenigſtens ein Urteil in zwei Inſtanzen 
veranlaßte, ſind nicht weniger als fünf richterliche Erkenntniſſe ergangen. In 
vier Erkenntniſſen wurden meine Angreifer wegen Beleidigung zu Strafen ver⸗ 
urteilt, und im fünften, dem des oberſten Landesgerichts in Bayern, die VBeftra- 
fung der angeklagten Redakteure der Organe der „wirtſchafts⸗ friedlichen Arbeiter- 
vereine“, der „Wehr“ und des „Bundes“ beſtätigt. Hingegen wurde die Privat⸗ 
klage, welche elf Vorſtände der „wirtſchafts⸗ friedlichen Arbeitervereine“ in Augs ⸗ 
burg wegen angeblicher Beleidigung ihrer Perſon durch meinen Vortrag gegen 
mich angeſtrengt hatten — die in der ganzen deutſchen Preſſe triumphierend 
angekündigte „Maſſenklage“ gegen Profeſſor Brentano — durch Beſchluß vom 
8. Juni 1912 als unbegründet koſtenpflichtig abgewieſen. Nur in einem Urteil, 
dem der IV. Ferienſtrafkammer des Landgerichts München I vom 11. Sep⸗ 
tember 1912, wurde die gegen den Syndikus des Bayeriſchen Gnduftriellen- 
verbandes, Dr. Kuhlo, vom Schöffengericht bei dem Amtsgericht München 
erkannte Strafe von 300 auf 250 Mark herabgeſetzt; das Landgericht hat näm- 
lich, abweichend von dem Richter erſter Inſtanz, in der Behauptung Dr. Kuhlos 
in der „Wormſer Zeitung“ vom 7. Mai 1912, ich hätte den von mir an ⸗ 
geblich „autoriſterten“ Wortlaut des Münchner ſozialdemokratiſchen Or- 
gans, wonach ich geſagt hätte: „Arbeiter, die bereit find, an Stelle der Strei⸗ 
) Der Vortrag iſt erſchienen als Nr. 265 der „Volkswirtſchaftlichen Zeitfragen“, 
herausgegeben von der Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft in Berlin, Verlag von 
Leonhard Simion Nachf., Berlin 1912. 
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kenden zu treten, find ſolche, die jeden Gemeingefühls und der Standesehre 
bar ihren momentanen Vorteil verfolgen“, in dem von mir ſelbſt herausgege- 
benen Texte „etwas verändert“, der Sinn ſei aber der gleiche geblieben, eine 
Beleidigung nicht zu erblicken vermocht. 

In dem erſten dieſer Prozeſſe, dem gegen die Redakteure zweier Organe der 
„wirtſchafts friedlichen Arbeitervereine“ (gelben Gewerkſchaften) geführten, 
hatten dieſe den Syndikus der Handelskammer Saarbrücken, Dr. Alexander 
Tille, als angeblich hervorragenden Kenner meiner Schriften als Zeugen ge- 
ſtellt, und dieſer hat, wie ſchon auf Seite 6 berichtet, unter anderem ausgeſagt, 
ich habe mich ausführlich damit beſchäftigt, die Augenblickserfolge der „Er- 
preſſerpolitik“ der Lohnarbeiter zu dauernden zu machen und zu dieſem Zweck 
den „Klaſſenlohntarifvertrag“ erfunden, habe aber die vermögensrechtlichen 
Konſequenzen aus dieſem nicht gezogen, wolle insbeſondere die Arbeiterorga- 
niſationen nicht haftbar machen für die Einhaltung der von ihnen abgefchloffe 
nen Verträge. 

Als Dr. Tille dieſe Ausſage machte, ging eine ſichtbare Bewegung durch die 
anweſende Zuhörerſchaft. Denn es fanden ſich darunter viele Studenten, die 
ſtets das Gegenteil aus meinem Munde gehört hatten, und unter den in der 
ſozialpolitiſchen Literatur Bewanderten iſt es geradezu notoriſch, daß ich von 
meinen erſten Schriften angefangen bis heute immer und immer wieder dafür 
eingetreten bin!), daß einerſeits die für alle Arbeiter eines Gewerbes gemein⸗ 
ſamen Arbeitsbedingungen ſtatt mit den einzelnen Arbeitern mit der Vertretung 
der organiſierten Arbeiter vereinbart werden, andererſeits dieſe wie jeder Kon⸗ 
trahent für die Innehaltung des Vereinbarten haften; denn ſeit es Verträge 
gibt, gelte es als ſelbſtverſtändlich, daß, wer einen Vertrag abſchließt, auch 
dafür hafte, daß er inne gehalten werde. Noch am 14. April 1912 hatte ich in 
der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ in einem „das Ende des individuellen Ar- 
beitsvertrags” überſchriebenen Artikel, dieſe von mir fortgeſetzt vertretene An⸗ 
1) Ich verweiſe zum Beleg hierfür auf 1. 1872: „Arbeitergilden der Gegenwart“ II, 
305/306. 2. 1874: Schriften des Vereins für Sozialpolitik, V, 152. 3. 1882: Schön⸗ 
bergs, Handbuch der politiſchen Ökonomie I, 966. 4. 1890: Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik, XLV, Seite LXVII. 5. 1890: Schriften des Vereins für Sozial⸗ 
politik, XLVII, 129. 6. 1891: Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 1. Aufl., 
Art. „Gewerkverein“, S. 7. 7. 1899: „Schutz der Arbeitswilligen“, Heft 159 der 
Volkswirtſchaftlichen Zeitfragen, S. 18. 8. 1899: „Reaktion oder Reform“. „Gegen 
die Zuchthausvorlage“, S. 58. 9. 1899: „Soziale Praxis“, VIII, 1368. 10. 1900: Hand» 
wörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 2. Aufl., Art. Gewerkverein, S. 622. 11. 1905: 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik, CXVI, 146, 331. 12. 1909: Handwörterbuch 
der Staatswiſſenſchaften, 3. Aufl., Art. Gewerkverein, S. 1118. 13. 1912: „Schutz 
der Arbeitswilligen“, Heft 265 der Volkswirtſchaftlichen Zeitfragen, S. 27 Anm. 8, 
S. 29/30, S. 32. 14. 1912: „Neue Freie Preſſe“ Nr. 17112 vom 14. April 1912. 
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ſchauung wiederholt. Vor allem aber ſchloß mein Vortrag über die Arbeits- 
willigenfrage, der das Gericht in eben der Verhandlung beſchäftigte, mit den 
Sätzen: „Erkennt man die Organiſationen der Arbeiter als die berufenen 
Vertreter der Arbeiter beim Abſchluß des Arbeitsvertrages an, ſo iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß fie für die Innehaltung des Vereinbarten wie jeder Kontra- 
hent haften müſſen. Und wenn auch die einzelnen Arbeiter nichts haben, was 
zur Haftung herangezogen werden könnte, ſo beſitzt doch ihre Organiſation 
Vermögen. Für die Erzwingbarkeit der im kollektiven Arbeitsvertrag feftge- 
ſetzten Arbeitsbedingungen wäre alſo geſorgt.“ Die Zeugenausſage des Dr. Tille 
war alſo derart, daß ich meine Lehre in dem Bilde, das darin von ihr ge- 
zeichnet war, nicht wiedererkennen konnte. Das habe ich ihm denn auch vor 
Gericht aufs energiſchſte entgegengehalten. 

Dr. Tille hat trotzdem ſeine Behauptung nicht nur in der von ihm heraus⸗ 
gegebenen „Südweſtdeutſchen Wirtſchaftskorreſpondenz“ und in Zuſchriften an 
die „Frankfurter Zeitung“ und die Berliner „Poſt“ aufrechtgehalten, ſondern 
in der von Kurt Wolff redigierten Münchner Wochenſchrift „Handel und Indu⸗ 
ſtrie“ auch eine Anzahl von Artikeln in Fortſetzungen erſcheinen laſſen, welche 
ſpäter, im weſentlichen unverändert, als Broſchüre unter dem Titel „Lujo Bren- 
tano und der akademiſche Klaſſenmoralismus“ bei Otto Elsner in Berlin er⸗ 
ſchienen ſind. Das hat mich veranlaßt, auch gegen Dr. Tille Klage zu erheben; 
denn mit einem Manne, der ſich in Wiederholung vor Gericht teils als unwahr 
erwieſener, teils als gehäſſige Beſchimpfungen erkannter Anwürfe erging, war 
jede wiſſenſchaftliche Erörterung ausgeſchloſſen. Außerdem mußte die Klage 
auch auf den Verleger der Schrift erftreckt werden, der zudem die Tillefche 
Schrift im Buchhändler⸗Börſenblatt in ſenſationeller und gleichfalls beleidi⸗ 
gender Form angeprieſen hatte. Desgleichen auf den Redakteur der „Wehr“, 
Oſſenbrunner, der trotz ſeiner am 4. Juni 1912 ſtattgefundenen Verurteilung 
wegen Beleidigung, begangen durch die Behauptung, ich habe in einer von 
ihm als „nicht gentlemanlike” bezeichneten Weiſe meine eigenen Worte abge- 
leugnet, einen Artikel des Dr. Tille in feiner „Wehr“ zum Abdruck brachte, 
welcher abermals, wenn auch in anderem Zuſammenhang, denſelben Vorwurf 
gegen mich enthielt. Ebenſo wurde Dr. Kuhlo abermals ſtraffällig. Nachdem 
der Bayeriſche Induſtriellenverband beſchloſſen hatte, die geſamten Unkoſten 
des Strafverfahrens, zu deren Tragung Kuhlo in den früher gegen ihn ergan- 
genen Urteilen verurteilt worden war, zu übernehmen, und ihn aufgefordert hatte, 
in ſeinem Kampf gegen mich entſprechend fortzufahren, hat Kuhlo durch die Be⸗ 
zeichnung der Tilleſchen Broſchüre als „hervorragende Aufklärung über die Wirk- 
ſamkeit Brentanos“ den Verband veranlaßt, dieſe Schrift, welche alle bisherigen 
Verdächtigungen meiner Perſon und meiner Lehre wiederholte und überbot, in 
größerer Anzahl anzukaufen und an die ſich dafür intereſſierenden Mitglieder 
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des Verbandes koſtenlos abzugeben. Er hat außerdem in der von ihm heraus- 
gegebenen Wochenſchrift „Die Bayeriſche Induſtrie“, ſowohl das von der 
IV. Strafkammer des Landgerichts München unter dem 11. September 1912 
gefällte Urteil als auch die Tilleſche Broſchüre in einer abermals für mich be⸗ 
leidigenden Form beſprochen. 

Sämtliche von mir neuerdings geſtellten Klagen wurden zwecks gemeinſamer 
Verhandlung und Entſcheidung mit der Sache „gegen Tille und Genoſſen“ ver- 
bunden. Die Verhandlung, welche zuerſt auf den 26. November 1912 beſtimmt 
war, wurde auf Tilles Antrag zuerſt auf den 4. und dann auf den 19. De- 
zember 1912 vertagt, dieſer Termin aber wegen der an dieſem Tage ſtattfin⸗ 
denden Beiſetzung Seiner Königlichen Hoheit des Prinzregenten Luitpold von 
Bayern nochmals verlegt. Schon vorher, am 16. Dezember 1912 war Dr. Tille 
plötzlich an einem Herzſchlag geſtorben. Da ich diejenigen, welche ſich der Ver⸗ 
breitung der Tilleſchen Broſchüre und bei dieſer Gelegenheit noch weiterer Be- 
leidigungen gegen mich ſchuldig gemacht hatten, ſchon früher mitangeklagt hatte, 
beſtand für mich kein Anlaß, nach dem Tode Tilles davon Umgang zu nehmen, 
ſie zur Rechenſchaft zu ziehen. Hätte ich mich hierzu entſchloſſen, ſo wäre als 
unausbleibliche Folge in der nun ſchon ausreichend gekennzeichneten Preſſe zu 
leſen geweſen, ich hätte nicht den Mut gehabt, es auf eine richterliche Würdi⸗ 
gung aller gegen mich erhobenen Vorwürfe ankommen zu laſſen; hat man mir 
doch auch einen Vorwurf daraus machen wollen, daß ich die Tilleſche Broſchüre 
nicht „wiſſenſchaftlich“ widerlegt hätte! 

Bevor es zur Verhandlung — jetzt gegen Wolff, Kuhlo und Genoſſen — 
kam, hatte ich den Brief, den Sir Alfred Mond, Bart., M. P., an mich geſchrie⸗ 
ben hat, veröffentlicht, um ſowohl durch fein Beiſpiel, als auch durch ſein Zeug- 
nis die Stellung, welche die Großinduſtriellen in England gegenüber Arbeiter- 
organiſationen und Tarifverträgen einnehmen, zu dokumentieren. Denn wie 
in meinen Prozeſſen, ſo iſt auch in der öffentlichen Diskuſſion der Fragen, 
welche zu dieſen den Anlaß gaben, auf dieſe Stellung des öfteren Bezug ge— 
nommen. Darauf hat ſich, um der Wirkung des Mondſchen Briefes entgegen- 
zutreten, der Syndikus der Hauptſtelle deutſcher Arbeitgeber, Dr. Tänzler, an 
Lord Claud J. Hamilton, den Präſidentent der Great Eastern Railway gewendet 
und deſſen Antwort auf Sir Alfred Monds Brief in zahlreichen Zeitungen ver⸗ 
öffentlicht. Bei dieſer Gelegenheit iſt dann Sir Alfred Mond ſo behandelt wor⸗ 
den, als wenn er nicht der erfolgreiche Großunternehmer einer der erſten chemi- 
ſchen Fabriken der Welt und anderer großinduſtrieller Betriebe und ein durch 
Charakter und politiſche Leiſtungen hochverdientes Mitglied des engliſchen 
Unterhauſes, ſondern ein deutſcher Kathederſozialiſt wäre. Die „Deutſche 
Volkswirtſchaftliche Korreſpondenz“ vom 7. Januar 1913 (Chefredakteur 
Dr. Arthur Strecker) hat ſich nicht geſcheut, von Lord Claud Hamiltons Brief 
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zu ſchreiben als der „Beſtätigung, daß auch in England nur die allergrößten 
Mondkälber ihre Metzger ſelber wählen“, und eine Anzahl Blätter, die, wie 
die „Wormſer Zeitung“, ihre wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſche Orientierung 
von dieſer Korreſpondenz erhalten, haben keinen Anſtand genommen, dies 
nachzudrucken. Faſt ſcheint es, als habe man auf ſeiten der Gegner einer 
zeitgemäßen Sozialpolitik keine anderen Argumente mehr als perſönliche Gn- 
vektiven. Ihnen gegenüber gibt's nur eine Antwort: Niedriger hängen. Bei 
der Bedeutung, welche der Mondſche Brief für meine Darlegungen in meinem 
Vortrage „Auf dem Wege zum geſetzlichen Lohnminimum“, wie auch für die 
von mir geführten Prozeſſe hat, find ſowohl Sir Alfreds Brief vom 2. Dezem- 
ber 1912, als auch Lord Claud Hamiltons Brief vom 1. Januar 1913 und 
ebenſo die Antwort, welche Sir Alfred auf dieſen erteilt hat, in folgendem ab- 
gedruckt; desgleichen einige Zeugenausſagen vor der königlich britiſchen Eiſen⸗ 
bahnkommiſſion von 1911, welche den Wert der Aufſtellungen in dem Briefe 
Lord Claud Hamiltons ins richtige Licht zu ſetzen geeignet ſcheinen. 

Außerdem hat, bevor es zur letzten Verhandlung gegen die Herren Wolff, 
Kuhlo und Genoſſen gekommen tft, die elfte Hauptverſammlung des Bayeri- 
ſchen Induſtriellenverbandes am 14. Dezember 1912 ſtattgefunden, worin deſſen 
I. Präſident, Herr Geheimer Baurat Dr. von Rieppel, und Dr. Kuhlo ſich aber- 
mals gegen mich und meinen Vortrag vom 28. Februar gewendet haben. Die 
dort gehaltenen Reden des Geheimrats von Rieppel haben zu Briefen den Anlaß 
gegeben, welche mein Rechtsbeiſtand Dr. Max Prager, und zu Antworten 
Rieppels, welche dieſer an die „München⸗Augsburger Abendzeitung“ gerichtet 
hat. Sie haben im folgenden gleichfalls Abdruck gefunden. Da Geheimrat von 
Rieppel in feinem letzten Schreiben gewiſſermaßen mich auffordert, ſelbſt das 
Wort zu nehmen, bilden meine zur Abwehr und Richtigſtellung ſeiner mich 
perſönlich und die Tarifverträge in England und Deutſchland betreffenden Aus- 
führungen den Schluß. : 

Am 16. Januar 1913 tft es dann zu der wiederholt hinausgeſchobenen Ber- 
handlung vor dem Schöffengericht beim Amtsgericht München gegen die Herren 
Wolff, Kuhlo und Genoſſen gekommen. Der Tatbeſtand lag diesmal klar. 
Mein Rechtsbeiſtand wies darauf hin, daß in zahlreichen Fällen gegen Gewerk- 
ſchaftsſekretäre und Redakteure wegen zum Teil recht geringfügiger Vergehen 
von den Gerichten auf Freiheitsſtrafe erkannt worden iſt, lediglich aus dem 
Grund, weil eine Geldſtrafe die Betreffenden perſönlich nicht treffen, ihnen 
vielmehr von einem hinter ihnen ſtehenden Verband oder ihrer Partei abge- 
nommen werden würde. Er habe eine ganze Reihe ſolcher Urteile geſammelt 
und ſei bereit, ſie dem Gerichte vorzulegen. In allen jenen Fällen habe nur 
die Vermutung oder Wahrſcheinlichkeit vorgelegen, daß die Strafe von 
dritter Seite bezahlt und daher den Täter ſelbſt nicht treffen würde. Hier aber 
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liege ein offizieller, obendrein im Verbandsorgan und Jahresbericht veröffent- 
lichter Beſchluß des Bayeriſchen Induſtriellenverbandes vor, dem Angeklagten 
Dr. Kuhlo die Unkoſten des erſten gegen ihn durchgeführten Strafverfahrens 
abzunehmen, unter gleichzeitiger Ermunterung des Täters, den Kampf gegen 
mich entſprechend fortzuſetzen. Zudem handle es ſich im weſentlichen um die 
Wiederholung beleidigender Vorwürfe und zwar, in noch vergröberter Form, 
wegen deren die Beklagten zum Teil bereits zu Strafe, Dr. Kuhlo ſogar rechts- 
kräftig, verurteilt ſeien. Er werde daher diesmal auf eine exemplariſche Be⸗ 
ſtrafung und zwar auf Freiheitsſtrafen antragen, damit den Beklagten das 
Unzuläffige ihrer Kampfweiſe endlich zum Bewußtſein komme und ſich in 
weiten Kreiſen das Vertrauen befeſtige, daß es bei uns zwar einen ausnahme; 
rechtlichen Ehrenſchutz der ſogenannten Arbeitswilligen, dagegen kein Aus- 
nahmerecht zugunſten von Ehrverletzungen ſeitens der Verbände der Arbeit- 
geber und ihrer Sekretäre gegenüber den Männern der Wiſſenſchaft gibt. Nach 
durchgeführter Verhandlung ijt dann am 17. Januar 1913 der folgende Ver⸗ 
gleich zuſtande gekommen: 
In den Privatklageſachen 
Dr. Lujo Brentano, K. Univerſitätsprofeſſor in München, 
gegen 
1. Dr. Alfred Kuhlo, Syndikus des Bayerifchen Induſtriellenverbandes in 
München, 

2. Wolff Kurt, Redakteur in München, 

3. Erich Elsner, Verlagsbuchhändler in Berlin, 

4. Oſſenbrunner Eduard, Redakteur in Augsburg, 

wegen Beleidigung 

ſchloſſen die Parteien in der Sitzung des Schöffengerichts des K. Amtsgerichts München 
vom 17. Januar 1913 folgenden 


Vergleich: 


I. 

Syndikus Dr. Kuhlo erklärt, daß er den Vorwurf, Geheimrat Dr. Brentano habe 
in ſeinen Schriften und Vorträgen die Arbeitswilligen beſchimpft, als unbegründet 
unter dem Ausdruck des Bedauerns zurücknehme. Den Vorwurf, Geheimrat Dr. Bren- 
tano habe das Unternehmertum beſchimpft, wolle er nicht erheben. Auch wolle er ſich 
jene Vorwürfe gegen Geheimrat Dr. Brentano, die von Alexander Tille in feiner Bro- 
ſchüre „Lujo Brentano und der akademiſche Klaſſenmoralismus“ erhoben worden ſind, 
in keiner Weiſe aneignen und verpflichte ſich, dieſe Broſchüre und die darin nieder⸗ 
gelegten Vorwürfe nicht mehr zu verbreiten. 

II. 

Die Verlagsgeſellſchaft Otto Elsner verpflichtet ſich, die Broſchüre „Lujo Brentano 
und der akademiſche Klaſſenmoralismus“ aus dem Handel zu ziehen und alle noch 
in ihrer Verfügungsgewalt ſtehenden Exemplare dem Privatkläger zu übergeben. 
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Ill. 

Redakteur Kurt Wolff erklärt, daß er fich die in der vorbezeichneten Broſchüre 
gegen Geheimrat Dr. Brentano erhobenen Vorwürfe nicht habe aneignen wollen und 
es bedauere, ſoferne ſolche Vorwürfe durch die Veröffentlichung dieſer Arbeit oder 
anderer Aufſätze in ſeiner Zeitſchrift „Handel und Induſtrie“ doch geltend gemacht 


worden ſein ſollten. 
IV. 


Redakteur Oſſenbrunner erklärt, er habe ſich durch die gepflogene Beweiserhebung 
überzeugt, der von ihm in Nummer 25 ſeiner Zeitſchrift „Die Wehr“ erhobene Vor⸗ 
wurf, Geheimrat Dr. Brentano habe in der Hauptverhandlung vor dem Schöffen- 
gericht München vom 4. Juni 1912 eine früher von ihm vertretene Anſchauung ab- 
geleugnet, ſei unbegründet, weshalb er ihn unter dem Ausdruck des Bedauerns 


zurücknehme. 
V. 


Die Beklagten tragen ſämtliche Koſten. 
VI. 

Dr. Kuhlo, Wolff und Oſſenbrunner verpflichten ſich, dieſen Vergleich binnen vier 
zehn Tagen in den von ihnen redigierten Blättern in der für amtliche Bekannt⸗ 
machungen üblichen Form im Inſeratenteil zu veröffentlichen. 

Sämtliche Beklagte ermächtigen außerdem den Privatkläger zur Veröffentlichung 
des Vergleichs in der nämlichen Form auf ihre Koſten in den „Münchner Neueſten 
Rachrichten“, der „München ⸗Augsburger Abendzeitung“, der „Frankfurter Zeitung“, 
im „Tag“ und in der „Deutſchen Arbeitgeberzeitung“. 

VII. 

Privatklagen und Strafanträge werden zurückgenommen. 

Durch dieſen Vergleich iſt hoffentlich der Abſchluß des Kampfes erfolgt, der 
mit einer Kampfanſage Seiner Exzellenz des Kgl. Bayer. Staatsminiſters Frei⸗ 
herrn von Soden-Fraunhofen am 28. Februar 1912 begonnen und ſeitdem 
ununterbrochen gewährt hatte. Auch den gegen mich perſönlich gerichteten Aus- 
führungen des Geheimrats Dr. von Rieppel, die ich im folgenden wiedergeben 
werde, iſt damit die Unterlage entzogen worden. 

Wie notwendig es aber war, daß ich die großen Widerwärtigkeiten dieſes 
Kampfes auf mich genommen und ihn bis zum Ende durchgeführt habe, mag 
aus folgendem ermeſſen werden. 

Trotzdem durch fünf richterliche Erkenntniſſe, an welchen vierzehn Berufs- 
und vier Laienrichter mitgewirkt haben, ſeit dem 4. Juni 1912 immer wieder 
feſtgeſtellt worden iſt, daß ich die ſogenannten Arbeitswilligen nicht „des Ge⸗ 
meingefühls für Intereſſe und Ehre ihres Standes bar“ bezeichnet oder ſonſt⸗ 
wie beſchimpft habe, und obwohl ich dies in Dutzenden von Preßberichtigungen 
in allen möglichen Organen ſeit mehr als zehn Monaten immer aufs neue ſelbſt 
feſtgeſtellt habe, iſt die Legende, welche mir dieſen Kampf aufgenötigt hat, immer 
noch lebendig. 
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Man ſollte es nicht für möglich halten, aber es iſt buchftäblich fo: 

Noch am 16. Januar 1913 hat das Mitglied des Deutſchen Reichstages, 
Dr. Hugo Böttger, in einem Artikel über den „Schutz der Arbeitswilligen“ 
im „Tag“ von einem „Votum“ Brentanos, „daß die Arbeitswilligen des Ge⸗ 
meingefühls für die Intereſſen und die Ehre ihres Standes bar“ ſeien, gefdjrie- 
ben; und obwohl die Erklärung, welche der Syndikus des Bayeriſchen Indu— 
ſtriellenverbandes, Dr. Alfred Kuhlo, der Hauptverbreiter dieſer Legende, am 
17. Januar 1913 vor dem Schöffengericht abgab, daß er die Behauptung, ich 
habe die Arbeitswilligen beſchimpft, mit dem Ausdruck des Bedauerns zurück- 
nehme, alsbald durch die Süd und Norddeutſche Preſſe ging, unter anderem 
auch im „Tag“ vom 22. Januar dem Vergleich zufolge abgedruckt worden war, 
hat es des Eingreifens meines Rechtsbeiftandes bedurft, um Herrn Dr. Böttger 
zur Richtigftellung feiner Behauptung im „Tag“ vom 30. Januar zu veran- 
laſſen; dabei hat Dr. Böttger ſeine Verbreitung unrichtiger Behauptungen über 
mich nicht einmal wie Dr. Kuhlo nachträglich bedauert. 


II. Sir Alfred Mond, Bart., M. P. und Lord Claud J. Hamilton, 
M. P., über die engliſchen Gewerkvereine. 


* derte. 35, Lowndes Square, 


Telegrams, 
Mondalfro, Knights, London. 


Sehr geehrter Profeſſor Brentano. 

it Vergnügen erfülle ich Ihnen Ihren Wunſch, Ihnen die Auffaſſung der großen 

Mehrheit der engliſchen Großinduſtriellen über den heutigen Stand der Arbei- 
terbewegung mitzuteilen. Ich bin ein Freund von Deutſchland, wünſche Freundſchaft 
zwiſchen England und Deutſchland, und bin der Meinung, daß ſolche Freundſchaft 
durch nichts mehr gefördert werden kann, als durch gemeinſames Zuſammenarbeiten 
an Problemen, welche beiden Völkern gemeinſam ſind. So verſichere ich Sie denn 
und allen denen, welche dieſe meine Zeilen leſen werden, ſowohl in meiner Eigen- 
ſchaft als großinduſtrieller Unternehmer (in Firma Brunner Mond & Co. und 
andere) als auch als Parlamentarier und Politiker, welcher ſeit Jahren alle Erjchei- 
nungen des öffentlichen Lebens mit geſpannter Aufmerkſamkeit verfolgt: 

1. Daß in England kein Menſch daran denkt, die Gewerkvereine beſeitigen zu 
wollen, daß vielmehr Arbeitgebern ſich daran gewöhnt haben, mit Arbeiterorganiſationen 
zu arbeiten. Viele von den größten Induſtrien, fo wie die Eiſenbahnen, die Stabl- 
und Eiſen⸗Induſtrie, Baumwoll, Textil, Schiffbau, Zinnplatten, Hafen- und Trans⸗ 
port-Arbeit, Kohlen und andere Grubenarbeit uſw. haben ihre Conciliation Boards, 
Federationen oder Unions, und arbeiten unter kollektiven Arbeitsverträgen. In 
ſolchen Induſtrien bekennen ſich die Arbeitgeber zu der Einſicht, daß es ſehr ſchwer 
wäre für ſie ohne die Arbeiterorganiſationen auszukommen. 

2. Daß man faſt allgemein gewillt iſt, mit den organiſierten Arbeitern gemeinſam 
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die Arbeitsbedingungen feſtzuſtellen und bei ſolchen Verhandlungen die Führer der 
Gewerkvereine als die Vertreter der Arbeiter anzunehmen. 

3. Daß man weit entfernt ijt, in den Führern der Gewerkvereine bezahlte Agi⸗ 
tatoren und Streikhetzer zu erblicken, indem dieſe Führer vielmehr ſich als Regel 
durch Verantwortlichkeitsgefühl auszeichnen und demgemäß als der mäßigende Faktor 
in der Arbeiterbewegung erkannt werden. 

4. Daß die Vertragstreue beider Parteien mit der Zunahme der friedlichen Er⸗ 
ledigung der Lohnkämpfe zugenommen hat, und eine Abweichung bei den alt⸗ 
organiſierten Gewerkvereinen gar nicht, bei den neuen und ſchlechtorganiſierten nicht 
öfter als bei den beteiligten Arbeitgebern vorkommt. 

5. Daß man allgemein den kollektiven Arbeitsvertrag als die praktiſcheſte Weiſe 
anſieht, um die Lohnverhältniſſe in den Induſtrien zu regeln; daß es den Arbeit⸗ 
gebern in ein gegebener Induſtrie mehr darauf ankommt, daß ſie alle dieſelben 
Löhne bezahlen als ob dieſe ein wenig höher oder niedriger find; daß, obgleich Arbeits⸗ 
kämpfe vorkommen, viel mehr vermieden werden und ihre Regelung auf mehr dau- 
ernde Baſis abgeſchloſſen werden kann. 

6. Daß man dementſprechend, wo aus irgendeinem Grunde ein kollektiver Ar⸗ 
beitsvertrag auf Grundlage der Freiwilligkeit nicht ſtattfinden kann, unter dem Bei⸗ 
fall der öffentlichen Meinung darauf ausgeht, Mindeſtlöhne und Mindeſtleiſtungen 
durch Geſetzgebung und eigens geſchaffene Behörden feſtſetzen zu laſſen. 

7. Daß weder das engliſche Mutterland, noch die großen engliſchen Kolonien, in 
denen, ſei es freiwillig, ſei es geſetzlich, der kollektive Arbeitsvertrag eingeführt, oder 
feinen Feſtſetzungen Rechtsverbindlichkeit zuerkannt ijt, dadurch in ihrer Konkur⸗ 
renzfähigkeit geſchädigt worden ſind. 

8. Daß die Anzahl von Syndikaliſten in England ganz unbedeutend iſt; daß die 
Bewegung mehr in der Preſſe als unter den Arbeitern exiſtiert; daß der ganze Gedan⸗ 
kengang den engliſchen Arbeitern unſympathiſch iſt, und gegen ihren praktiſchen Sinn 
verſtoßt. Der engliſche Arbeiter ijt vor allem Geſchäftsmann, der Resultate in höhern 
Lohn oder beſſere Arbeitsbedingungen ſehen will, und der für Theorien nichts übrig 
hat. Darüber jagt, ſehr treffend, Herr James Ramſay Macdonald, der Führer der 
Arbeiterpartei im engliſchen Abgeordnetenhaus: “Syndicalism is simply playing at things; 
it opens the door to the worst form of reaction”. 

Macdonald ſpricht aus die Meinung der Führer der organifierten Arbeitern und 
die Werkvereine. 

Ich erlaube Ihnen, von dieſem Brief jeden Gebrauch in der Öffentlichkeit zu 
machen, der Ihnen gut ſcheint. 

Mit herzlichem Gruße Ihr ergebenſter Alfred Mond. 


Der Brief, welchen Lord Claud J. Hamilton darauf an Dr. Tänzler, den 
Syndikus der Hauptſtelle deutſcher Arbeitgeberverbände gerichtet hat, hat fol 


genden Wortlaut: 
London, Abgeordnetenhaus, 


den 1. Januar 1913. 
Sehr verehrter Herr Doktor! 
Ich bin erfreut, daß Sie mir die Ehre gaben, mich um meine Meinung über den Brief 
Brentano, Syndikalismus. 
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von Sir Alfred Mond, M. P., an Profeſſor Brentano zu fragen, da der Brief, wenn er 
unbeantwortet bliebe, geeignet ſein würde, einen ganz irrtümlichen Eindruck zu erwecken. 

Ich bin in der Tat erſtaunt, daß ein Mitglied des britiſchen Parlamentes einem 
auswärtigen Korreſpondenten eine Feſtſtellung macht, die ſo irreführend iſt und ſo 
den Tatſachen entgegenſteht. Wenn auch Sir Alfred Mond einer der Leiter eines 
blühenden geſchäftlichen Unternehmens iſt, jo kann er doch nicht als ein zutreffen 
der Interpret der induſtriellen Dinge in Großbritannien angeſehen werden. 

Ich ſtehe mit den Eiſenbahnen dieſes Landes ſeit 40 Jahren in Verbindung, ſeit 
20 Jahren bin ich der Leiter der Great Eastern Railway, die 30000 Arbeiter be 
ſchäftigt. Das Kapital, das im ganzen in den Eiſenbahnen des vereinigten König⸗ 
tums inveſtiert iſt, beträgt mehr als 1100 Millionen Pfund Sterling, und mit Aus⸗ 
nahme der North Eastern Railway erkennt keine einzige dieſer Eiſenbahngeſellſchaften 
die Gewerkvereine der Eiſenbahner offiziell an. 

Seit die North Eastern Railway im Gegenſatze zu den Anſchauungen aller anderen 
Eiſenbahngeſellſchaften es für angebracht gehalten hat, die Gewerkvereine anzuer- 
kennen, das ijt ſeit etwa 15 Jahren, befindet ſich ihr Betrieb in dem Zuſtande fort⸗ 
dauernder Unruhe und Inſubordination, der oft in ganz ungerechtfertigten Streiks 
gipfelt. Infolgedeſſen ſind alle anderen Eiſenbahngeſellſchaften in ihrer Anſchauung 
nun beſtärkt worden, die Gewerkvereine nicht anzuerkennen und ſo wenig wie mög⸗ 
lich mit ihnen zu tun zu haben. 

Es iſt richtig, daß die Eiſenbahnen in Großbritannien „Conciliation Boards“ haben, 
die ihnen durch die gegenwärtige Regierung aufgezwungen worden ſind, und wenn 
auch die „Conciliation Boards“ auf der Arbeiterſeite vollſtändig aus Arbeitern, die 
im Dienſte der Eiſenbahngeſellſchaften ſtehen, zuſammengeſetzt ſein ſollen, ſo iſt es 
den Arbeitern doch nachgelaſſen, ſich einen Sekretär außerhalb des Betriebes der 
Eiſenbahnen zu erwählen, und dieſer Mann kann auch ein Beamter der Gewerk- 
vereine ſein, aber er wird von den Eiſenbahngeſellſchaften nur betrachtet als ein 
privilegierter Außenſeiter und nicht in ſeiner Eigenſchaft als Gewerkvereinsbeamter. 

Es iſt weiter richtig, daß viele große engliſche Konzerne, ſpeziell diejenigen, die 
zum Bergbau, zur Stahl- und Eiſeninduſtrie und zum Schiffbau gehören, die Ge- 
werkvereine anerkennen und Vereinbarungen mit den Gewerkvereinsführern treffen, 
die ſich auf die Arbeiterſchaft beziehen; aber in einer großen Zahl von Fällen haben 
dieſe Firmen keine andere Wahl, beſonders unter den gegenwärtigen induſtriellen 
Geſetzen und namentlich unter dem „Trade Disputes Act“, fie konnten nicht vor- 
wärtskommen im Gegenſatz zu den Gewerkvereinen. Genau dasſelbe verſichern mir 
viele führende Perſönlichkeiten großer engliſcher Firmen, mit denen ich beſtändig 
in Berührung ſtehe, mit einigen beſonderen Ausnahmen, daß ſie, wenn ſie von dem 
Alp der Gewerkvereine befreit würden, ihre verſchiedenen Unternehmungen wirk- 
ſamer und auch für die Allgemeinheit vorteilhafter führen könnten. 

Die Führer mancher Gewerkvereine, wenngleich ich offen zugebe, daß es ehren- 
volle Ausnahmen gibt, werden von allen unparteiiſchen Perſonen als bezahlte Agi⸗ 
tatoren und Veranſtalter von Streiks betrachtet, und die bemerkenswerteſten Bei- 
ſpiele dafür, daß dieſe Anſicht zutrifft, waren die beklagenswerten Streiks des 
letzten Jahres in Süd⸗Wales und auf den Londoner Docks. 
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Ich bedaure es, jagen zu müſſen, daß die Verpflichtung ehrlicher Anerkennung der 
Verträge heutigentags häufig gebrochen worden iſt durch die Gewerkvereine und manch⸗ 
mal auch durch die Arbeiter in direktem Gegenſatz zu der Anweiſung ihrer Führer. 

Was den Mindeſtlohn anlangt, ſo hat das engliſche Parlament bisher keinen 
Mindeſtlohn feſtgeſtellt bis auf den Ausnahmefall beim Kohlenarbeiterſtreik von 
Süd⸗Wales, und dieſer Schritt war dem Parlament aufgezwungen worden durch 
die gegenwärtige Regierung, im Gegenſatz zu der Meinung aller erfahrenen und 
verantwortlichen induſtriellen Männer. 

Herr Ramſay Macdonald, der als Führer der Labour Party im Abgeordneten; 
hauſe anzuſehen iſt, iſt ein kluger und gewandter Politiker, aber er iſt nicht, und 
iſt es niemals geweſen, ein Arbeiter, und deshalb können ſeine Anſchauungen eher 
als Ausdruck ſeiner politiſchen Auffaſſung angeſehen werden, denn als der zutreffende 
Ausdruck induſtrieller Anſchauungen. 

Als ich in das Parlament eintrat, es ſind faſt 50 Jahre her, hatte die Arbeiter⸗ 
ſchaft dieſes Landes wohl Grund, ſich zu beklagen über manche Arbeitsbedingungen, 
beſonders in den Fabriken und Kohlenbergwerken, und ihre Intereſſen hatten keine 
ausreichende Vertretung in dieſem Hauſe. All dieſes hat ſich aber längſt geändert, 
und die Intereſſen der Arbeit, das kann ohne Übertreibung geſagt werden, über⸗ 
ragen in dem gegenwärtigen Parlament alle übrigen Intereſſen. Die Notwendig ⸗ 
keit für die Gewerkvereine als Beſchützer der Arbeit hat alſo zu einem guten Teile 
aufgehört zu exiſtieren, und ich bin ſicher, daß die Mehrheit der engliſchen Arbeit- 
geber froh ſein würde, von ihrer Tyrannei und Bedrückung frei zu ſein. 


Ich habe die Ehre zu ſein 
Ihr ſehr ergebener 


Claud J. Hamilton. 


Auf dieſen Brief Lord Claud J. Hamiltons hat Sir Alfred Mond in fol- 
gendem Schreiben geantwortet: 

London, 16. Januar 1913. 
Sehr geehrter Profeſſor Brentano! 

Die Ideen, die in dem Brief Lord Claud Hamiltons an den Syndikus der 
Hauptſtelle Deutſcher Arbeitgeberverbände, Dr. Tänzler, welchen dieſer in deut⸗ 
ſchen Zeitungen veröffentlicht hat, zum Ausdruck kommen, ſind die einer veralteten 
feudaliſtiſchen Anſchauung. Daß in der alten Generation, beſonders unter den der 
konſervativen Partei angehörigen Ariſtokraten, zu denen Lord Claud Hamilton 
gehört, noch immer das alte Mißtrauen gegen Gewerkvereine exiſtiert, ijt wohl bekannt. 

Lord Claud Hamilton ſtellt in Frage meine Kompetenz als zutreffender Interpret 
der induſtriellen Dinge in Großbritannien. Als Leiter und Vorſtandsmitglied von 
nicht weniger als vier großen induſtriellen Betrieben in verſchiedenen Branchen und 
in allen Teilen von England glaube ich ſicher behaupten zu können, daß meine Kom⸗ 
petenz in dieſen Fragen zum mindeſten der von Lord Claud Hamilton gleich iſt. 
Wird doch dieſer in England überhaupt nicht als Großinduſtrieller angeſehen und ver⸗ 
dankt er doch ſeine Stellung als Präſident einer großen Eiſenbahn feinem arijtokra- 
tiſchen Rang. 

5* 
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Daß, mit Ausnahme der North-Eaſtern-Eiſenbahn, deren Direktoren immer aus 
Großinduſtriellen beſtanden haben, die Eiſenbahngeſellſchaften ſich geweigert haben, 
mit den Vertretern der Gewerkvereine zu unterhandeln, iſt wahr. Daß aber die North 
Eaſtern mehr Schwierigkeiten mit ihren Arbeitern hat als andere Eiſenbahnen, wird 
von ihren Direktoren nicht zugegeben. 

Daß die veraltete Politik der Eiſenbahnen einen großen Streik hervorgerufen 
hat, der ſo verheerend auf das öffentliche Wohl wirkte, daß die Regierung durch die 
öffentliche Meinung gezwungen war, mittels Conciliation Boards einen Ausweg zu 
finden, kann Lord Claud Hamilton kaum leugnen, und, obgleich die Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen fic) noch immer weigern, die Vertreter der Gewerkvereine offiziell an- 
zuerkennen, haben doch viele Verhandlungen zwiſchen dieſen und Eiſenbahnbeamten 
zu beiderſeitigem Vorteil ſtattgefunden. 

Lord Claud Hamilton gibt zu, daß der größte Teil der britiſchen Großinduſtrie 
die Gewerkvereine anerkennt und Vereinbarungen mit Gewerkvereinsführern trifft, 
und obgleich er behauptet, daß dieſe als ein Alp auf der Induſtrie laſten, mußte er 
weiter zugeben, daß unter dieſen Verhältniſſen ſich die Induſtrie von England blühend 
entwickelt hat. 

Kein unparteiiſcher Beobachter würde behaupten, daß das exiſtierende Syſtem voll- 
kommen iſt, noch auch, daß die Gewerkvereine niemals unvernünftige Forderungen 
ſtellen, oder daß alle ihre Vertreter nie Anſprüche erheben, welche die Arbeitgeber 
nicht zugeben können. Es muß aber erſtens im Auge behalten werden, daß die 
Gewerkvereine zum Vorteil der Arbeiter exiſtieren und dieſen große Dienſte geleiſtet 
haben; zweitens, daß ohne Gewerkvereine viele der Schwierigkeiten, die in den Be- 
ziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitern liegen, auch exiſtieren würden, mög⸗ 
licherweiſe, ſogar wahrſcheinlich in höherem Grad. In der Wirklichkeit iſt es ſchwierig, 
ſich im jetzigen Entwicklungsſtadium der Induſtrie einen unorganiſierten Arbeiter⸗ 
ſtand vorzuſtellen. Die Regelung von Arbeitsverträgen für eine ganze Induſtrie hat 
doch ſehr große Vorteile für Arbeitgeber ſowohl wie für den Arbeiter. 

Was Lord Claud Hamilton über die Führer der Gewerkvereine jagt, ijt völlig 
irreführend. Er gibt zu, daß es Ausnahmen von ſeiner Behauptung gibt, wonach 
die Gewerkvereinsführer die Veranſtalter der Streiks ſind. Ich würde ſagen, daß 
die große Mehrheit der Führer Gegner von Streiks ſind, und ihr Beſtes tun, ſie zu 
verhindern oder beizulegen. Ich kenne wahrſcheinlich viel mehr Arbeiterführer per⸗ 
ſönlich und habe mehr Unterhandlungen mit ihnen gehabt als Lord Claud Hamilton 
und kann bloß ſagen, daß ſie im großen ganzen ruhige beſonnene Männer ſind, 
mit einem großen Gefühl von ihrer Verantwortung, ſowohl der Induſtrie wie den Ar- 
beitern gegenüber und daß, meiſtenfalls, die Arbeiter viel extremer ſind als ihr Führer. 

Ich beſtreite abſolut, daß der Kohlenſtreik in Süd⸗Wales, wo ich einen Wahlkreis 
vertrete und daher die Verhältniſſe genau kenne, von den Führern provoziert worden 
war. Im Londoner Dockftreit ijt abſolut das Gegenteil deſſen paſſiert von dem, 
was Lord Claud Hamilton behauptet. Der Streik iſt gegen den Rat und Wunſch 
der Führer ausgebrochen. 

Beſonders auffallend iſt es, wenn Lord Claud Hamilton gegen meine Anrufung 
des Zeugniſſes von Ramſay Macdonald vorbringt, daß dieſer weder Arbeiter ſei 
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noch jemals geweſen fei. Das heißt doch nur verſuchen, das Augenmerk von dem 
ſpringenden Punkt, um den es ſich handelt, auf Nebenſächliches abzulenken. Ob 
Ramſay Macdonald je ſelbſt Arbeiter geweſen iſt, iſt für unſere Frage ganz gleic)- 
gültig. Jedenfalls iſt er als der erwählte Vertrauensmann der engliſchen Arbeiterpartei 
wie kein anderer mit den die engliſche Arbeiterbewegung beherrſchenden Strömungen 
bekannt, und wie keiner berufen, darüber Zeugnis abzulegen. 

Ich glaube, ich habe genügend dargelegt, daß Lord Claud Hamiltons Erwiderung 
auf meinen Brief lediglich beweiſt, daß es wie natürlich in dieſen Fragen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten gibt. Daß aber meine Anſchauung die der großen Mehrzahl bes 
ſonders der jüngeren Generation ausdrückt, behaupte ich mit Sicherheit. 

Mit freundlichem Gruß 
Ihr ergebenſter 
Alfred Mond. 

Zu den vorſtehenden Briefen Sir Alfred Monds und Lord Claud J. Hamil- 
tons ſei mir geſtattet, folgende Bemerkungen zu machen. 

Lord Claud J. Hamilton, geb. am 20. Februar 1843, hat nach eigener Aus- 
fage (vgl. Minutes of Evidence taken before the Royal Commission appointed to in- 
vestigate and report on the working of the railway conciliation and arbitration scheme 
of 1907, London 1911, p. 401, gu, 10229) in feiner Jugend durch die von 
den Sheffielder Gewerkvereinen verübten Verbrechen, als fie zu Beginn der 
ſechziger Jahre bekannt wurden, einen nachhaltigen Eindruck erhalten. Infolge 
davon hat er ſeit ſeinem Eintritt ins Parlament die Tätigkeit der engliſchen 
Gewerkvereine aufmerkſam verfolgt. „Ich gebe zu,“ ſagte er wörtlich in ſeiner 
Ausſage, „daß ſich nach dem Bekanntwerden der Sheffielder Geſchehniſſe die 
Dinge ſehr gebeffert haben und daß die Gewerkvereine ſehr gut geleitet wurden 
bis zu einem gewiſſen Zeitpunkt, etwa bis vor 10 Jahren; aber ſeit die So- 
zialiſten es fertig gebracht haben, die Mehrheit im Exekutivausſchuß vieler 
Gewerkvereine zu erlangen, hat ſich dies, nach meiner Meinung, ſehr zum 
Schlechteren geändert. Die Gewerkvereine find jetzt aggreſſive Kampforgani⸗ 
ſationen geworden — was fie in den früheren Zeiten ihres Daſeins nicht ge- 
weſen waren. Nach meiner Meinung ſind ſie in vergangenen Tagen in vieler 
Beziehung wohltätig geweſen und haben ihre Funktionen in ſegenbringender 
Weiſe erfüllt; aber ich bin der Meinung, daß, wenn nicht ihrem aggreſſiven 
Vorgehen Halt geboten wird, der induſtriellen Bevölkerung und der wirtſchaft⸗ 
lichen Wohlfahrt der Nation große Gefahren drohen. Das iſt die Auffaſſung, 
die ich hege.“ 

Dieſe Auffaſſung iſt gleich mangelhaft, ſoweit fie ſich auf die Vergangen- 
heit, wie auch ſoweit fie ſich auf die Gegenwart bezieht. Ich habe in mei— 
nen „Arbeitergilden der Gegenwart“ und oben wieder gezeigt, wie die eng- 
liſchen Gewerkvereine im Anfang einen durchweg fyndikaliftifchen Charakter 
getragen haben, unter welchen Bedingungen dieſer ſich geändert hat und wie 
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nicht das Eindringen von ſozialiſtiſchen Gedanken in die alten Gewerkvereine — 
dieſes Eindringen geht auf ungefähr 10— 15 Jahre früher, als Lord Claud 
Hamilton annimmt, alſo auf eine Zeit, in der ſie nach ſeiner Auffaſſung noch 
brav waren, zurück —, ſondern das Eintreten der bis dahin gar nicht organi⸗ 
ſierten ungelernten Arbeiter in die Gewerkvereinsorganiſation zum Wieder- 
auftreten ſyndikaliſtiſcher Beſtrebungen unter den Neuorganiſierten geführt hat 
und zwar aus denſelben Urſachen, die ehedem dazu den Anlaß gegeben haben. 
Von all dem hat Lord Claud J. Hamilton keine Kenntnis; es iſt ja auch 
nicht ſeine Aufgabe, ſich etwas tiefer mit der Frage zu beſchäftigen. Die Folge 
iſt, daß er über die Gewerkvereine wieder dieſelben Anſchauungen hegt, wie 
fie bei den Arbeitgebern vor dem großen Umſchwung der Beurteilung der Ge- 
werkvereine, der als Folge der Unterſuchung der königlichen Kommiſſion von 
1867 eintrat, nahezu ausnahmslos herrſchten und wie ſie uns noch in dem 
Mehrheitsbericht dieſer Kommiſſion entgegentreten. Welche Autorität ſeiner 
Beurteilung der heutigen Gewerkvereine zukommt, mögen feine folgenden Aus» 
ſagen vor der königlichen Kommiſſion von 19 1 ı zur Unterſuchung der Wirkſam⸗ 
keit des 1907 bei den Eiſenbahnen eingeführten Einigungs- und Schieds- 
verfahrens zeigen. Die hier wiedergegebenen Fragen wurden von dem Kom- 
miſſionsmitglied Sir Thomas Ratcliffe-Ellis geſtellt: 

Quaestio 10199. Was die Frage der Anerkennung der Gewerkvereine angeht, fo 
ſind Sie lebhafter Gegner derſelben? — Das iſt ſo. 

10 200. Sie haben die Außerung gewagt, daß ſie nach Ihrer Meinung in Chaos 
und Unheil enden werde? — Sicher. 

10201. Hat die Anerkennung der Gewerkvereine in anderen Induſtriezweigen 
dazu geführt? — In vielen Induſtrien hat ſie nicht dazu geführt; aber in einigen 
mag ſie dazu führen. 

10 202. Wollen Sie der Kommiſſion eine Induſtrie nennen, in welcher ſie mit Chaos 
und Unheil geendet hat? — Die engliſche Glasinduſtrie iſt dem Lande verloren ge— 
gangen, großenteils infolge des willkürlichen Verhaltens der Gewerkvereine. 

10203. Ich würde von Ihnen die Behauptung erwartet haben, fie ſei infolge des 
Fehlens eines Schutzzolls verloren gegangen? — Auch das dürfte etwas damit zu 
tun gehabt haben. 

10204, Wenn ich recht verſtehe, iſt's nunmehr Gewerkvereine gegen Schugzoll; 
iſt dem ſo? — Nein; aber Sie haben die Frage an mich geſtellt, und ich ſagte Ihnen, 
es gibt eine ſolche Induſtrie. 

10205. Sie find zu der Behauptung bereit, daß die engliſche Glasinduſtrie in- 
folge der Haltung der Gewerkvereine zugrunde gegangen iſt? — In gewiſſem 
Maße iſt dies der Fall. 

10206. Und infolge der Anerkennung der Gewerkvereine, die dazu kam? — 
Das kann ich nicht behaupten, aber ich nehme an, daß ſie dem Vorgehen 
der Gewerkvereine vorausging. 

10207. Sie haben ſich über die extravaganten Äußerungen anderer 
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beklagt; Sie jind ficher nicht hierhergekommen, um lediglich Dinge 
bezüglich einer Induſtrie anzunehmen, mit der Sie in keiner Weiſe 
Beziehungen haben? — Sie haben mich eine beſtimmte Frage über ein beſtimmtes 
Gewerbe gefragt; ich weiß nicht viel von ihm; aber ich weiß ſo viel, daß das 
Vorgehen der Gewerkvereine der Glasinduſtrie dieſes Landes ſehr verderblich ge⸗ 
weſen iſt. 

10 208. Wollen Sie damit jagen, daß es das Vorgehen der Gewerkvereine und 
deren Anerkennung geweſen ijt? — Ich nehme an, daß dem fo war; aber ich kann 
nicht ſagen, ob die Gewerkvereine, bevor das Unglück eintrat, voll anerkannt waren. 

10 209. Aber ſicher, es wäre Ihre Aufgabe, ſich zu vergewiſſern, bevor Sie dieſen 
Fall als Beleg dafür anführen, daß die Anerkennung das Unglück herbeigeführt 
hat? — Erinnern Sie ſich, daß ich aus Höflichkeit Ihre Frage unmittelbar zu be⸗ 
antworten wünſchte. 

10 210. Ich würde es vorziehen, gar keine Antwort zu erhalten, ſtatt⸗ 
einer, welche den Tatſachen nicht entſpricht? — Auch recht. 

10211. Können Sie ein anderes Gewerbe angeben, in welchem die Durchfüh⸗ 
rung des Prinzips der Anerkennung zu Chaos und Unheil geführt hat? — Hier 
befinde ich mich abermals im Nachteil. Ich kann nicht ſagen, ob die An 
erkennung die Urſache geweſen iſt; aber ich weiß, daß der Schiffsbau an der Themſe 
durch das Vorgehen der Gewerkvereine von der Themſe vertrieben worden iſt, die 
Themſe⸗Eiſenwerke ausgenommen, welche der einzige Überreſt der einſt blühenden 
großen Themſeinduſtrie ſind. 

10212. Sind Sie zu der Behauptung bereit, daß der Schiffsbau an der Themſe in⸗ 
folge des Vorgehens der Gewerkvereine von da vertrieben worden iſt? — Ohne Zweifel. 

10213. Und daß es die einzige Urſache war? — Jawohl; die Arbeitseinſtellungen, 
welche im Gefolge des Vorgehens der Gewerkvereine ſtattgefunden haben, haben den 
Schiffbau vertrieben; fie waren der letzte Strohhalm, welche den Nücken der Thorney⸗ 
erofts in Poplar, wie Sie ſich erinnern werden, vor ein paar Jahren gebrochen haben, 
fo daß Herr Hills von den Themſe⸗Eiſenwerken als einziges Werk übrig geblieben iſt. 

10214. Sind Sie fic bewußt, daß die Schiffsbau-Induſtrie diejenige 
unter den Induſtrien dieſes Landes iſt, welche den Gewerkvereinen 
am meiſten die Anerkennung zuteil werden läßt? — Nein, das weiß ich 
nicht und kann es auf Grund eigener Kenntnis nicht beantworten. 

10215. Sie haben keinen anderen Beleg zu geben? — Ich bin, wie 
Sie ſehen, hinſichtlich ſtattgehabter Anerkennung nicht ſicher. 

10216, Das iſt aber das, worauf es ankommt? — Aber Sie ſehen, ich 
kann nicht mit Sicherheit antworten. 

10217. Wenn Sie die Frage nicht für Betriebe außerhalb der Eiſenbahnwelt 
beantworten und uns andere Induſtrien angeben können, in denen in Beſtätigung 
Ihrer Behauptung die Anerkennung der Gewerkvereine zu Chaos und Zuſammen⸗ 
bruch geführt hat, können Sie uns angeben, ob ſie die Wirkung gehabt hat, die 
North Eastern Railway zu Chaos und Zuſammenbruch zu führen? — Ich war einer 
von denen, welche den Präſidenten und die Direktion der North Eastern Railway 
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erkannt, und feit dieſer Anerkennung herrſcht nichts als Unruhe — ich glaube, das 
Wort drückt den Zuſtand am beten aus, Unruhe — bei diefer Eiſenbahn. 

10218. Das ijt aber weit entfernt von Chaos und Zuſammenbruch? — Gelegent- 
lich beſteht Chaos und Zuſammenbruch. Ich bin davon ſelbſt vor einigen Wochen 
in York Zeuge geweſen. 

10219. Sie wurden durch den Arbeitsſtillſtand, der ſtattfand, in einige Ungelegen- 
heit verſetzt? — Meine perſönliche Unannehmlichkeit veranſchlage ich nicht als einen 
Kupferpfennig wert; aber ich war Zeuge von den Unannehmlichkeiten, welchen 
andere Leute infolge des Arbeitsſtillſtandes ausgeſetzt waren; und außerdem war 
es ein Arbeitsſtillſtand, der im Hinblick auf die North⸗Eaſtern⸗Eiſenbahn abſolut 
unverantwortlich war. 


Dieſe Ausſagen hat Lord Claud J. Hamilton am 18. September 1911 ge- 
macht. Darauf wurde am 28. September 1911 Herr A. Kaye Butterworth, 
der General-Direktor der North⸗Eaſtern Eiſenbahn, bei der die Anerkennung 
des Gewerkvereins zu Chaos und Unheil geführt haben ſoll, vor derſelben 
Kommiſſion vernommen. Von dem Vorſitzenden der Kommiſſion The Right 
Hon. Sir David Harrel befragt, hat er ausgeſagt: 


Zu qu. 13479 auf S. 574: „Wenn man von Londoner Herren jagen hört, die North⸗ 
Eajtern-Eijenbahn befinde fic) in einem Zuſtand von Chaos und Durcheinander, fo 
kann ich mit Befriedigung antworten, daß unſere Freunde in den nördlichen Lan⸗ 
desteilen darüber lachen und ihre Verwunderung ausſprechen, aus wel⸗ 
cher Arche Noahs dieſe Herren gekommen fein mögen, und wünſchen, fie 
möchten heraufkommen und ein paar Wochen im Norden zubringen“; und auf 

S. 575: „Was die Herren angeht, welche von Chaos und Durcheinander bei der 
North⸗Eaſtern⸗Bahn ſprechen, jo möchte man fie bitten, doch einmal den Kurszettel 
der Börſe ſich anzuſehen und zu prüfen, ob die North⸗Eaſtern⸗Aktien und die North: 
Eaſtern⸗Dividenden in anderem Verhältniſſe als die anderer Bahngeſellſchaften, 
welche die Gewerkvereine nicht anerkennen, geſunken ſind. Übrigens liegt uns 
nichts an ſolch übertriebener Redeweiſe und ebenſowenig dürften mein Aufſichtsrat 
ſich etwas daraus machen; aber nach meiner Meinung tut das nicht gut. Wenn 
wir jedem Teufel fein Recht zuteil werden laſſen, ſollten wir dies a fortiori auch gegen⸗ 
über jedwedem anderen tun. Und man vergleiche einmal die Haltung der Arbeiter 
der North⸗Eaſtern⸗Bahn in dem Streik in Hull und die der Arbeiter in Liverpool. 
Unſere Leute waren während des Dock-Streikes in Hull in einer recht kritiſchen Lage. 
Hull befand ſich mehrere Tage lang ſo ziemlich in der Gewalt des Pöbels und jedweder 
Verſuch wurde gemacht, die Arbeiter der North⸗Eaſtern Bahn dazu zu bringen, die 
Arbeit einzuſtellen. Sie ſtellten ſie aber nicht ein. Das war in einer Zeit, da, wie man 
wohl ſagen kann, das Streikfieber im Land auf der Höhe war. Ich dächte, man ſollte 
ſich ebenſo wie der Unannehmlichkeiten, die wir gehabt haben, auch daran erinnern. 


Die vorgeführten eigenen Ausſagen Lord Claud J. Hamiltons, ſowie die 
des Herrn A. Kaye Butterworth dürften zur Würdigung des Briefes Lord 
Hamiltons an Dr. Tänzler ausreichend ſein. 


III. Der J. Präſident des Bayeriſchen Induſtriellenverbands Herr 
Geheimer Baurat Dr. von Rieppel und Rechtsanwalt Dr. Max 
Prager über die in den Prozeſſen gegen meine Gegner ergangenen Urteile. 
Der Brief Sir Alfred Monds vom 2. Dezember 1912 wurde aus den Aus- 

hängebogen des Januarhefts 1913 der „Süddeutſchen Monatshefte“ in 
den Münchner Zeitungen und der „Frankfurter Zeitung“ am 12. Dezember 1912 
und dann auch in zahlreichen anderen Blättern zuerſt veröffentlicht. Zwei Tage 
nach ſeinem erſten Bekanntwerden, am 14. Dezember 1912, hat dann der 
I. Präſident des Bayeriſchen Induſtriellen- Verbandes, Herr Geheimer Baurat 
Dr. von Rieppel, auf der 11. ordentlichen Hauptverſammlung dieſes Verbandes 
im Beiſein des Staatsminiſters Dr. Freiherrn von Hertling eine Rede gehalten, 
welche abermals auf meinen Vortrag über den Schutz der Arbeitswilligen zurück⸗ 
kommt. Seine Bemerkungen lauteten nach dem Berichte in der München⸗ 
Augsburger Abendzeitung Nr. 350 vom 16. Dezember 1912: 

Die Entwicklung der deutſchen und damit der bayeriſchen Induſtrie war im ab⸗ 
gelaufenen Jahre recht zufriedenſtellend. Weniger Erfreuliches iſt aus dem Gebiete 
der Sozialpolitik zu berichten. Die Ausſtände hielten ſich zwar mit Ausnahme des 
bald gebrochenen Ausſtandes der Ruhrkohlenarbeiter in mäßigen Grenzen, dagegen 
zeigte ſich auch in dieſem Jahre wieder, daß auf Grund der beſtehenden Geſetze oder 
doch wenigſtens bei ihrer jetzigen Handhabung zwar die Freiheit der ausſtändigen 
Arbeiter auf Arbeitsniederlegung gewahrt iſt, nicht aber die Freiheit der arbeitswil⸗ 
ligen Arbeiter, in den Werkſtätten zu bleiben. Der Verband hat in einer ausführ⸗ 
lichen Denkſchrift der Regierung die Notwendigkeit eines nachdrücklichen Schutzes der 
Arbeitswilligen nachgewieſen. Leider iſt auf dieſem Gebiete mit ſtärkeren Gegenſtrö⸗ 
mungen zu rechnen, die mit Erfolg bemüht ſind, jeden Arbeitswilligen zu einem Ver⸗ 
räter an den Intereſſen ſeiner Arbeitsgenoſſen hinzuſtellen. Die Möglichkeit, daß ein 
Arbeiter ſeine Mitwirkung bei einer Arbeitseinſtellung deswegen verweigern könnte, 
weil er den Ausſtand für unberechtigt und die Forderungen ſeiner Arbeitsgenoſſen 
für übertrieben und ſchädlich hält, ſcheint in dieſen Kreiſen als ausgeſchloſſen zu gelten. 
Beſonders lehrreich in dieſer Beziehung war ein Vortrag, der im Februar d. J. im 
Münchner Sozialwiſſenſchaftlichen Verein gehalten wurde. Es wurde von ſeiten 
der Gerichte anerkannt, daß vom akademiſchen Lehrſtuhl herab in einer Weiſe vor⸗ 
getragen worden war, welche die Abneigung und Voreingenommenheit gegen das 
Unternehmertum erkennen läßt. Die lebhaften Zuſtimmungen zu dem Vorgehen des 
Syndikus des Induſtriellenverbandes tun dar, daß die Arbeitgeberſchaft in weitem 
Umfange von Unwillen über die Art erfüllt iſt, in der ſie und ihre Tätigkeit auf 
manchen unſerer Hochſchulen beurteilt werden. Hoffentlich tragen dieſe Vorgänge dazu 
bei, einer gerechteren Beurteilung des Unternehmers die Bahn zu öffnen. 
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Nachdem Herr Geheimrat von Rieppel alſo geſprochen hatte, erſtattete der 
Syndikus des Verbandes Dr. Kuhlo ein Referat über „Ziele und Wünſche 
der bayeriſchen Induſtrie“. In dieſem Referate hat er ſeine Vorwürfe gegen 
den Kathederſozialismus und meine Lehre insbeſondere wiederholt, und im 
Anſchluß daran hat Herr Geheimrat von Rieppel weiter bemerkt: 


.. er wünſchte, daß die Univerſitätsprofeſſoren, die von dem Profit der Unternehmer 
auf Koſten der Arbeiter ſprechen, nur ein Jahr in einer Fabrik tätig ſein müßten, 
um die Verhältniſſe am eigenen Leibe zu ſtudieren, ſie würden dann eine ganz andere 
Anſchauung über die Verhältniſſe der Induſtrie bekommen. Bis jetzt habe die In⸗ 
duſtrie ihren Profit faſt ſtets zu Neuanlagen und Erweiterungen verwendet und da- 
mit einer immer größer werdenden Zahl von Menſchen Beſchäftigung verſchafft. Die 
Profeſſoren weiſen immer auf die engliſchen Tarifverträge hin, nennen aber ihren 
Inhalt nicht. Die engliſchen Verträge ſind etwas ganz anderes als die deutſchen. In 
England ſei die Lohnfeſtſetzung vollſtändig frei; der Arbeiter geht, wenn ihm der 
Lohn nicht dem zu entſprechen ſcheint, was ſeine Organiſation verlangt; umgekehrt 
wird der Arbeitgeber nicht gezwungen, den Arbeiter zu einem beſtimmten Lohn an⸗ 
zunehmen. 


Dieſes Vorgehen hat meinen Rechtsbeiſtand auf den Kampfplatz gerufen. 
Herr Rechtsanwalt Dr. Max Prager hat in Nr. 351 der München-Augsburger 
Abendzeitung vom 17. Dezember 1912 darauf folgendermaßen geantwortet: 


Ich wende mich ſicherlich nicht vergebens an Ihre im Verlauf dieſer Erörterungen 
wiederholt bewieſene Loyalität, wenn ich Sie um Aufnahme des Nachſtehenden er- 
jude: Der Vortrag vom 28. Februar ds. Js. über „Das ewige Problem der Arbeits⸗ 
willigen“ iſt in allem Weſentlichen nur eine Wiederholung eines Vortrages, welchen 
Prof. Brentano bereits vor 13 Jahren in der Berliner „Volkswirtſchaftlichen Geſell⸗ 
ſchaft“ gehalten hat. In dieſer ganzen — namentlich in ihrem Beginn — ſozialpoli⸗ 
tiſch ſtark bewegten Zeitſpanne iſt es niemanden eingefallen, aus dieſem Vortrag 
eine Kollektivbeleidigung der in irgend einem allgemeinen oder ſpeziellen Sinne „ar- 
beitswilligen“ Lohnarbeiterſchaft, geſchweige denn eine Schmähung des deutſchen 
Unternehmerſtandes herausleſen zu wollen. Der bloße Umſtand, daß jener Vortrag 
unter größtem Beifall vor einer vorwiegend aus Unternehmern des kaufmänniſchen 
und induſtriellen Großgewerbes beſtehenden Hörerſchaft gehalten und von der in 
gleicher Weiſe zuſammengeſetzten „Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft“ in deren „Volks⸗ 
wirtſchaftlichen Zeitfragen“ herausgegeben wurde, ſchloß dieſe Deutung aus. Ihr Auf⸗ 
kommen nach der Wiederholung des Vortrags am 28. Februar ds. Is. in München 
beruht zum Teil auf irrigen Berichten hieſiger Tagesblätter über dieſen Vortrag, zu 
dem größeren Teile aber auf einem Artikel des Syndikus des Bayeriſchen Induſtriellen⸗ 
Verbandes, Dr. Alfred Kuhlo, vom 6. März ds. Is. Dieſer von dem Kgl. Landgericht 
München I in ſeinem Urteil vom 14. September ds. Is. als „gehäſſig“ bezeichnete 
Artikel, welcher nach der Zählung ſeines Verfaſſers die Runde durch 133 deutſche 
Tageszeitungen machte, enthielt nicht nur die auf jene irrigen Preßberichte geſtützte 
Behauptung, Profeſſor Brentano habe „ungeſtraft Hunderttauſenden ehrlicher braver 
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Arbeiter“ eine gröbliche Beſchimpfung „ins Geſicht geſchleudert“, ſondern auch die 
weitere Behauptung, Profeſſor Brentano mißbrauche ſeinen Lehrſtuhl zu „wüſten 
Hetzereien“ gegen die Unternehmer. Die Behauptung einer Kollektivbeleidigung der 
ſogenannten „Arbeitswilligen“ iſt inzwiſchen durch nicht weniger als fünf gerichtliche 
Erkenntniſſe als vollkommen unbegründet dargetan worden. Trotzdem wird dieſe Be⸗ 
hauptung in veränderter und ſogar erweiterter Form (indem nunmehr eine Belei⸗ 
digung nicht nur der als Streikbrecher Fungierenden, ſondern aller mit Liebe, Eifer 
und Treue an ihrem Beruf hängenden Lohnarbeiter gefolgert wird), in einer von 
Dr. Alexander Tille, dem Syndikus der Handelskammer Saarbrücken, verfaßten Bro⸗ 
ſchüre: „Lujo Brentano und der akademiſche Klaſſenmoralismus“ wiederholt. 
Von dieſer Broſchüre hat der Bayeriſche Induſtriellen-Verband, 
einer Anregung ſeines Syndikus, Dr. Kuhlo, folgend, einen größeren 
Beſtand angekauft, um ſie koſtenlos an ſeine Mitglieder abzuſetzen. 
Der einzige Erfolg, welcher durch die erwähnten fünf richterlichen Erkenntniſſe gezeitigt 
wurde, beſchränkte ſich auf eine gewiſſe Veränderung der Kampfesfront. Neuerdings 
wird nämlich aus dem vielberufenen Vortrag weniger die angebliche Kollektivbeleidigung 
der „arbeitswilligen“ Lohnarbeiterſchaft, als eine Schmähung und Herabſetzung 
der Geſamtheit der deutſchen Unternehmer gefolgert. Dahin zielen auch die Aus⸗ 
führungen des Herrn Geheimen Baurats Dr. von Rieppel in der elften Generalverſamm⸗ 
lung des BayeriſchenInduſtriellen⸗Verbandes. Gegenüber dieſen ſtelle ich folgendes feſt: 
I. Über Kundgebungen Brentanos „vom akademiſchen Lehrſtuhl herab“, welche 
ſich auf ſeine Auffaſſung des Unternehmerſtandes und ſeine Bewertung desſelben in 
ſeiner Geſamtheit beziehen, hat ſich überhaupt bisher nur ein einziges Gericht ge⸗ 
äußert. Es iſt dies das Schöffengericht beim Kgl. Amtsgerichte München I. Dieſes 
hat in ſeinem Urteil vom 25. Juni 1912 in der Privatklageſache Brentano 
gegen Kuhlo das gerade Gegenteil von dem feſtgeſtellt, was Herr Ge— 
heimrat Rieppel Ihrem Bericht zufolge in der Generalverſammlung des 
BayeriſchenInduſtriellen⸗-Verbandesals,vonden Gerichten anerkannt“ 
bezeichnet hat, und zwar wurde dieſe Feſtſtellung getroffen auf Grund der eid⸗ 
lichen Ausſagen dreier, den verſchiedenſten Berufen angehöriger Zeugen, welche als 
gereifte Männer ſämtliche akademiſche Vorleſungen Prof. Brentanos gehört haben. Einer 
dieſer Zeugen iſt ein Oberſtleutnant a. D., ein zweiter ein Kanonikus, ein dritter der 
frühere Leiter einer der größten hieſigen Induſtrieunternehmungen. 
2. Die Behauptung des Geheimrats Rieppel beruht auf unrichtiger Wiedergabe 
einer Stelle des Urteils der 4. Ferien⸗Strafkammer des Kgl. Landgerichts München I 
vom 11. September 1912 in der Privatklageſache Brentano gegen Kuhlo. Dieſes 
Gericht hat den in erſter Inſtanz wegen eines fortgeſetzten Vergehens der Belei⸗ 
digung zu 300 Mark Geldſtrafe verurteilten Angeklagten Dr. Kuhlo in zweiter Inſtanz 
wegen eines, durch eine Einzelhandlung begangenen Vergehens der Beleidigung zu 
250 Mark Geldſtrafe verurteilt. Das Gericht hat (übrigens in Unkenntnis des Um- 
ſtandes, daß der Bayeriſche Induſtriellen⸗Verband den offiziellen Beſchluß gefaßt hat, 
dem Angeklagten Dr. Kuhlo die Unkoſten dieſes Strafverfahrens abzunehmen), dabei 
unter anderem erwogen, daß Dr. Kuhlo ſich zu ſeiner Verteidigung mit Recht darauf 
berufen habe, durch folgende Stelle in dem Vortrag vom 28. Februar ds. Is. „gereizt“ 
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gewejen zu jein: „Es Jind überhaupt nicht Arbeiter, von denen der, Ruf nach Schutz der 
Arbeitswilligen ausgeht. Dieſelben Männer, welche.. den Schutz der nationalen 
Arbeit verlangen, und dabei in ihren Schiffen Malayen und Neger beſchäftigten, 
jährlich zwiſchen 500000 und 600000 Arbeiter über die Oſtgrenze des Reiches zur 
Beſtellung ihrer Güter beziehen, ja von der Notwendigkeit, Kulis zu importieren, 
reden, dieſe Männer haben plötzlich ihr Herz entdeckt. Staunend erfährt man, daß 
ſie in tiefſtem Grunde ihrer Seele für Freiheit der Arbeit ſind, und mit Begeiſte⸗ 
rung wiederholen ſie die Ausſprüche Turgots und Adam Smiths: Gott machte das 
Recht zu arbeiten zum Eigentum jedes Menſchen, und dieſes Eigentum iſt das erſte, 
das heiligſte, das unverjährbarſte. Aber nicht im eigenen Intereſſe iſt es, daß fie er- 
höhten Schutz der Arbeit verlangen; nein, ſie tun dies lediglich im Intereſſe der 
einzelnen Arbeiter, die durch den Druck, der durch ihre Genoſſen auf ſie ausgeübt 
werde, am Arbeiten verhindert würden.“ 

Die vom Kgl. Landgericht München! getroffene Feſtſtellung, daß dieſe „ſtark iro⸗ 
niſch“ gewendete Kritik eine „ſehr unfreundliche“ Außerung über Großgrundbeſitz 
und Großinduſtrie enthalte, deren Intereſſen Dr. Kuhlo zu vertreten hatte, ſchließt kein 
Urteil über die ſachliche Berechtigung dieſer Kritik in ſich. Insbeſondere 
ijt es dem Landgericht nicht eingefallen, feſtzuſtellen, dieſe Kritik ſeiaus 
„Abneigung und Voreingenommenheit gegen das Unternehmertum“ er- 
floſſen. Eine derartige Feſtſtellung wollte das Gericht, das in ſeinen Entſcheidungsgrün⸗ 
den ausdrücklich betont, daß es „nicht ſeine Aufgabe ſein könne, zu entſcheiden, wer in die⸗ 
ſem Kampfe der Meinungen recht oder unrecht hat“, niemals treffen und konnte es auch 
gar nicht treffen, da der Vortragende ſeine Kritik mit deutlichen Worten auf beſtimmte 
Unternehmerkreiſe beſchränkt und die ironiſche Wendung derſelben auf Tatſachen ge— 
gründet hat, deren Wahrheit jedermann bekannt iſt, welcher die Vorgänge des öffentlichen 
Lebens in Deutſchland während der beiden letzten Jahrzehnte aufmerkſam verfolgt hat. 

3. Die Behauptung des Herrn Geheimrats Dr. von Rieppel, Profeſſor Brentano und 
die ihm gleichgeſinnten Profeſſoren unterließen es, den Inhalt der engliſchen Tarifver⸗ 
träge anzugeben, dieſe ſeien „etwas ganz anderes“ als die deutſchen, iſt nicht weni⸗ 
ger unbegründet. Die engliſchen Tarifverträge enthalten — genau ſo wie 
die deutſchen — vor allem Mindeſtlöhne, eventuell verbunden mit der 
Statuierung von Mindeſtleiſtungen. Dies iſt jedermann, der auch nur die 
Vorgänge während des letzten engliſchen Kohlenarbeiterſtreiks im heurigen Frühjahre 
verfolgt hat, und ſonſt gar nichts von dem engliſchen Tarifvertragsweſen gehört zu 
haben braucht, wohlbekannt. Der einzige Unterſchied zwiſchen England und 
Deutſchland in dieſer Hinſicht ijt der, daß ſich die Unternehmer der Groß— 
induſtrie, welche ſich mit der hierin liegenden Neuordnung des Arbeits 
verhältniſſes befreundet haben, dort in der erdrückenden Überzahl befin- 
den, während ſie in Deutſchland zurzeit noch die Minderheit bilden. 


Darauf hat die München⸗Augsburger Abendzeitung in ihrer Nummer 356 
vom 21. Dezember 1912 folgende Zuſchrift des Herrn Geheimen Baurat 
Dr. von Rieppel gebracht: 

Zu den Feſtſtellungen, welche Herr Rechtsanwalt Dr. M. Prager als Rechtsanwalt 
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des Herrn Profeſſors Lujo Brentano in Nr. 351 Ihrer geſchätzten Zeitung veröffent- 
licht hat, erlaube ich mir, mit der Bitte um Abdruck nachſtehendes zu bemerken. 

Zu Ziff. 1 und 2): Es iſt Herrn Rechtsanwalt Dr. Prager zuzugeben, daß die 
Außerungen des Herrn Prof. Brentano, welche das Landgericht München I als 
„ſtark ironiſch“ und „ſehr unfreundlich“ gegenüber dem Großgrundbeſitz und der 
Großinduſtrie bezeichnet hat, nicht in einer akademiſchen Vorleſung gefallen ſind, 
wie aus meiner Außerung „vom akademiſchen Lehrſtuhl herab“ etwa entnommen 
werden könnte. Allein es wird niemand in Abrede ſtellen wollen, daß die Außerungen 
des Herrn Prof. Brentano, wenn ſie im Sozialwiſſenſchaftlichen Verein in München 
fallen, auf ſeine zahlreichen Hörer genau die gleiche Wirkung ausüben werden, als 
wenn fie in einer Vorleſung gebracht worden wären. Daß der Sozialwiſſenſchaftliche 
Verein von einer großen Zahl der Schüler des Herrn Prof. Brentano beſucht wird, 
ſteht wohl außer Zweifel und die Nichtanweſenden erhalten von den dortigen Vor⸗ 
trägen durch die Preſſe Kenntnis. Dabei wird wohl keiner der Studierenden zwiſchen 
dem Univerſitätsprofeſſor Brentano und dem Politiker Brentano eine Unterſcheidung 
machen; das im Sozialwiſſenſchaftlichen Verein Vorgetragene wird die jungen Leute 
und ihre ganze Denkensweiſe ebenſo beeinfluſſen, wie das im Kolleg Gehörte; deshalb 
war meine Ausdrucksweiſe „vom akademiſchen Lehrſtuhl herab“, wenn auch nicht 
wörtlich, ſo doch dem Sinne nach wohl zutreffend. Es ſollte damit geſagt ſein, daß 
die große Beeinfluſſung weiter Kreiſe, welche Herr Prof. Brentano als akademiſcher 
Lehrer ausübt, in einer dem Unternehmertum unfreundlichen Weiſe ausgenützt wird. 

Es iſt bisher nicht bekannt geworden, daß ſich Herr Prof. Brentano irgendwann 
oder irgendwo über die Arbeitergewerkſchaften und ihre Schriftſteller „ſtark ironiſch“ 
oder „ſehr unfreundlich“ geäußert hätte, obgleich doch auch dieſe ſicherlich keine Engel 
ſind und einem Mann der Wiſſenſchaft zu ſolchen Außerungen ebenſo oft und ebenſo 
gut Anlaß geben könnten, wie die Unternehmer. Es ſei nur auf die Literatur über 
den Tarifvertrag ſeitens der ſozialdemokratiſchen Preſſe hingewieſen, welche bekanntlich, 
im Gegenſatz zu Herrn Prof. Brentano, die friedenſtiftende Wirkung der Tarifverträge 
nach Möglichkeit außer Wirkung geſetzt haben will, und die Tarifverträge nur als 
Kampfmittel zur völligen Unterjochung der Arbeitgeber betrachtet. Herr Prof. Bren⸗ 
tano kann hier zwar einwenden, daß die Schriftſteller nicht offizielle Vertreter der 
Gewerkſchaften ſeien, aber das ändert nichts an der Tatſache, daß auch ihnen gegen⸗ 
über eine Kritik, wie ſie Herr Prof. Brentano den Arbeitgebern angedeihen läßt, recht 
wohl am Platze wäre. So lange man aber von einer ſolchen nie etwas gehört hat, 
wird Herr Prof. Brentano niemanden glauben machen können, daß ſeine Sympathien 
und Antipathien auf Unternehmer und Arbeiter gleichmäßig verteilt ſind. Bei wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Behandlung ſozialer Fragen aber ſollten Sympathien und Antipathien 
aus dem Spiel bleiben. 

Zu Ziff. 3: Meine Außerung, daß die Tarifverträge in der engliſchen Großinduftrie 
etwas ganz anderes ſind wie diejenigen, welche die Arbeiter unſeren Großinduſtriellen 
gegenüber verlangt haben — die Durchſetzung iſt ihnen ja bisher nur in verſchwinden⸗ 
dem Maße gelungen —, halte ich voll aufrecht. Der überwiegende Teil dieſer engliſchen 
Tarifverträge enthält entweder — nämlich bei abſoluter Bindung der Lohnhöhe — 
Stücklöhne, oder aber die Bindung der Löhne iſt keine abſolute, wie im Maſchinen⸗ und 
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Schiffsbau. Nirgends aber, ſoweit meine Erfahrungen reichen, beſtehen in der engliſchen 
Großinduſtrie, abgeſehen von dem neuen Mindeſtlohngeſetz im Bergbau, tariflich feſt⸗ 
geſetzte Mindeſtzeitlöhne, an welche der Unternehmer rechtlich gebunden iſt, wie 
das von unſeren Arbeitern angeſtrebt wird. Und ferner beſteht noch der ſehr weſentliche 
Unterſchied, daß die engliſchen Vereinbarungen über die Lohnhöhe in der Regel nicht 
auf eine Reihe von Jahren feſt abgeſchloſſen ſind, ſondern von beiden Seiten in ver⸗ 
hältnismäßig kurzer Friſt gekündigt werden können, ſo daß geänderter Konjunktur 
Rechnung getragen werden kann. 

Die Behauptung, daß die engliſchen Arbeitgeber der Großinduſtrie ſich mit der durch 
die Tarifverträge bedingten Neuordnung desArbeitsverhältniſſes beſſer befreundet haben, 
wie die deutſchen, kann wohl unwiderſprochen bleiben, aber man muß ergänzend hin⸗ 
zufügen, daß die engliſchen Arbeitgeber — wenigſtens bisher — auch mit einer anderen 
Arbeiterſchaft zu tun hatten, nämlich mit einer ſolchen, deren Sinn auf das Praktiſche 
gerichtet, nicht aber durch ſozialdemokratiſch-ideologiſche Lehren verwirrt war. 

Endlich möchte ich noch zu der Einleitung der Mitteilung des Herrn Dr. Prager 
eine kurze Bemerkung machen. Dort wird geſagt, daß der Vortrag des Herrn Prof. 
Brentano zum erſten Mal ſchon vor 13 Jahren in der Berliner volkswirtſchaftlichen 
Geſellſchaft gehalten worden fei und dort den größten Beifall der vorwiegend aus fauj- 
männiſchen und induſtriellen Großunternehmern beſtehenden Hörerſchaft gefunden habe. 
Ich habe die Ehre, als Vorſtandsmitglied einer Reihe der bedeutendſten deutſchen Unter⸗ 
nehmerverbände anzugehören — ich nenne nur den Zentralverband deutſcher Induſtri⸗ 
eller, den Geſamtverband deutſcher Metallinduſtrieller, den Bayeriſchen Induſtriellen⸗ 
Verband —; man wird es deshalb nicht in Zweifel ziehen können, wenn ich behaupte, 
über die Stimmung dieſer Kreiſe gegenüber Herrn Profeſſor Brentano gut unterrichtet 
zu ſein und ich kann die Verſicherung abgeben, daß man in dieſen Kreiſen durchwegs 
die Überzeugung hat, daß Herr Prof. Brentano nicht imſtande iſt, dem Unternehmertum 
und ſeiner wahrlich nicht ganz leichten Tätigkeit eine gerechte Würdigung angedeihen 
zu laſſen. 

Auch auf dieſe Ausführungen des I. Präſidenten des Bayeriſchen Gndu- 
ſtriellenverbandes hat Herr Dr. Prager in der München-Augsburger Abend- 
zeitung (Nr. 359 vom 24. Dezember 19 12) erwidert. Er ſchrieb: 

Auf die Erwiderung des Herrn Geheimen Baurats Dr. von Rieppel in Nr. 356 
Ihres geſchätzten Blattes vom 21. Dezember er. geſtatte ich mir, kurz folgendes 
zu bemerken: 

1. Daß ein öffentlicher Vortrag, welcher in einer gemeinſamen Sitzung der aus 
Nichtſtudierenden zuſammengeſetzten „Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft“ und des 
Sozialwiſſenſchaftlichen Studentenvereins mit beliebigem Zutritt für Gäſte und mit 
freieſter Diskuſſion gehalten wurde, auch materiell etwas anderes iſt als eine Vor⸗ 
leſung „vom akademiſchen Lehrſtuhl herab“, wird Herr Geheimrat von Rieppel bei 
wiederholter Betrachtung ebenſo zugeben, wie daß dies im „wörtlichen“ Sinne zu- 
trifft. Ebenſo, daß die Konſtatierung eines einzigen Gerichtes über den Inhalt eines 
bei dieſer Gelegenheit von Profeſſor Brentano geſprochenen, auf die ſozialpolitiſche 
Stellungnahme einzelner Arbeitgeber der Großinduſtrie und des Großgrundbeſitzes 
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bezüglichen Satzes nicht identiſch ijt mit einem „Anerkenntnis der Gerichte“, daß diefer 
Sag von „Abneigung und Voreingenommenheit gegen das Unternehmertum“ diktiert jet. 

2. Die engliſchen Tarifverträge enthalten mit nichten nur Mindeſtſätze, welche 
ſich auf Stücklöhne beziehen. Bei den Maſchinenbauern und Schiffbauern iſt dies 
allerdings der Fall, weil eben in dieſen Gewerben in England die Akkordarbeit 
vorherrſcht. Nach dem „Report on Strikes and Lockouts and on Arbitration Boards in 
1977“ find aber allein im Jahre 1911 Mindeſtzeitlöhne feſtgeſetzt worden: im 
engliſchen Baugewerbe, im Bergbau, bei den Steinbrucharbeitern, bei den Seeleuten 
und Transportarbeitern (bei letzteren in beſonders zahlreichen Fällen), bei den Hafen⸗ 
arbeitern aller Art, bei den gelernten und ungelernten Eiſenbahnarbeitern. 

Richtig iſt, daß in England weder da, wo Stücklöhne, noch da, wo Zeitlöhne 
durch Mindeſtſätze feſtgelegt werden, eine rechtliche Bindung an dieſe Sätze beſteht 
(abgeſehen natürlich von den Fällen geſetzlicher Feſtlegung wie in der Hausinduſtrie 
und im Kohlenbergbau). Ebenſo richtig iſt aber auch, daß dieſe Bindung eine tat- 
ſächliche iſt und daß die im Kollektivvertrag feſtgelegten Mindeſtlöhne in England 
den Standardlohn darſtellen, welcher in dem ganzen betreffenden Gewerbe an einem 
Orte gezahlt wird. Der Kernpunkt iſt die Anerkennung der kollektiven 
Vereinbarung der Lohn- und Arbeitsbedingungen von Organiſation zu Organi: 
ſation, welche in England nahezu allgemein iſt, und gegen deren Anerkennung auch 
bei uns die Arbeiterorganiſationen ſich gewiß mit Freuden die gleiche Entlohnungs⸗ 
art und dieſelbe Begrenzung der Vertragszeit gefallen ließen, wie fie in den ver 
wandten engliſchen Gewerben eingeführt ſind. 

Die Bemerkung des Herrn Geheimrats von Nieppel, daß die engliſchen Arbeitgeber 
es — bisher wenigſtens — auch „mit einer anderen Arbeiterſchaft zu tun hatten, näm⸗ 
lich einer ſolchen, deren Sinn auf das Praktiſche gerichtet iſt, nicht aber durch ſozialdemo⸗ 
kratiſch-ideologiſche Lehren verwirrt war“, ijt vollkommen richtig. Ebenſo wahr ijt 
aber, daß jener engliſche Arbeitgeber, welcher dieſen Tatbeſtand mit dem Ausdruck 
des Neides alſo formulierte: „Die deutſchen Arbeiter wollen nur den Umſturz der 
beſtehenden Geſellſchaftsordnung, unſere hingegen einen Penny mehr Lohn und eine 
Viertelſtunde weniger Arbeitszeit“, die materielle Bebeutung dieſes Gegenſatzes zwar 
mit ſtark ironiſcher Wendung, aber ſachlich vollkommen zutreffend bezeichnet hat. 

Mit vorzüglicher Hochachtung ergebenſt 
Dr. M. Prager, Rechtsanwalt. 

Vierzehn Tage ſpäter, am 11. Januar 1913, hat die „München⸗Augsburger 
Abendzeitung“ dann eine abermalige Zuſchrift des Geheimen Baurats 
Dr. von Rieppel gebracht. Sie lautet: 

Der Meinungsaustauſch mit Herrn Rechtsanwalt Dr. Prager hat bisher zu fol⸗ 
genden Feſtſtellungen geführt: 

1. Ein Gericht hat konſtatiert, daß ſich Herr Profeſſor Brentano 
in ironiſcher und unfreundlicher Weiſe über das Unternehmertum ge: 
äußert hat. 

Meine Behauptung, daß die damit gekennzeichnete Kritik des Herrn 
Profeſſor Brentano ſich nicht gleichheitlich auf Arbeitgeber und 


80 


Arbeitnehmer erſtreckt, ſondern ſich nur gegen Arbeitgeber richtet, ift 
unwiderſprochen geblieben. 

Es iſt erklärlich, daß das Unternehmertum, ſoweit es der Großinduſtrie angehört, 
mit deſſen weit überwiegender Mehrheit in Bayern und ganz Deutſchland ich in 
perſönlicher Fühlung ſtehe, dieſe einſeitige Kritik bitter empfindet. Bei wiſſenſchaft⸗ 
lichen Unterſuchungen muß Licht und Schatten gleichheitlich verteilt werden. Es 
muß mit Sorge erfüllen, wenn die akademiſche Ingend, die doch ſpäter in die führenden 
Stellen des privaten und öffentlichen Lebens einrückt, von einem ihrer Lehrer nur 
nach einer Richtung hin beeinflußt wird, wenn dies auch nur in öffentlichen Vorträgen 
geſchieht. Durch ſoziales Empfinden darf nicht der Blick für die wirtſchaftlichen 
Notwendigkeiten, welche der internationale Wettbewerb in der Großinduſtrie bedingt 
getrübt werden. 

2. Es bleiben jetzt noch die Meinungsverſchiedenheiten über die Tarifverträge 
in der engliſchen Großinduſtrie zu klären. Herr Dr. Prager hat zu dieſem 
Zweck eine Reihe von Gewerben angeführt, für welche im Jahre 1911 Tarifverträge 
mit Mindeſtzeitlöhnen abgeſchloſſen worden ſeien. 

Dieſe Gewerbe können mit Ausnahme allenfalls des Kohlenbergbaues aber nicht 
als Großinduſtrie, von der doch allein die Rede war, angeſprochen werden. Selbſt 
der Bergbau ijt keine Großinduſtrie in dem Sinne, daß er mit ftark ſpezialiſierten 
arbeitsteiligen Maſchinen arbeitet. Die Hauptarbeit wird in ihm vielmehr durch 
die Kohlenhauer, welche faſt reine Handarbeiter ſind, geleiſtet. Aber ſelbſt im Kohlen⸗ 
bergbau werden die Hauer in England nach der Leiſtung, nämlich der Anzahl der 
geförderten Tonnen Kohle bezahlt. Daß daneben weniger wichtige und zahlreiche 
Gruppen von Arbeitern, welche im Kohlenbergbau vorkommen, nach Mindeſtzeit⸗ 
löhnen bezahlt werden, iſt wohl möglich, beweiſt aber nichts für die vorliegend Setreit⸗ 
frage. Näheres hierüber ijt aus dem Aufſatz von Dr. Jüngſt in der Zeitſchrift „Glück ⸗ 
auf“ vom 11. Mai 1912 zu erſehen. Kennzeichnend iſt ferner, daß ſelbſt in Ausführung 
des im Jahre 1912 erlaſſenen Mindeſtlohngeſetzes für den engliſchen Kohlenbergbau 
die meiſten Bezirksausſchüſſe als Bedingung für die Auszahlung des Mindeſtlohnes 
eine Mindeſtleiſtung feſtgeſetzt haben. Man ſieht daraus, wie tief im Geiſte der 
dortigen Bevölkerung die Anſchauung wurzelt, daß einer garantierten Zahlung auch 
eine garantierte Leiſtung gegenüberſtehen müſſe. 

Als feſtgeſtellt kann alſo weiter gelten: Es iſt Herrn Rechtsanwalt 
Dr. Prager nicht gelungen, nachzuweiſen, daß in einer engliſchen Groß- 
induſtrie Tarifverträge mit Mindeſtzeitlöhnen in ausſchlaggebendem 
Umfang in Anwendung ſind. Meine Behauptungen ſind ſonach nicht 
widerlegt. 

3. Endlich ſpielt Herr Rechtsanwalt Dr. Prager die Streitfrage darauf hinaus, daß 
der Kernpunkt in der Anerkennung der kollektiven Vereinbarung der Lohn und 
Arbeitsbedingungen von Organiſation zu Organiſation liege; auch unſere Arbeiter 
würden, ſo meint Herr Dr. Prager, gegen dieſe Anerkennung die gleichen Bedingungen, 
wie ſie in England beſtehen, gern in Kauf nehmen. Ich ſtelle feſt, daß ſich auch 
hierin Herr Rechtsanwalt Dr. Prager irrt, denn: Im Jahre 1905 hat der 
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Verband Bayeriſcher Metallinduſtrieller fich die denkbarſte Mühe gegeben, zu ſolchen 
Vereinbarungen mit feinen Arbeitern zu kommen, indem er Vorſchläge zur Schlich- 
tung von Arbeitsſtreitigkeiten nach engliſchem Muſter mit großem Aufwand an Zeit 
und Mühe ausarbeitete und mit den Vertretern der Arbeiterorganiſationen bis ins 
einzelne durchberiet. Die Durchführung iſt ſchließlich am Widerſtand der freien Ge, 
werkſchaften geſcheitert, weil dieſe den Unternehmern den ſtändigen Vorſitz in den 
gemiſchten Kommiſſionen nicht zugeſtehen und die Werkvereine von der Einrichtung 
ausgeſchloſſen wiſſen wollten. In England aber haben in faſt allen gemiſchten Kom. 
miſſionen die Arbeitgeber den Vorſitz und zu Verhandlungen werden alle Arbeiter - 
organiſationen, ſoweit ſie über entſprechende Mitgliederzahl verfügen, zugelaſſen. 
Unſere freien Gewerkſchaften waren alſo mit den engliſchen Bedingungen keines- 
wegs zufrieden und der Grund hierfür lag in dem Machthunger und den politiſchen. 
Aſpirationen der freien Gewerkſchaften, welche allein die Arbeitsbedingungen be 
herrſchen wollen. Es gibt keinen Tarifvertrag, der dieſen Hunger ſtillen könnte, 
denn das Endziel bleibt die Alleinherrſchaft der Gewerkſchaften und ihrer politiſchen 
Hintermänner und die Umgeſtaltung der beſtehenden Verhältniſſe. In dieſem Sinne 
iſt jeder Werkplatz, jede Werkſtätte, jede Fabrik eine Maſche im ſozialdemokratiſchen 
Netz. Von hier aus werden die Fäden geſponnen, um ſich die geſelligen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeitervereine jeder Art dienſtbar zu machen, auf alle Einrichtungen, 
welche die ſtaatliche Fürſorge für die Arbeiter geſchaffen hat, Einfluß zu gewinnen. 
Das nächſte Ziel, deſſen Erreichung in vielen Fällen ſchon abzuſehen iſt, beſteht in 
der Eroberung der ſtädtiſchen Verwaltungskörper, um von da aus die Hand auf 
die Kommunalbetriebe zu legen. Dieſer vor unſeren Augen ſich abſpielende Kampf, 
welcher unzweifelhaft ein Kampf um die Macht iſt, wird vor allem durch 
die Arbeiterklaſſe als ſolche geführt, durch die gleichen Kreiſe, mit denen der Unter⸗ 
nehmer ſich über die Arbeitsbedingungen auseinanderzuſetzen hat und der Kampf 
um die politiſche Macht miſcht ſich immer wieder ſtörend und verſchärfend in die 
Auseinanderſetzungen ein. Er iſt deshalb keineswegs ſo nebenſächlich zu bewerten, 
wie Herr Rechtsanwalt Dr. Prager und der von ihm angeführte engliſche Gewährs⸗ 
mann meint, welcher übrigens über unſere deutſchen Verhältniſſe recht ſchlecht unter⸗ 
richtet fein muß und deshalb beſſer nicht angeführt worden wäre; es mutet wenig ; 
ſtens recht komiſch an, wenn der Herr meint, daß nur die engliſchen Arbeiter, nicht 
aber die deutſchen, erhöhte Arbeitslöhne und verkürzte Arbeitszeit verlangten. 
Mit Herrn Rechtsanwalt Dr. Prager bin ich ſomit am Schluß meiner Auseinander⸗ 
ſetzungen. Anders, wenn Herr Profeſſor Brentano ſelbſt noch das Wort nehmen will. 
Nürnberg, 10. Januar 1913. (gez.) Dr. A. v. Rieppel. 


Hierauf hat noch Dr. Prager das, was das Gerichtliche der Sache angeht, 
in Nr. 12 der München⸗Augsburger Abendzeitung vom 13. Januar 1913 er- 
ledigt, indem er ausführte: 

In Nr. 10 der „M. Augsb. Abendztg.“ vom Heutigen äußert Geheimrat Dr. 
von Rieppel im Anſchluß an eine längere Erörterung über ſeinen „Meinungs⸗ 
austauſch“ mit mir den Wunſch, ich möchte dieſen meinerſeits beendigen. So be⸗ 
reitwillig ich dieſem Wunſch im übrigen nachkomme, ſo kann ich doch ſchon im 
Brentano, Syndikalismus. 6 
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Hinblick auf die Autorität, welche Herr Geheimrat von Rieppel beanſprucht, 
ſeine „Feſtſtellungen“ wenigſtens inſoweit nicht unwiderſprochen laſſen, als ſie ſich 
auf den Inhalt gerichtlicher Erkenntniſſe beziehen. Dieſer ganze Meinungs, 
austauſch — es iſt nicht unnütz, hieran zu erinnern — nahm ſeinen Ausgangspunkt 
davon, daß Herr Geheimrat von Rieppel in der 11. ordentlichen Hauptverſamm⸗ 
lung des Bayeriſchen Induſtriellenverbandes am 16. Dezember 1912 in Gegenwart 
der Spitzen der bayeriſchen Staatsbehörden in bezug auf Profeſſor Brentano fol- 
gendes äußerte: „Es wurde von ſeiten der Gerichte anerkannt, daß 
vom akademiſchen Lehrſtuhl herab in einer Weiſe vorgetragen 
worden war, welche die Abneigung und Voreingenommenheit ge- 
gen das Unternehmertum erkennen läßt.“ Dies entſprach nicht dem mir 
bekannten, aktenmäßig feſtſtehenden Sachverhalt. Aus dieſem Grunde hielt ich mich 
für verpflichtet, in dieſen „Meinungsaustauſch“ einzutreten. Wenn Herr Geheim— 
rat von Rieppel nunmehr deſſen vermeintliches Ergebnis folgendermaßen formuliert: 
„Ein Gericht hat feſtgeſtellt, daß ſich Herr Profeſſor Brentano in 
ironiſcher und unfreundlicher Weiſe über das Unternehmertum 
geäußert hat“, ſo bedauere ich ihm immer noch entgegenhalten zu müſſen, daß 
auch dieſe Darſtellung dem aktenmäßig feſtſtehenden Tatbeſtand nicht entſpricht. 
So wenig „die“ Gerichte jemals „anerkannt“ haben, daß ſeitens des Profeſſors 
Brentano „vom ahademiſchen Lehrſtuhl herab“ in einer Weiſe vorgetragen worden 
iſt, „welche die Abneigung und Voreingenommenheit gegen das Unternehmertum 
erkennen läßt“, ſo wenig hat auch nur „ein“ einziges Gericht je ausgeſprochen, „daß 
ſich Herr Profeſſor Brentano in ironiſcher und unfreundlicher Weiſe über das 
Unternehmertum geäußert hat“. Ich denke zu hoch von dem Unterſcheidungs⸗ 
vermögen des Herrn Geheimrat von Rieppel, als daß ich anzunehmen vermöchte, 
er fet ſich des Unterſchieds nicht bewußt, der zwiſchen der Kritik eines beſtimm⸗ 
ten Unternehmerkreiſes der Großinduſtrie, des Großgrundbeſitzes und des Hand— 
werks und „des Unternehmertums“ überhaupt vorhanden iſt. Ich kann mir da- 
her ſeine „Feſtſtellungen“ — ſowohl ſeine urſprünglichen, wie ſeine nunmehrigen, 
die ja weſentlich voneinander abweichen — nur mit der Annahme erklären, 
daß er auch jetzt noch keine Veranlaſſung genommen hat, einmal den Urtext auf⸗ 
zuſchlagen und ſich den Wortlaut der Stelle in dem Urteil der 4. Ferienſtrafkam⸗ 
mer des Kgl. Landgerichts München I vom 11. September 1912, auf welcher er 
fußt, ſowie der Stelle des Brentanoſchen Vortrages vom 28. Februar 1912, auf 
welche das Landgericht Bezug nimmt, einmal genauer anzuſehen. Eine Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit darüber, was an beiden Stellen geſagt iſt, 
kann es wenigſtens unter ſolchen, welche beide in ihrem richtigen 
Wortlaut gelefen haben, überhaupt nicht geben. Im übrigen komme 
ich dem Wunſche des Herrn Geheimrats von Rieppel, dieſe Auseinanderſetzung 
meinerſeits zu beendigen, um jo bereitwilliger nach, als ſich eine ausführliche Er- 
widerung des Herrn Profeſſors Dr. Brentano auf alle ſeine ſonſtigen Ausführungen 
ſchon vor Äußerung dieſes Wunſches unter der Preſſe befand und in Bälde der 
Offentlichkeit vorliegen wird. Mit vorzüglicher Hochachtung ergebenſt 
Dr. M. Prager, Rechtsanwalt. 
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IV. Schlußwort an Herrn Geheimen Baurat Dr. von Rieppel. 


Herr Geheimrat von Rieppel hat fein Schreiben vom 10. Januar 1913 mit 
einem Satze geſchloſſen, der wie eine Aufforderung an mich klingt, zu ſeiner, 
am 14. Dezember 1912 gehaltenen Rede und feiner fic) daran reihenden Zu⸗ 
ſchriften an die „München-Augsburger Abendzeitung“ ſelbſt das Wort zu 
ergreifen. Als er dies ſchrieb, hatte ich ſeiner Erwartung nicht nur bereits ent⸗ 
ſprochen, ſondern es war meine Erwiderung auf ſeine Ausführungen teilweiſe 
ſogar ſchon gedruckt. Da kam der oben abgedruckte Vergleich vom 17. Januar 
1913. Die bedingungsloſe Zurücknahme der gegen mich gerichteten Beſchul— 
digungen ſeitens meiner Prozeßgegner hat eine völlige Umarbeitung meiner 
Entgegnung nötig gemacht. Ja es ſchien fraglich, ob es überhaupt noch not- 
wendig ſei, Herrn Geheimrat von Rieppel zu antworten. Und weit lieber wäre 
ich, mit wiſſenſchaftlichen Arbeiten aller Art Überlaſteter, zu dieſen zurückge⸗ 
kehrt. Aber Geheimrat von Rieppel iſt der angeſehenſte Mann der bayeriſchen 
Induſtrie. Sein Wort wird von allen Seiten beſonders beachtet, nicht am 
wenigſten von der Regierung. In der Zentralſtelle für Handel und Induſtrie 
führt er das große Wort, in jener Zentralſtelle, in welche ich durch einſtim⸗ 
migen Beſchluß der ſtaatswirtſchaftlichen Fakultät der Univerſität München, 
dem der akademiſche Senat beitrat, zwar gewählt worden, aber — auf Grund 
welchen Einfluſſes weiß ich nicht — niemals einberufen worden bin. Und wie 
man ſich erzählt, hat Geheimrat von Rieppel dieſe Zentralſtelle zu bewegen 
verſucht, bei der Regierung zu beantragen, doch dafür zu ſorgen, daß an der 
Univerſität München ein Profeſſor der Nationalökonvmie lehre, der dem Unter— 
nehmertum größeres Verſtändnis entgegen bringe wie ich. Alſo ähnlich wie 
die Ernennung von Theologie-Profeſſoren antimoderniſtiſcher Richtung und die 
Errichtung konfeſſioneller Profeſſuren auf philoſophiſchem und geſchichtlichem 
Gebiet von gewiſſer Seite verlangt wird, ein Vertreter einſeitiger Intereſſen als 
Tendenzprofeſſor auf dem Gebiet der Volkswirtſchaft! Das iſt dasſelbe, was ja 
auch die „Vereinigung für exakte Wirtſchaftsforſchung“ verlangt, die, wie Exzel⸗ 
lenz Freiherr von Soden-Fraunhofen ſagt, gegen mich ins Leben gerufen wor— 
den iſt, und deren Aufrufe auch Geheimrat von Rieppel unterſchrieben hat. 
Somit ſcheint es auch nach dem Vergleich vom 17. Januar 1913 noch ange⸗ 
bracht, auf die Ausführungen von Geheimrat Rieppel beſonders einzugehen. 

Sie ſind von zweifacher Art. Teils richten ſie ſich gegen mich perſönlich, 
und auch da iſt ihr Untergrund von allgemeiner Bedeutung: teils richten ſie 
ſich gegen die Tarifverträge. 

6 * 
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Zuerſt zu feinen „Feſtſtellungen“ über mich. Sie laſſen fic) kurz in dem 
Satze zuſammenfaſſen: Geheimrat von Rieppel ſtellt feſt, daß das Unter⸗ 
nehmertum, mit dem er in Fühlung ſteht, lebhaften Unwillen über die Kritik 
empfindet, die ich an ihm übe. 

Von dem, was Geheimrat von Rieppel hier ſagt, bezweifle ich kein Wort. 
Wohl aber beſtreite ich die Berechtigung dieſergegen mich herrſchenden Strömung. 
Damit der Leſer jehen könne, daß ich damit nicht allein ſtehe, ſetze ich die Zeugen- 
ausſage des k. Kommerzienrats Dr. Max Jodlbauer hierher — der ſelbſt lange 
an der Spitze eines großen induſtriellen Unternehmens geſtanden hat und heute 
der Vorſitzende des Polytechniſchen Vereins in München iſt — wie fie die Be- 
gründung des Urteils des Schöffengerichts bei dem Amtsgerichte München vom 
25. Juni 1912 wiedergibt. Herr Dr. Jodlbauer hat da unter Eid ausgeſagt: 


„Vor zwei bis drei Jahren bin ich in die Vorleſungen des Geheimrats Dr. 
Brentano gegangen und zwar habe ich gehört Wirtſchaftsgeſchichte, allgemeine 
und ſpezielle Volkswirtſchaft. Von Schmähungen oder Herabſetzungen der Induſtrie 
durch Dr. Brentano iſt mir abſolut nichts bekannt. Ich habe bei den Vorleſungen 
Dr. Brentanos weder eine unwiſſenſchaftliche Gehäſſigkeit, noch eine Animoſität, 
die ſich mit der Wiſſenſchaft nicht vertragen hätte, wahrgenommen. Es iſt mir 
unbegreiflich, wie ſich in gewiſſen Kreiſen, die Geheimrat Dr. Bren⸗ 
tano nie gehört haben, die Meinung feſtſetzen konnte, Dr. Bren⸗ 
tano nehme eine induſtriefeindliche Stellung ein.“ 


In dem gleichen Sinne hat ſich Dr. Jodlbauer in der Gerichtsverhand— 
lung am 16. Januar 1913 geäußert, und ebenſo äußerten ſich alle übrigen 
unter Eid vernommenen Zeugen, alles Männer in reiferen Jahren. In ſeiner 
Zeugenausſage am 16. Januar hat Dr. Jodlbauer noch hinzugefügt, daß ich ein 
Freund der Großinduſtrie geweſen bin ſchon zu einer Zeit, als noch ein ge— 
wiſſer Mut dazu gehörte, ſich zu ihr zu bekennen. Zudem, hat nicht Dr. Ale⸗ 
xander Lille zu einer Zeit, da er nichts davon ahnte, daß er als Kronzeuge 
für meine Induſtrie- und Unternehmerfeindlichkeit einmal würde aufgerufen 
werden, mich — überſchwenglich in ſeinem Lobe wie nachmals in ſeinem Tadel 
— als den „bedeutendſten und ſcharfſichtigſten Vertreter des Induſtrieſtaats“ 
in der „Deutſchen Induſtrie-Zeitung, Organ des Zentralverbandes Deutſcher 
Induſtrieller“ vom 26. September 190 gefeiert? Und dem entſpricht es auch, 
daß keineswegs alle Unternehmer ſo denken, wie die Freunde des Geheimrats 
von Rieppel vom Zentralverband deutſcher Induſtrieller, vom Geſamtverband 
deutſcher Metallinduſtrieller und vom Bayeriſchen Induſtriellenverband. Viel⸗ 
mehr bin ich fo glücklich geweſen, trotzdem ich ſeit 40 Jahren dieſelben Anſchau⸗ 
ungen in der Arbeiterfrage wie heute vertrete, in dieſer Zeit unter den Unter. 
nehmern des In- und Auslandes warme Freunde beſeſſen zu haben und zu be- 
ſitzen, wie den verſtorbenen Geheimrat Oechelhäuſer (Deſſau) und Richard 
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Roeſicke und den, wenn auch in vielen Anſchauungen von mir abweichenden, 
doch mir in treueſter Freundſchaft ergebenen Dr. Alexande von Peez und zahl. 
reiche andere bis hin zu Sir Alfred Mond, deſſen hier abgedruckte Briefe für 
ſich ſprechen. Und daß auch der Bayeriſche Induſtriellenverband hochange⸗ 
ſehene Mitglieder zählt, welche mit dem Vorgehen des Geheimrats von Rieppel 
und des Dr. Kuhlo gegen mich nicht einverſtanden ſind, hat dieſer in der 
Gerichtsverhandlung von 16. Januar 1913 ſelbſt eingeräumt. 

Aber freilich dieſe meine Freunde aus Unternehmerkreiſen hatten, wenn 
auch nicht wie Dr. Jodlbauer, meine Vorleſungen gehört, ſo doch meine Schriften 
geleſen. Dagegen kann die Meinung des Geheimrats von Rieppel und der 
Unternehmerkreiſe, mit denen er Fühlung hat, über mich nicht auf der Kenntnis 
meiner Schriften beruhen. Sie iſt nur zu erklären aus den Darſtellungen von 
Männern, welche, wie die Angeklagten in den hier erörterten Prozeſſen der 
kraſſeſten Unkenntnis des wirklichen Inhalts meiner Vorleſungen und Schriften 
überführt worden ſind. Es berührt aber eigentümlich, wenn der I. Präſident 
des Verbandes beſchloſſen hat, eine Broſchüre, welche notoriſch unwahre Be- 
hauptungen über mich enthält, auf ſeine Koſten unter ſeine Mitglieder zu ver⸗ 
breiten, die in Unternehmerkreiſen auf ſolchem Wege über mich erzeugte Meinung 
dann gegen mich anführt Hätten nämlich Geheimrat von Rieppel und ſeine 
Freunde auch nur meine nur 30 Seiten umfaſſende Schrift!) „Der Unter. 
nehmer“ geleſen, fo habe ich zu deren Wahrheitsliebe ein viel zu großes Ver: 
trauen, als daß ich nicht annehme, daß es ihnen unmöglich ſein würde, mich 
der Feindſeligkeit gegen „das Unternehmertum“ zu beſchuldigen oder auch nur, 
wie er es in feinem Schreiben an die „München-Augsburger Abendzeitung“ 
vom 21. Dezember 1912 getan hat, es als die in ſeinen Kreiſen durchwegs 
herrſchende Überzeugung auszuſprechen, daß ich „nicht imſtande ſei, dem Un⸗ 
ternehmertum und ſeiner wahrlich nicht ganz leichten Tätigkeit eine gerechte 
Würdigung angedeihen zu laſſen“. In dieſem Vortrage habe ich den Unter— 
nehmern als den Träger des Geiſtes gezeigt, deſſen Erkennen und Wollen die 
Bewegung der Produktionselemente ſo lenkt, daß eine Formveränderung im 
vorhandenen Stoff und der vorhandenen Kraft eintritt, ſo daß die veränderte 
Form als in höherem Maße zur Befriedigung der Bedürfniſſe geeignet aner— 
kannt wird, d. h. ihr ein größerer Wert zukommt, als den Elementen, aus 
denen das neue Produkt beſteht, vor ihrer Veränderung zukam. Und auf 
S. 20 und 21 heißt es daſelbſt: 

„Die kapitaliſtiſche Unternehmung gibt der ganzen heutigen Wirtſchaftsordnung 
die Signatur; eben deshalb nennen wir ſie die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung 


) Der Unternehmer. Vortrag gehalten am 3. Januar 1907 in der Volkswirtſchaft⸗ 
lichen Geſellſchaft in Berlin von Lujo Brentano, Berlin. Verlag von Leonhard 
Simion N. F. 1907. 
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und reden von Kapitalismus. Aber dieſer Kapitalismus ijt nichts ſeelenloſes. 
Das Kapital iſt nur das Werkzeug des ſchaffenden Geiſtes des Unternehmers; 
nicht unzutreffend nannte Stroußberg die Aktiengeſellſchaft eine Begattung von 
Kapital durch Intelligenz. Und indem der Geiſt des Unternehmers das Sach- 
vermögen, über das er verfügt, durch Vertragsabſchlüſſe über geldwerte Leiſtungen 
und Gegenleiſtungen zu verwerten ſucht, erſtrebt er nicht bloß den größtmöglichen 
Gewinn, ſondern er kann damit auch dazu führen, daß alle die vielen Bedürfniſſe, die 
wir von der Wiege bis zum Grabe empfinden, gegen den mindeſten Aufwand die 
vollkommenſte Befriedigung finden. Ihm verdanken wir alle die Großtaten, durch 
welche das Wirtſchaftsleben des 19. ſich von dem früherer Jahrhunderte auszeichnet: 
den Fortſchritt von den kleingewerblichen Betriebsformen zum Großbetrieb, durch 
den nicht nur die gewerblichen Produkte Millionen zugänglich gemacht werden, 
die ſie vordem entbehren mußten, ſondern in deſſen Gefolge auch die Arbeiter, 
welche dieſe Produkte herſtellen, auf eine höhere Lebensſtufe gehoben wurden; 
wir verdanken ihm den Fortſchritt vom extenſiven zum intenſiven Betrieb der 
Landwirtſchaft, vermöge deſſen heute zwei und mehr Ahren wachſen, wo früher 
eine gewachſen iſt; wir verdanken ihm die Überziehung des Erdballs mit Verkehrs⸗ 
wegen, wodurch die entlegenſten Erdteile zu Vorgärten Europas geworden ſind 
und unſere Bevölkerung die Möglichkeit hätte, ſich reichlich und billig zu nähren, 
wenn die derzeit bei uns herrſchende Richtung es ihr erlauben wollte. Kein Lob 
kann der Anerkennung gerecht werden, welche der Unternehmer für 
dieſe Erfüllung der Unternehmerfunktionen verdient. Er hat das 
Bibelwort wahr gemacht: geht hin und macht die Erde euch untertan.“ 

„Allein“, fährt ſchon mein damaliger Vortrag fort, „wenn ich den Unter- 
nehmer nicht nur als die Seele unſerer heutigen Wirtſchaftsordnung erachte, 
ſondern auch ſeinem Wirken ſo großen Segen nachrühme, wie kommt es, daß 
ich ſo oft als Feind des Unternehmertums hingeſtellt werde?“ Die Antwort 
geben zwei in vielen Unternehmerkreiſen, wenn auch zum Glück nicht in allen, 
verbreitete Anſchauungen. In vielen Unternehmerkreiſen gilt es ſchon als 
Verbrechen, wenn man anerkennt, daß jo ſehr auch das Wohlergehen der Ar— 
beiter von dem Gedeihen der Unternehmungen abhängig iſt, es doch Punkte 
gibt, in denen ein Gegenſatz der Intereſſen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern 
beſteht. Ferner herrſcht bei vielen Unternehmern, und dazu gehört auch Ge⸗ 
heimrat von Rieppel, noch die Vorſtellung von einer „natürlichen Unterordnung“ 
der Arbeiter unter die Arbeitgeber beim Abſchluß des Arbeitsvertrags. Da- 
mit ſtehen nun freilich ſowohl die Grundanſchauungen Adam Smiths und 
ſeiner Schule, als auch der Satz Kants, daß kein Menſch nur als Mittel für 
den Zweck anderer, ſondern als Selbſtzweck zu behandeln ſei, und die ganze 
von den Anſchauungen beider getragene wirtſchaftliche Geſetzgebung des 
19. Jahrhunderts in ſchreiendem Widerſpruch. 

Adam Smith und alle Nationalökonomen des 19. Jahrhunderts haben 
nirgends das Intereſſe des Unternehmers, ſondern ſtets das eines je den 
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einzelnen zum Ausgangspunkt ihrer Vetradtnng genommen, und während 
Adam Smith dem Streben jedes einzelnen, ſeinen Vorteil zu wahren, die 
volle Sympathie des unparteiiſchen Zuſchauers zuteil werden ließ, hat er das 
des einzelnen Privatwirtſchaftlers, wo es ſich auf Koſten anderer breit 
macht, ſtets aufs allerentſchiedenſte verurteilt. Daher auch gerade er und 
ſeine Schüler dem übermächtigen Arbeitgeberintereſſe das der Arbeiter ent⸗ 
gegengeſetzt haben. So ſchreibt er im 8. Kapitel des erſten Buches ſeines 
unſterblichen Werkes: 

„Der gemeine Lohn der Arbeit hängt überall ab von dem Vertrag, wie er üb⸗ 
licherweiſe zwiſchen dieſen beiden Parteien abgeſchloſſen wird und deren Inter- 
eſſen find keineswegs dieſelben; die Arbeiter wünſchen ſoviel als möglich 
zu erhalten, die Arbeitgeber ſo wenig als möglich zu geben. Die erſteren ſind 
geneigt, ſich zu koalieren, um den Lohn zu erhöhen, die anderen, um die Löhne 
zu drücken.“ 

Und dann folgt jene klaſſiſche Stelle über die Koalitionen der Arbeitgeber 
und Arbeiter, die, wenn auch vor nahezu 140 Jahren geſchrieben, doch ſo 
lautet, als ob ſie den heutigen Verhältniſſen abgelauſcht wäre. Wenn aber 
ſchon das Zugeſtändnis, daß die Intereſſen von Arbeitgebern und Arbeitern 
in vielen Punkten entgegengeſetzt find, ausreicht, um den Vorwurf zu be⸗ 
gründen, daß man nicht imſtande ſei, dem Unternehmertum eine gerechte 
Würdigung angedeihen zu laſſen, in welchem Maß muß dieſer Vorwurf den 
Mann treffen, den die Welt mit Recht als den feiert, welcher der modernen 
Großinduſtrie die Bahn gebrochen hat, wenn man am Schluß des 10. Kapi⸗ 
tels ſeines erſten Buchs weiter lieſt: 

„Wo immer die Geſetzgebung es unternimmt, die Differenzen zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitern zu regeln, ſind ihre Berater ſtets die Arbeitgeber. Daher 
die getroffenen Beſtimmungen, wenn ſie zugunſten der Arbeiter ſind, 
ſtets gerecht und billig ſind. Aber manchmal iſt das Gegenteil zu. 
ſagen, wenn ſie zugunſten der Arbeitgeber lauten!“ 

Oder welchen Vorwürfen würde erſt mein Vorgänger auf meinem Lehrſtuhl, 
der ſcharfſinnige Staatsrat F. B. W. von Hermann, heute ausgeſetzt fein, der 
in ſeinen berühmten, 1832 erſchienenen „Staatswirtſchaftlichen Unterſu⸗ 
chungen“, S. 285, feine Polemik gegen die Vorſtellung, daß es die Unter- 
nehmer ſeien, welche, indem ſie ihnen Lohn zahlten, die Arbeiter ernähr⸗ 
ten, mit den Worten ſchloß: 

„Es iſt eine Schmach, daß ſich die Regierungen fo oft von den Gewerbsunter⸗ 
nehmern vorwerfen laſſen, ſie ernährten ſoundſo viel Einwohner des Staats da 
dieſe doch umgekehrt ebenſogut die Unternehmer ernähren?“ 


Staatsrat von Hermann, den man als den klaſſiſchſten Vertreter der klaſ— 
ſiſchen Nationalökonomie bezeichnen kann, und durch deſſen und ſeines Schü⸗ 
6a 
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lers J. R. von Helferichs Schule das bayerische Beamtentum während mehr als 
60 Jahren gegangen iſt, hat in der nach ſeinem Tode erſchienenen 2. Auflage 
ſeiner „Staatswirtſchaftlichen Unterſuchungen“ in der Lehre vom Lohn, ganz 
ebenſo wie vor ihm ſchon die Nationalökonomen des 18. Jahrhunderts und 
wie die „Kathederſozialiſten“, die fic) als feine Schüler bekennen, den Arbeiter 
als den Verkäufer der Arbeit behandelt, deren Preis von denſelben Beſtim⸗ 
mungsgründen wie der Preis der Güter im allgemeinen abhängt. Dieſe Auf⸗ 
faſſung hat die deutſche Wiſſenſchaft ſeit einem Jahrhundert beherrſcht und es 
zeigt eine charakteriſtiſch wiſſenſchaftliche Unbildung heutiger Vertreter von 
Unternehmerintereſſen, wenn fie heutige Nationalökonomen ſozialiſtiſcher Neue 
rungsſucht bezichtigen, weil ſie die für alle Warenverkäufer und Warenkäufer 
beim Abſchluß des Kaufvertrags geltende Gleichberechtigung auch für die Ar— 
beitgeber und Arbeiter beim Abſchluß des Arbeitsvertrags behaupten. Die ganze 
wirtſchaftliche Geſetzgebung des 19. Jahrhunderts iſt von dieſer Auffaſſung ge- 
tragen und hat damit den oben genannten Satz Kants, daß jeder, auch der Ar— 
beiter, als Selbſtzweck zu behandeln ſei, zur Anerkennung gebracht. Denn mit 
der Gleichſtellung des Arbeiters mit jedem anderen Warenverkäufer ſchwand 
nicht nur die alte Unterordnung des Arbeiters unter den Arbeitgeber beim 
Abſchluß des Arbeitsvertrags, es wurde damit nicht nur ſtatuiert, daß es recht— 
lich in das Belieben des Arbeiters geſtellt fet, mit dem Arbeitgeber einen Vers 
trag abzuſchließen, oder nicht, und daß er gegenüber dem Arbeitgeber keine 
anderen Verpflichtungen habe, außer denen, die er im freien Vertrag übernom- 
men, es wurde damit auch das Recht des Arbeiters anerkannt, wie jeder Waren⸗ 
verkäufer jede ſich bietende Gelegenheit, für ſeine Ware einen beſſeren Preis zu 
erzielen, zu nützen. Aber die deutſchen Unternehmer haben ſich in den letzten 
Dezennien im Gegenſatz zu ihrer früheren Haltung mehr und mehr gewöhnt, 
wirtſchaftliche und ſoziale Fragen ausſchließlich von ihrem privatwirtſchaft⸗ 
lichen, ſtatt vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt aus zu beurteilen. Sie ſelbſt 
zwar ſtellen ſich in ihrem Verhalten gegenüber dem Arbeiter rückſichtslos auf 
den Standpunkt des Warenverkäufers, der jede Gelegenheit wahrzunehmen 
hat, die Arbeit zu den beſten Bedingungen, welche nach Lage des Markts zu 
erreichen find, zu kaufen. So betrachtet namentlich auch Geheimrat von Rieppel 
in ſeiner im Januar 1909 an die „mit dem gewerblichen Leben in Bayern in 
Berührung ſtehenden Miniſterien und Regierungsſtellen“ namens des Ver- 
bands bayeriſcher Metallinduſtrieller gerichteten Eingabe den Arbeitsvertrag 
ausſchließlich vom Standpunkt des Käufers der Ware Arbeit. Aber die ent- 
ſprechende Gleichſtellung der Arbeiter mit jedem anderen Warenverkäufer beim 
Abſchluß des Arbeitsvertrags und damit ihre Rechtsgleichheit mit deren Käufer 
erſcheint ihnen unerträglich. Da reden ſie von „natürlicher Unterordnung der 
Arbeiter unter den Arbeitgeber“, und das Recht des Arbeiters, wie jeder andere 
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Warenverkäufer jede fich bietende Gelegenheit für feine Ware einen beſſeren 
Preis zu erzielen, wahrzunehmen, wird heute vielen Unternehmern ebenſo un⸗ 
bequem, wie wenn die Verkäufer der von ihnen benötigten Roh- oder Hilfs⸗ 
ſtoffe oder Halbfabrikate die Gelegenheit zu Preiserhöhungen nutzen. Sie 
wünſchen die Nutzbarmachung aller dieſer, der Kantſchen Grundauffaſſung 
entſprechenden Rechte des Arbeiters auszuſchalten. Der Arbeiter ſoll, wie im 
mittelalterlichen Fronhof, zum bloßen Rädchen werden in dem Getriebe der 
Unternehmung. Dazu gelangt man, wenn man die Unternehmungen zum 
Ausgangs- und Endpunkt der Betrachtung nimmt. Es muß dies zu einer 
Rückkehr zur Unfreiheit führen, zu einem Umſturz der Rechtsgrundlagen der 
beſtehenden Ordnung, den auch nur zu verſuchen von den größten Kataſtrophen 
begleitet ſein dürfte. Dieſen Standpunkt wird nie ein Profeſſor vertreten 
können, deſſen vom Staat ihm anvertrautes Amt ihm zur Pflicht macht, 
nicht die Sonderintereſſen einzelner Privatwirtſchaftler, wie es die Unter- 
nehmer ſind, ſondern die aller Volksgenoſſen gleichmäßig zu berückſichtigen, 
da nur auf ſolcher gleichmäßiger Berückſichtigung der Intereſſen aller das 
Wohl des Ganzen verwirklicht werden kann. Sollte Geheimrat von Rieppel 
mir daraus, daß ich in Vertretung dieſer Aufgabe meine Pflicht erfülle, einen 
Vorwurf machen, ſo würde darin nur die größte Anerkennung für mich 
liegen. Hat doch auch Fürſt Bismarck ſeinerzeit am Unternehmertum ſcharfe 
Kritik geübt und geſagt, auch er würde Kathederſozialiſt ſein, wenn er nur 
Zeit hätte. Ich könnte alſo wegen ironiſcher Bemerkungen, übrigens nicht 
über das Unternehmertum, ſondern wie Dr. Prager Herrn Geheimrat von 
Rieppel mit Recht ſehr nachdrücklich vorgehalten hat, über ganz beſtimmte 
Unternehmerkreiſe, nur dann Tadel verdienen, wenn das, was ich dieſen 
vorwerfe, nicht wahr wäre. Kein Menſch hat aber auch nur den Verſuch 
gemacht, nachzuweiſen, daß das, was ich an der auch oben S. 76, Zeile uff. 
wiedergegebenen Stelle ihnen vorhalte, nicht richtig ſei. 

Nun macht mir freilich Geheimrat von Rieppel den Vorwurf, daß ich zwar 
gegen den Zentralverband deutſcher Induſtrieller und den Verband Bayeriſcher 
Metallinduſtrieller wegen ihrer Gegnerſchaft gegen die Tarifverträge Front 
mache, nicht aber gegen die Fraktion der ſozialdemokratiſchen Partei, welche 
deren friedenſtiftende Wirkung nach Möglichkeit außer Wirkung geſetzt ſehen 
will; aber dies zeigt nur, wie wenig er auf ſozialpolitiſchem Gebiet bewandert 
iſt. Sonſt wüßte er von den Kämpfen, die ich gerade mit dieſem Teil der 
Sozialdemokratie ſeit dem Erſcheinen meiner Arbeitergilden im Jahre 1872 
bis heute auszufechten gehabt habe. Er weiß nichts von meiner Polemik mit 
Karl Marx und nichts davon, daß die Marxſche Orthodoxie mich heute noch 
bekämpft. Solange ſie noch allein maßgebend war, war es angezeigt, auf 
deren Angriffe zu antworten; aber ihre Bedeutung hat fic, ſeitdem nach Wuf- 
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heben des Sozialiſtengeſetzes das Gewerkſchaftsweſen in Deutſchland einen jo 
großen Aufſchwung genommen hat, vollſtändig verändert. Die Gewerkſchaften 
ſind es, auf die es bei Arbeitsſtreitigkeiten heute allein ankommt. Dieſe den⸗ 
ken, wie die Lektüre der „Münchener Poſt“ Herrn Geheimrat von Rieppel 
überzeugen könnte, und wie mir Herr Dr. Kuhlo vor Gericht ja wiederholt 
zum Vorwurf gemacht hat, in bezug auf Regelung des Arbeitsverhältniſſes 
heute im weſentlichen genau ſo, wie ich ſchon vor 40 Jahren. Es wäre daher 
übel angebracht, wollte ich angeſichts der geſunden Entwicklung, welche das 
deutſche Gewerkſchaftsweſen genommen hat, mich mit einer Richtung herum— 
ſchlagen, welche in dieſer Frage heute ohne Belang iſt, und ihr damit eine 
Bedeutung beilegen, die ihr nicht gufommt, Die einzigen in Betracht 
kommenden Gegner einer friedlichen Entwicklung des Arbeits- 
verhältniſſes ſind heute der Zentralverband deutſcher Indu— 
ſtrieller und der Verein, deſſen erſter Präſident Herr Geheimrat 
von Rieppel iſt. Es kann ſich daher nur darum handeln, die Hemmniſſe, 
welche dieſe mächtigen Organiſationen der Ausbreitung der Tarifgemein- 
ſchaften in Deutſchland in den Weg legen, zu beſeitigen. 

Und nun zum Schluß dieſer Abwehr der von Geheimrat von Rieppel gegen 
mich perſönlich gerichteten Vorwürfe noch ein Wort dazu, daß er ſich auf 
jene Stelle in meinem Vortrag über den Schutz der Arbeitswilligen beruft, 
an der ich jene Arbeitgeber ironiſiere, welche für dieſen Schutz im Namen des 
heiligſten und unverjährbarſten Eigentums des Arbeiters an ſeiner Arbeit 
eintreten, während ſie ſelbſt keine Gelegenheit unbenützt laſſen, ihm dieſes zu 
verkümmern, und in dieſer Gegenüberſtellung unbeſtreitbarer Tatſachen einen 
Beweis meiner unfreundlichen Stimmung gegen die Unternehmer erblickt. Er 
ſagt, daß man dagegen noch nie davon gehört habe, daß ich auch an dem Ver— 
halten der Arbeiter irgendwelche Kritik übe, und in der vom Bayeriſchen In⸗ 
duſtriellenverband, deſſen erſter Präſident er iſt, auf ſeine Koſten verbreiteten 
Tilleſchen Schrift werde ich ſogar als ein Streikfanatiker hingeſtellt, der ſelbſt 
„Erpreſſerpolitik“ gegenüber einem in Notlage befindlichen Unternehmer billi⸗ 
gen würde. Aber auch hier kann ich Herrn von Rieppel nur antworten, daß ſeine 
Beſchuldigungen nur ſeine volle Unkenntnis meiner Lehren beweiſen, gegen die 
er nichtsdeſtoweniger eifert. Habe ich doch ſchon 1872 in meinen Arbeitergil⸗ 
den II, Seite 263, über die Niederlage der Maſchinenbauer in ihrem Kampfe um 
1852 geſchrieben, ſie ſei keineswegs etwas Beklagenswertes geweſen. „Ohne 
ſolche Niederlagen würden die Arbeiter wahrſcheinlich ebenſo 
tyranniſch werden, wie die Arbeitgeber dies vielfach ſind. Ausſper— 
rungen ſeitens der Arbeitgeber ſind unter den heutigen Verhält— 
niſſen unzweifelhaft häufig gerechtfertigt. Wie die Arbeitsein— 
ſtellungen ſind ſie oft Akte der Notwehr. Allein eben als Akte der 
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Notwehr ſind ſie auch nur ſolange gerechtfertigt, als keine 
beſſeren Einrichtungen als die beſtehenden ſolche Selbſthilfe 
zum Schutze notwendig machen. An ſich nämlich find fie völlig 
verwerflich und zwar im öffentlichen Intereſſe“ und darauf komme 
ich auf dieſe beſſeren Einrichtungen zu ſprechen, wie ich ſie auch hier in dem 
zweiten Vortrage dargelegt habe. Seitdem habe ich denſelben Gedanken 40 
Jahre lang in meinen Vorleſungen und in zahlreichen Schriften vertreten; 
aber davon haben ſeine Gewährsmänner, die Syndici der Verbände der Groß⸗ 
induſtriellen, von denen allein ſeine Kenntnis von mir zu ſtammen ſcheint, aller⸗ 
dings nie geſprochen. Auch haben die Artikel Dr. Kuhlos und Dr. Tilles Herrn von 
Rieppel augenſcheinlich vergeſſen laſſen, daß ich für ſtrenge Ahndung jeder 
wirklichen Ausſchreitung der Arbeiter bei Arbeitsſtreitigkeiten allezeit einge⸗ 
treten bin. Und er mag ſicher ſein, daß ich ganz ebenſo wie über die Arbeit⸗ 
geber, welche, wie die „Frankfurter Zeitung“ vom 20. Dezember 1912 
ſchreibt, Schutz der Arbeitswilligen ſagen und den Schutz der Lohndrücker 
meinen, über die Arbeiter die volle Schale meines Spottes ausgießen 
würde, wenn es Arbeitern jemals einfallen würde, zu behaupten, ſie ſtreik⸗ 
ten, wenn fie ſtreiken, nicht im eigenen Intereſſe, ſondern in dem ihrer Ar⸗ 
beitgeber. 

Und nun zu den Ausführungen des Geheimrat von Rieppel über 
Tarifverträge. Was er darüber in ſeinen oben wiedergegebenen, gegen 
Dr. Prager gerichteten Zuſchriften an die „München⸗Augsburger Abendzei⸗ 
tung“ ſagt, iſt durchweg falſch oder irreführend. Seine Außerungen haben mich 
um fo mehr erſtaunt, als fie hinter der von ihm unterzeichneten, „an die mit dem 
gewerblichen Leben in Bayern in Berührung ſtehenden Miniſterien und Regie⸗ 
rungsſtellen“ gerichteten Eingabe des „Verbands Bayeriſcher Metallindu⸗ 
ſtrieller“ vom Januar 1909 — obwohl auch dieſe in den entſcheidenden 
Punkten fehlgeht — an Richtigkeit weit zurückſtehen. Ich will dem, was er 
gegenüber Dr. Prager vorgebracht hat, Punkt für Punkt folgen. Selbſt⸗ 
verſtändlich muß ich dabei von den Behauptungen ausgehen, mit denen er 
ſeine Diskuſſion mit Dr. Prager begonnen hat. 

Herr Geheimrat von Rieppel hat am 14. Dezember 1912 behauptet: 


„Die Profeſſoren weiſen immer auf die engliſchen Tarifverträge hin, nennen 
aber ihren Inhalt nicht. Die engliſchen Tarifverträge ſind etwas ganz anderes 
als die deutſchen. In England ſei die Lohnfeſtſetzung vollſtändig frei; der Ar⸗ 
beiter geht, wenn ihm der Lohn nicht dem zu entſprechen ſcheint, was feine Or⸗ 
ganiſation verlangt; umgekehrt wird der Arbeitgeber nicht gezwungen, den Ar⸗ 
beiter zu einem beſtimmten Lohn anzunehmen.“ 


Damit iſt zweierlei ausgeſprochen: eine Beſchuldigung der „Profeſſoren“ 
und, da die ganze vorausgegangene Rede gegen mich ſich wendet, bin ich 
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wohl in erſter Linie mit den „Profeſſoren“ gemeint. Sodann eine Behauptung 
über die engliſchen und die deutſchen Tarifverträge. 

Was die „Profeſſoren“ angeht, ſo iſt die Bemerkung geradezu verblüffend. 
Habe ich doch nicht nur 1872 in meinen „Arbeitergilden der Gegenwart“ den 
Inhalt der Tarifverträge, wie ſie damals in England beſtanden, aufs ge— 
naueſte dargelegt, ſondern auch im Jahre 1890 im Auftrag des Vereins für 
Sozialpolitik den 45. Band von deſſen Schriften herausgegeben. Darin findet 
ſich die Entwicklung, welche das engliſche Schieds- und Einigungsverfahren 
ſeit meinen „Arbeitergilden“ genommen hat und die Verſchiedenheit ſeiner 
Organiſation in verſchiedenen Gewerben dargelegt: das einfache Einigungs⸗ 
amt beſtehend aus gleichviel Vertretern von Arbeitgebern und Arbeitern; 
das Verfahren vor einem Schiedsgericht beſtehend aus gleichviel Vertretern 
von Arbeitgebern und Arbeitern unter dem Vorſitz eines Unparteiiſchen; die 
Negotiation zwiſchen den Verbänden der Arbeitgeber und Arbeiter; die glei⸗ 
tende Skala, wobei nicht, wie die Eingabe des Verbands Bayeriſcher Metall- 
induſtrieller vom Januar 1909 ſagt, „die Menge des erzeugten Eiſens“, 
ſondern die Verkaufspreiſe des Eiſens als Grundlage der Lohnberechnung 
dienen und das Verhältnis des Lohns zu dieſen Verkaufspreiſen durch ein 
Schiedsgericht feſtgeſetzt wird. Insbeſonders ausführlich iſt die Schilderung 
des Arbeitsverhältniſſes in den Kohlengruben von Northumberland und Dur⸗ 
ham, ſowie des Schieds- und Einigungsverfahrens in der Walzeiſen⸗ und 
Stahlinduſtrie Nordenglands. Es iſt dort ſogar das auf ſtenographiſcher 
Niederſchrift beruhende Protokoll eines Schiedsverfahrens wörtlich abgedruckt. 
Auf Seite XLII meiner Einleitung heißt es ferner: „Der Schiedsſpruch iſt 
nicht erzwingbar. Er wird veröffentlicht. Man erwartet von der öffent⸗ 
lichen Meinung, daß ſie ihm Geltung verſchafft.“ Desgleichen findet ſich in 
dem Werke des Profeſſors von Schulze-Gävernitz „Zum ſozialen Frieden“ 
alles, was nach Geheimrat von Rieppel die „Profeſſoren“ über den In— 
halt der engliſchen Tarifverträge angeblich nicht ſagen. Augenſcheinlich hat 
Geheimrat von Rieppel auch hier ſich nicht die Mühe genommen, die Bücher 
zur Hand zu nehmen, über welche er Behauptungen aufſtellt. Sind denn 
aber die „Profeſſoren“ vogelfrei, daß man ſie in dieſer Weiſe öffentlich 
beſchuldigen darf, ohne jedwede vorherige Prüfung, ob die Anklage begründet 
iſt? Oder iſt dies etwa ein Privileg der Mitglieder der Vereinigung für 
„exakte“ Wirtſchaftsforſchung? 

Auf die Behauptung Geheimrats von Rieppel vom 14. Dezember 1012 
über die engliſchen und die deutſchen Tarifverträge hat Dr. Prager geant= 
wortet: „Die engliſchen Tarifvertäge enthalten genau ſo wie die deutſchen 
vor allem Mindeſtlöhne, eventuell verbunden mit der Statuierung von Min⸗ 
deſtleiſtungen.“ Darauf hat Geheimrat von Rieppel ſeine Behauptung auf 
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„die Tarifverträge in der engliſchen Großinduſtrie“ eingeſchränkt. In dieſer 
ſeien nur Mindeſt ſt ü cklöhne eingeführt: nach ſeiner Erfahrung gebe es 
„nirgends in der engliſchen Großinduſtrie — abgeſehen von dem Mindeſt⸗ 
lohngeſetz im Bergbau — tariflich feſtgeſetzte Mindeſt zei tlöhne“; ferner ent⸗ 
behrten die engliſchen Tarifverträge der Rechtsverbindlichkeit, und die Ver⸗ 
tragsdauer ſei weſentlich kürzer wie bei uns. Nun wird die Zahl der im 
britiſchen Bergbau beſchäftigten Arbeiter für das Jahr 1910 auf 1027 500 
angegeben. Er iſt neben der Textilinduſtrie die größte unter den britiſchen 
Großinduſtrien, und es geht augenſcheinlich nicht an, ihn mit einem „ab⸗ 
geſehen von dem Mindſtlohngeſetz im Bergbau“ als nicht in Betracht kommend 
beiſeite zu ſchieben. Das mag Geheimrat von Rieppel wohl ſelbſt ge— 
fühlt haben, als er in feiner Zuſchrift in der „München-Augsburger Abend- 
zeitung“ vom 11. Januar dieſes Jahres auf den britiſchen Bergbau nochmals 
zurückkam. Jetzt gibt er einen Grund dafür an, warum aus dem Mindeſt⸗ 
lohngeſetz im Bergbau keine Schlüſſe ſollen gezogen werden können: „er 
ſei keine Großinduſtrie in dem Sinne, daß er mit ſtark ſpezialiſierten 
arbeitsteiligen Maſchinen arbeitet“. Während er alſo anfangs für 
alle britiſchen Induſtrien beſtritten hat, daß für ſie Mindeſtlöhne durch 
Tarifvertäge feſtgeſtellt würden, ſeine Behauptung dann nur für die Groß⸗ 
induſtrie hat aufrecht erhalten wollen, gibt er nunmehr auch die Großindu⸗ 
ſtrie als Ganzes preis und beanſprucht für ſeine Behauptung Geltung nur 
mehr für Großinduſtrien „mit ſtark ſpezialiſierten arbeitsteiligen Maſchinen“. 

Geheimrat von Rieppel wiederholt hier nur eine Bemerkung, die ſich ähn⸗ 
lich ſchon in der von ihm unterzeichneten Eingabe des Verbands Bayeriſcher 
Metallinduſtrieller vom Januar 1909 findet. Schon da heißt es, daß im 
engliſchen Maſchinenbau ſelbſt Tarifverträge mit Stücklöhnen nur ganz ver⸗ 
einzelt vorkämen und zwar im Schiffbau, dagegen ſeien Tarifverträge mit 
Mindeſtzeitlöhnen nicht nur im engliſchen Maſchinenbau unbekannt, ſondern 
ebenſo in der Eifen- und Stahlinduſtrie und ebenſo in der Tertilinduſtrie. 
Aber welche „Weltſremdheit“ auf ſeinem eigenſten Gebiete zeigen nicht dieſe 
Behauptungen! Schreibt doch ſelbſt Dr. Tänzler, der Syndikus der Haupt⸗ 
ſtelle deutſcher Arbeitgeberverbände, in dem von ihm herausgegebenen Hefte 
„Engliſche Arbeitsverhältniſſe“ Seite 57: 

„Während in Deutſchland die Tarifverträge, von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, 
Eingang in der Hauptſache nur in den mehr zum Handwerksbetrieb neigenden 
Gewerben und Induſtrien gefunden haben, die nur einen lokalen, höchſtenfalls 
einen nationalen Wettbewerb abzuwehren haben, und der Tarifvertrag ſich bei 
uns noch kaum Geltung hat verſchaffen können in den Induſtrien, die mit kom⸗ 
plizierten Arbeitsmethoden, mit ſtets wechſelnden Arbeitsbedingungen zu rechnen 
oder die mit internationaler Konkurrenz zu kämpfen haben, iſt in England der 
Tarifvertrag zum Teil auch für ſolche Induſtrien eingeführt.“ 
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Und darauf führt er aus den vom englijden Handelsamt herausgegebenen 
Report on Collective Agreements 1910 an, wie ſich in dieſem Jahre in England 
die Tarifverträge auf die einzelnen Induſtrien ſchätzungsweiſe verteilen. 
Folgendes ſind ſeine Angaben: 


Zahl der Zahl der 
Verträge Arbeiter 


Bergbau 55 900000 

Transportgewerbe 92 500000 

Textilinduſtrie 113 460000 

Metallindujtrie und 

Schiffsbau 163 230 000 
Baugewerbe 803 200000 

Bekleidungsinduſtrie 303 50000 

Buchdruckgewerbe 79 40000 

Andere Induſtrien 87 20000 


In gleicher Weiſe findet fic) die vollſtändigſte Widerlegung der Behaup⸗ 
tungen des Geheimrat von Rieppel in dem Report on Strikes and Lockouts and on 
Conciliation and Arbitration Boards in the United Kingdom in 1911, London 1912, 
der ihm ſchon von Dr. Prager entgegengehalten worden iſt. Da heißt es auf 
Seite 37—39: 

Über die extilinduſtrie: „Die wichtigſten Einigungsordnungen in der Textil⸗ 
induſtrie ſind die in der Baumwollinduſtrie. Obwohl es in dieſer Induſtrie keine 
ſtändigen Einigungsämter gibt, beſtehen dort ausführliche Regeln, um das Verfahren 
bei Streitigkeiten zu ordnen und dieſe Regeln ſind für die Weberei und Spinnerei 
praktiſch dieſelben. Vermöge von drei Vereinbarungen, die ſich auf das Gewerbe 
erſtrecken, iſt vorgeſehen, daß Streitigkeiten in erſter Linie den lokalen Vertretern 
beider Parteien zu unterbreiten ſind, dann, falls Übereinſtimmung nicht erzielt 
wird, vor eine gemeinſame Zuſammenkunft der Vertreter der verſchiedenen Ver⸗ 
bände in Mancheſter gebracht werden ſollen. Sollte ein Arbeitsſtillſtand ſtattfin⸗ 
den, ſo ſind die ſtrittigen Fragen einmal in jedem Monat, bis der Streit ſein Ende 
gefunden hat, vor gemeinſame Verſammlungen der Vertreter der Verbände in 
Mancheſter zu bringen. Anfänglich hat dieſe letztere Beſtimmung für die Spinnerei 
keine Geltung gehabt; durch die „Brooklands Vereinbarung“, die ſich auf die 
Spinnerei erſtreckt, wurde ſie in einem Zuſatz vom 29. September 1911 hinzugefügt.“ 

Nachdem dann mitgeteilt iſt, daß im Jahre 1911 auf Grund der Brooklands 
Vereinbarung 509 Streitigkeiten, und außerdem 2s durch gemeinſame Zuſammen⸗ 
künfte in Mancheſter erledigt worden ſeien, heißt es weiter: „Streitigkeiten in der 
Weberei wurden auf Grund zweier Vereinbarungen zwiſchen dem Verband der 
Baumwollſpinner und Fabrikanten einerſeits und der Textilarbeiterfördera⸗ 


95 


tion und der Vereinigten Weberaſſoziation andererſeits geregelt. Zahl- 
reiche gemeinſame örtliche Verſammlungen fanden auf Grund dieſer Vereinbarung 
im Jahre 191 ſtatt, und 10 Streitfälle wurden durch gemeinſame Verſammlungen 
der Zentralinſtanzen in Mancheſter erledigt.“ ... „Außer den genannten Veranſtal⸗ 
tungen gibt es nur drei Einigungsämter in der Textilinduſteie, reſp. für die Färber 
in Bradford, Leiceſter und Huddersfield“ und ſo weiter. 

Über die Maſchineninduſtrie wird berichtet: „Das Einigungsweſen beruht 
in dieſen Gewerben weſentlich auf den Beſtimmungen, wie ſie im Friedensſchluſſe 
(Terms of Settlements), durch den der große Streik beendet wurde, feſtgeſetzt 
und die 1898 unterzeichnet und 1907 revidiert worden ſind. Darin iſt unter anderem 
die Erörterung von Beſchwerden durch Arbeitgeber und Arbeiter oder deren Ver- 
treter als erſte Inſtanz vorgeſehen. Führt dieſe nicht zur Übereinſtimmung, ſo 
ſoll die Beſchwerde einer Konferenz der Verbände der Arbeitgeber und Arbeiter 
des betreffenden Orts unterbreitet werden, und ſollte auch dies nicht zur Über⸗ 
einſtimmung führen, ſo kann die Frage vor eine Zentralkonferenz des Exekutions⸗ 
ausſchuſſes des Arbeitgeberverbands und der Zentralbehörde des Ge— 
werkvereins gebracht werden. Bevor dieſer Inſtanzenzug nicht erſchöpft iſt, iſt 
jeder Arbeitsſtillſtand unſtatthaft. Urſprünglich waren die Parteien der Verein⸗ 
barung einerſeits die Föderation der Maſchineninduſtriellen, andererſeits der Ge⸗ 
werkverein, der Vereinigten Maſchinenbauer (Amalgamated Society of Engineers), der 
der Dampfmaſchinenbauer und der der Vereinigten Maſchinenarbeiter und einige 
andere Gewerkvereine. Seit der Reviſion des Vertrags ſind die Gewerkvereine 
der Vereinigten Werkzeugmacher, der Schmiede und Hammerleute und der Ver⸗ 
fertiger wiſſenſchaftlicher Inſtrumente ihm beigetreten. Eine Vereinbarung, welche 
die Vermeidung von Streitigkeiten vorſieht, wurde zwiſchen der Föderation der 
Maſchineninduſtriellen und dem Gewerkverein der Elektriker im Jahre 1906, mit 
dem nationalen Gewerkverein der Meſſingarbeiter und Metallmechaniker 
im Jahre 1909 und den Vereinigten Meſſinggießern im Jahre 1911 abgeſchloſſen.“ 

Hierauf folgen Mitteilungen über die im Jahre ıgıı auf Grund dieſer Ver⸗ 
einbarungen erledigten Fragen. Dann heißt es weiter: „Abgeſehen von dieſen 
Veranſtaltungen beſtehen drei Einigungsämter zur Regelung der Arbeitsbedin⸗ 
gungen in verſchiedenen Zweigen der Maſchineninduſtrie, aber nur eines wurde 
1911 in Anſpruch genommen, das, welches für die Eiſengießerei im Diſtrikt von 
Lancaſhire beſteht. Dieſes Amt behandelte einen Anſpruch der Arbeiter auf Lohn⸗ 
erhöhung und gewährte ihnen eine Erhöhung des Zeitlohns um 1 Schilling 
per Woche und eine entſprechende Erhöhung der Stücklöhne für die 
Dauer von drei Jahren, angefangen vom März 1911.“ 

Über den Schiffbau wird berichtet: „Das Einigungsverfahrer in dieſen Ge⸗ 
werben beruht auf einer 1909 unterzeichneten Vereinbarung und einer Ergän⸗ 
zung derſelben vom Jahre 1910, welche zwiſchen der Föderation der Arbeit- 
geber im Schiffbau und verſchiedenen Gewerkvereinen, deren Mitglieder 
in den Schiffswerften beſchäftigt ſind, getroffen worden iſt.“ 

„Das grundlegende Prinzip der Vereinbarung iſt, daß kein Arbeitsſtillſtand 
ſtattfinden ſoll, bevor nicht der für die Einigung vorgeſehne Inſtanzenzug erſchöpft 
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ijt. Es iſt vorgeſehen, daß wenn eine allgemeine Anderung in den Löhnen in 
Frage ſteht, Konferenzen zur Diskuſſion der gemachten Vorſchläge ſtattfinden und 
daß keine Anderung in den Löhnen ſtattfinden kann, bevor nicht wenigſtens zwei 
Konferenzen abgehalten worden ſind. Bezüglich anderer Fragen, einſchließlich 
Lohnänderungen in einzelnen Diſtrikten, iſt vorgeſehen, daß verſchiedene 
lokale gemeinſame Zuſammenkünfte der Vertreter der Parteien ſtattfinden; Fälle, 
die da nicht erledigt werden, ſollen vor eine Zentralkonferenz der Exekutivaus⸗ 
ſchüſſe der beteiligten Verbände und ſchließlich vor eine große Konferenz der 
Vertreter der Föderation der Arbeitgeber und aller Gewerkvereine, welche 
die Vereinbarung unterzeichnet haben, gebracht werden. Es wurde geſtattet, daß 
lokale Vereinbarungen über Stücklohnarbeit und über Abgrenzung der Arbeit ſtatt⸗ 
finden, jedoch untergeordnet unter die vorgeführten Vereinbarungen: 

„. . Ubgefehen von dieſen Veranſtaltungen beſtehen eine Anzahl von Ab—⸗ 
grenzungsämtern zur Erledigung von Streitigkeiten zwiſchen den verſchiedenen 
in den Schiffswerften vertretenen Gewerben.“ 

Über die Zinnplatteninduſtrie heißt es: „Die Arbeitsbedingungen in der 
Zinnplatteninduſtrie von Süd⸗Wales werden durch ein Einigungs amt be= 
ſtimmt, in dem der Verband der Arbeitgeber und die ſechs Gewerkvereine 
vertreten ſind, denen die in den verſchiedenen Beſchäftigungen tätigen Arbeiter 
angehören.“ 

Damit iſt dargetan, daß es nur ein Fechtargument iſt, wenn Geheimrat 
von Rieppel techniſche Eigentümlichkeiten der „Großinduſtrien mit ſtark ſpe⸗ 
zialiſierten, arbeitsteiligen Maſchinen“ als Hindernis für den Abſchluß von 
Tarifverträgen anführt. Die vorſtehende Überſicht zeigt, daß in England 
die Tarifverträge in dieſen Induſtrien ebenſo zahlreich wie in anderen Ge- 
werben ſind. Und gerade das Arbeiten für die Ausfuhr muß dieſen In⸗ 
duſtrien es als beſonders wünſchenswert erſcheinen laſſen, durch Tarifver⸗ 
träge gegen plötzliche Arbeitsſtillſtände und gegen die Umwerfung aller Kal⸗ 
kulationen, auf Grund deren ihre Lieferungsverträge getätigt find, geſchützt 
zu ſein. Wenn es in Deutſchland anders liegt, ſo iſt die Urſache alſo nur, 
daß es in Deutſchland dieſe Induſtrien ſind, welche, „um Herr im Hauſe 
zu bleiben“, an den denkwürdigen Worten feſthalten, die Herr Bueck, der 
langjährige Generalſekretär des Zentralverbands deutſcher Induſtrieller, mir 
. 1890 in Frankfurt entgegengehalten hat: 

„Die deutſchen Arbeitgeber werden der Organiſation der Arbeiter, ſoweit ich 
unterrichtet bin, keinen Widerſtand entgegenſetzen; aber niemals werden ſie 
ſich bereit finden, mit Vertretern dieſer Organiſation oder anderen, 
außerhalb ſtehenden Leuten zu verhandeln auf dem Fuße der Gleich⸗ 
berechtigung, wie er hier verſtanden wird. Niemals werden ſie das tun 
— ſoweit „niemals“ überhaupt zu ſagen iſt, — wenn nicht ein Zwang auf ſie aus⸗ 
geübt wird, der von verſchiedenen Seiten ausgehen kann.“ 

Wenn unſere induſtriellen Magnaten ſich noch gegen Tarifverträge ſträuben, 
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fo liegt es alſo lediglich daran, daß diefer Zwang weder ſeitens der or— 
ganiſierten Arbeiter, noch ähnlich wie der in England durch das Geſetz vom 
29. März 1912 geübte oder, wie ihn der Bayeriſche Landtag durch ſeinen 
Beſchluß vom 11. Mai auszuüben beabſichtigte, ſeitens des Staats auf ſie 
ausgeübt worden iſt; ſobald dieſer Zwang einſetzen wird, wird ſich zeigen, 
daß in den „Großinduſtrien mit ſtark ſpezialiſierten arbeitsteiligen Maſchinen“ 
Tarifverträge in Deutſchland ebenſo möglich ſind wie in England. 

Nun wird aber Geheimrat von Rieppel geltend machen, daß es ſich bei 
Tarifverträgen in der engliſchen Mafchinen-, Schiffbau⸗ und Textilinduſtrie 
nicht um die Feſtſetzung von Mindeſtzeitlöhnen, ſondern Mindeſtſtück⸗ 
löhnen handle. Das iſt teilweiſe unrichtig, teilweiſe irreführend. Vor mir 
liegt die Veröffentlichung des britiſchen Handelsamts über die Zeitlöhne im 
Vereinigten Königreiche am 1. Januar 19121). Darin finden ſich für jede 
Art der im Maſchinenbau tätigen Arbeiter die Normal-Zeitlöhne und der 
Normalarbeitstag für jeden Ort des Landes angegeben, desgleichen für die 
Eiſengießer, die Keſſelſchmiede und die im Bau eiſerner und ſtählerner Schiffe 
beſchäftigten Arbeiter. Ein anderer vor mir liegender Bericht des Handels⸗ 
amts zeigt die Veränderungen, welche in den Lohnſätzen wie in der Zahl 
der Arbeitsſtunden im Jahre ıgıı eingetreten find2). Darin finden ſich auch 
vom Maſchinen- und Schiffbau ſowohl die in den Stücklohnſätzen als auch 
in den Zeitlohnſätzen im Jahre 1911 eingetretenen Anderungen verzeichnet, 
desgleichen die für die Textilinduſtrie. Es findet ſich daſelbſt auch ange⸗ 
geben, auf welche Weiſe dieſe Anderungen vor ſich gegangen ſind, ob ohne 
Streik auf Grund von Verfahren vor einem Einigungsamt, vor einem 
Schiedsgericht, durch andere Methode der Einigung (die Negotiation) oder nach 
einem Streik mit Hilfe der einen oder anderen dieſer Methoden. Danach 
haben im Jahre 1911 in den Metallgewerben, in der Maſchineninduſtrie 
und im Schiffbau 442 Anderungen, von denen 278953 Arbeiter berührt 
wurden, ſtattgefunden. Herabminderungen der Arbeitsdauer haben in dieſen 
Gewerben für 9144 Arbeiter ſtattgefunden. In der Textilinduſtrie fanden 
Lohnerhöhungen für 19351 und Herabminderungen der Arbeitszeit für 
426 Arbeiter ſtatt. Oben auf Seite 98 gebe ich die Methoden wieder, durch 
welche dieſe Veränderungen herbeigeführt wurden, und die Zahl der Ar⸗ 
beiter, die dadurch betroffen wurden. 

Wo die Zahlen eine fo deutliche Sprache ſprechen, braucht es kein wei- 
teres Wort zur Würdigung der Richtigkeit der „Feſtſtellungen“ des Geheim⸗ 
rats von Rieppel. Aber auch wo dieſe nicht geradezu unrichtig ſind, ſind 
1) Standard time rates of wages in the United Kingdom at 1° January 1912. London 1912. 
2) Report on Changes in rates of wages and hours of labour in the United Kingdom in 
1911, London 1912. 
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| Ohne Arbeitsſtillſtand | Nach Arbeitsſtillſtand 


Einigungs 
verfahren 
Durch 
Schieds⸗ 
ſpruch 
Durch 
Nego⸗ 
tiation 
Durch 
Einigungs 
verfahren 
Durch 
Nego⸗ 
tiation 


J. Lohn veränderungen in der 
Roheiſeninduſtrie 

Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie ... 36844 | — 
Maſchineninduſtrie u. Schiffbau — 38470 
Zinnplattenfabrikation 

Andere Metallinduſtrie 

Textilinduſtrie 


II. Anderungen i. d. Arbeitszeit 
in der Robheifeninduftrie.... 
Eifen= und Stahlinduftrie... 
Maſchineninduſtrie u Schiffbau 
Zinnplattenfabrikation 
Andere Metallinduſtrie 
Textilinduſtrie 
ſie irreführend. Es iſt nämlich ſelbſtverſtändlich, daß, wo in den genann⸗ 
ten oder in anderen Gewerben Stücklöhnung zur Anwendung kommt, die 
im Tarifvertrag feſtgeſetzten Lohnſätze nicht Mindeſtzeitlöhne, ſondern Min⸗ 
deſtſtücklöhne ſind. Das macht materiell aber keinen Unterſchied. Denn 
wie allbekannt, wird bei Normierung der Stücklohnſätze vom Mindeſtzeit⸗ 
lohn ausgegangen. Die Stücklohnſätze müſſen fo hoch fein, daß ein Ar— 
beiter, der fleißig iſt, dabei mindeſtens den Betrag des Mindeſtzeitlohns 
verdienen kann. In welchem Maße die engliſchen Arbeiter hierauf achten, 
zeigen die ſtrengen auf Akkordarbeit bezüglichen Beſtimmungen, wie ſie ge⸗ 
rade in der engliſchen Maſchineninduſtrie für die Arbeiter gelten. Ich will 
von ihnen (Rule XXXIX of the Amalgamated Society of Engineers), wie fie ſeit 
dem 1. Januar 1908 in Geltung find, wenigſtens die erſte hierher ſetzen: 
„Übernimmt ein Mitglied im Widerſpruch mit den folgenden Beſtimmungen 
Akkordarbeit oder Arbeit gegen Stücklohn bei irgendeiner Firma oder Fabrik, wo 
Stücklohnarbeit oder Akkordarbeit zurzeit nicht beſteht, ſo verfällt es, wenn die 
Tatſache dem Diſtriktausſchuß genügend erwieſen wird, bei der erſten Verfehlung 
in eine Strafe von 20 Schilling, bei der zweiten von 40 Schilling und wird bei 
der dritten aus der Geſellſchaft ausgeſchloſſen. Wohl aber darf gegen Stücklohn 
unter Beachtung der folgenden Beſtimmungen gearbeitet werden, vorausgeſetzt, 
daß die Firma, welche das Stücklohnſyſtem einführt, die volle Garan— 
tie übernimmt, daß der Mindeſtlohnſatz des Diſtrikts erreicht wird.“ 
Und in welchem Maße dieſer Geſichtspunkt in England allgemein anerkannt 
wird, zeigen die Verhandlungen beim Erlaß des Mindeſtlohngeſetzes für den 
Bergbau vom 29. März 1912. Die Motivierung war die, daß es im Bergbau 
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Urſachen gebe, vermöge deren der Arbeiter ohne jede Schuld nicht den Mindeſt⸗ 
lohn zu verdienen möge, und eben deshalb hat das Geſetz die Zahlung eines 
Mindeſtlohnes feſtgeſetzt. Ebenſo liegt bei der Feſtſetzung der Stücklohnſätze 
in ſämtlichen britiſchen Tarifverträgen die Annahme eines Mindeſtlohns zu⸗ 
grunde. Auch kann dies garnicht anders ſein. Und daß die Arbeitsbedingungen, 
ſowohl Mindeſtzeitlöhne und Mindeſtſtücklöhne als auch Dauer der Arbeitszeit, 
auch in der engliſchen Maſchineninduſtrie und im engliſchen Schiffbau durch 
Tarifämter feſtgeſetzt werden, zeigt die oben wiedergegebene Statiſtik, wonach 
allein im Jahre 1911 in dieſen Gewerben ohne Arbeitsſtillſtand für 
38 470 Arbeiter die Lohnſätze durch Einigungsverfahren, für 300 durch 
Schiedsſpruch, für 145 252 durch Negotiation, nach ſtattgefundenem Ar- 
beitsſtillſtand für 1350 durch Einigungsverfahren, für 24 112 durch Ne⸗ 
gotiation und die Arbeitszeit ohne vorangegangenen Arbeitsſtill⸗ 
ſtand für 3693 Arbeiter durch Negotiation nach ſtattgehabtem Arbeits- 
ſtillſtand für 1350 durch Einigungsverfahren und für 3369 durch Nego⸗ 
tiation herabgeſetzt worden ſind. Dasſelbe zeigen Seite 37 und 38 des ſchon 
von Dr. Prager angeführten Report on Strikes an Lockouts and on Conciliation 
and Arbitration Boards in the United Kingdom in 1911”. Nach der auf Seite 33 
derſelben wiedergegebenen Statiſtik find im Jahre 1911 von 29 Arbeitsſtreitig⸗ 
keiten in der Maſchineninduſtrie und im Schiffbau 28 von 7 Einigungsämtern 
erledigt worden. 

Aber eines iſt zuzugeben in dem, was Geheimrat von Rieppel ſagt: Vor 
dem Geſetze vom 20. Oktober 1909 ſind abgeſehen von den früheren Fällen, 
in denen kollektive Arbeitsverträge in der vom Grafſchaftsrichter Sir Rupert 
Kettle vorgeſehenen Weiſe abgeſchloſſen worden ſind, die kollektiven Arbeits⸗ 
verträge in England nicht rechtsverbindlich geweſen. Das macht aber tatſäch⸗ 
lich keinen Unterſchied für die Gewerbe, in denen, wie in der Maſchineninduſtrie, 
ſtarke Gewerkvereinsorganiſationen beſtehen; hier wird durch dieſe für die ſtrenge 
Innehaltung der Tarifverträge ebenſo wirkſam Sorge getragen, wie wenn ſie 
klagbar wären. Daher nichts verkehrter iſt, als wenn Geheimrat von Rieppel 
in ſeiner Rede vom 14. Dezember ſagt, der engliſche Arbeitgeber werde nicht 
gezwungen, den Arbeiter zu einem beſtimmten Lohne anzunehmen. Gewiß, 
nicht durch den Richter gezwungen. Aber die Macht der organiſierten Maſchinen⸗ 
bauer iſt ſo groß, daß die oben mitgeteilte Beſtimmung ihrer Statuten ebenſo 
wirkſam iſt, wie der Zwang durch Geſetz. Der Arbeitgeber, welche ihr ent⸗ 
gegen handeln wollte, würde ſich alsbald von allen Arbeitern verlaſſen ſehen. 
Und das iſt ſo allgemein anerkannt, daß die Regierungsſtatiſtik die von den 
verſchiedenen Gewerkvereinen für jeden Ort feſtgeſetzten Mindeſtzeitlöhne 
als die für jedes Gewerbe geltenden Zeitlöhne veröffentlicht; man vergleiche 
insbeſondere für die Maſchineninduſtrie, die Eiſengießerei, die Keſſelſchmiede, 
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die Schiffbauer, die elektriſche Induſtrie, — alles Induſtrien, für welche nach 
der Eingabe des Verbands Bayeriſcher Metallinduſtrieller Mindeſtzeitlöhne 
ausgeſchloſſen ſind — den ſchon angeführten Bericht „Standard Time rates of 
wages in the United Kingdom at 18. Jannary 1912.“ Anders allerdings in den 
Gewerben mit ſchwachen Gewerkvereinsorganiſationen, alſo namentlich bei 
den ungelernten Arbeitern. Hier finden ſich nicht ſelten Kontraktbrüche, aber 
nicht nur ſeitens der Arbeiter, ſondern ebenſo ſeitens der Arbeitgeber, wie dies 
(vgl. oben Seite 46) erſt wieder im vorigen Jahr von Sir Edward Clarke feſt⸗ 
geſtellt worden iſt. Daher denn nichts verkehrter iſt, als wenn Geheimrat von 
Rieppel einen Gegenſatz zwiſchen den deutſchen und den engliſchen Arbeitern 
zu konſtruieren ſucht, indem es allein die deutſchen Arbeiter ſeien, welche die 
tarifliche Feſtſetzung von Mindeſtlöhnen verlangten, an welche der Unternehmer 
rechtlich gebunden iſt. Vielmehr haben, wie dies mein vorſtehender Vortrag 
„Auf dem Wege zum geſetzlichen Lohnminimum“ zeigt, die engliſchen Arbeiter 
eine ſolche rechtliche Bindung der Unternehmer ſeit dem Aufhören der alten 
Lohnregelung durch die Behörden ununterbrochen erſtrebt; in Auſtralien und 
Kanada haben ſie ſie zuerſt durchgeſetzt; dann zum erſten Male auch in 
England im Heimarbeitsgeſetz von 1909 für vier Hausinduſtrien, ſodann im 
Coalmines (Minimum Mage) Act, 1912 für den Bergbau, das heißt für die 
größte unter allen britiſchen Großinduſtrien, und daß ſie auch für die übrigen 
begehrt wird, zeigt die Rede des Führers der Arbeiterpartei im engliſchen 
Unterhaus James Ramſay Macdonald, in der Verſammlung der British As- 
sociation fer the Advancement of Science im September 1912 in Dundee. Die 
Rechtsverbindlichkeit der Tarifverträge wird alſo von den engliſchen genau ſo 
wie von den deutſchen Arbeitern verlangt. 

Endlich iſt auch das, was Geheimrat von Rieppel über die kürzere Dauer 
der engliſchen Tarifverträge jagt, falſch. Der oben Seite 95 ſchon angeführte 
Entſcheid des Einigungsamts für die Eiſengießerei im Diſtrikte von Lancaſhire 
erhöht die Zeitlöhne um 1 Schilling per Woche und in entſprechendem Maße 
die Stücklohnſätze für die Dauer von drei Jahren ab März 1911. Das 
iſt nur ein Beiſpiel. Gewiß gibt es in England auch Tarifverträge von kür⸗ 
zerer Dauer. Aber die gibt es auch in Deutſchland. Im übrigen iſt es ſehr 
fraglich, ob die kürzere Dauer gerade für die Arbeitgeber von Vorteil iſt; viele 
von ihnen ſehen mit Schrecken den Ablauf beſtehender Tarifverträge heran⸗ 
nahen. Jedenfalls aber iſt die Dauer des Tarifvertrags etwas Nebenſächliches 
im Vergleich zu der Tatſache, auf die es ankommt, daß die Arbeitsbedingungen 
in England auch in den „Großinduſtrien mit ſtark ſpezialiſierten, arbeitsteiligen 
Maſchinen“ durch Vereinbarungen zwiſchen den Arbeitgebern und den organi- 
ſierten Arbeitern abgeſchloſſen werden, während die deutſchen Arbeitgeber der 
betreffenden Induſtrien ſich dagegen noch ſträuben. 
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Alſo nicht einmal indem man den Irrtum erweckt, es handle ſich bei Feſt⸗ 
ſetzung der Stücklohnſätze in den Gewerben mit vorherrſchender Stücklöhnung 
um etwas anderes als die Feſtſetzung von Mindeſtlöhnen, wie fie in den Ge- 
werben mit vorherrſchendem Zeitlohnſyſtem ſtattfindet, und nicht einmal indem 
man auf relativ Nebenſächliches, wie die verſchiedene Dauer der Tarifverträge 
und Anerkennung oder Nichtanerkennung der Rechtsverbindlichkeit der Tarif⸗ 
verträge das Augenmerk ablenkt, kann man mit Geheimrat von Rieppel zur 
Feſtſtellung gelangen, daß die engliſchen Tarifverträge einen ganz anderen 
Inhalt haben und überhaupt „etwas ganz anderes“ find als die deutſchen, und 
daß die Profeſſoren dies nur bisher verſchwiegen haben. Das Bemerkenswerte 
an der Sache iſt aber, daß Herr von Rieppel, während er ſelbſt Schritt 
für Schritt das Beweisthema um eine Nuance verſchoben hat, 
es gleichzeitig fertig bringt, Herrn Dr. Prager unter der Erklärung, daß er 
damit am „Schluſſe feiner Auseinanderſetzungen“ mit dieſem ſei, vor der 
Offentlichkeit den Vorwurf zu machen, dieſer habe die Sache, darauf hinaus- 
geſpielt“, daß der Kernpunkt in der Anerkennung der kollektiven Vereinbarung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen von Organiſation zu Organiſation 
liege. Dabei deckt ſich dieſe von Dr. Prager von allem Anfang an aufgeſtellte 
Behauptung vollſtändig mit der eigenen Auffaſſung des Geheimrats von 
Rieppel vom Weſen des Tarifvertrags. Hat dieſer doch noch im Januar 1909 
in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des Bayeriſchen Metallinduſtriellen-Ver⸗ 
bandes zur Befürwortung eines „Schlichtungsweſens ohne Tarifverträge“ 
in der ſchon öfters erwähnten Eingabe an die bayeriſchen Staatsbehörden 
ſelbſt auseinandergeſetzt, daß der Verband den Begriff des Tarifvertrags 
in jenem engeren Sinne faßt, in welchem darunter die Feſtlegung der 
Löhne in Form von Tarifen verſtanden wird und daß ſie den Begriff 
ſtets in dieſem Sinne verwendet hätten, „wenn fie fic) gegen die Tarifver- 
träge ausgeſprochen hätten“! 


Aber die „Feſtſtellungen“ des Geheimrats von Rieppel ſind mit ſeinen im 


vorſtehenden ſoeben teils als falſch, teils als irreführend nachgewieſenen Behaup⸗ 
tungen über die engliſchen Tarifverträge noch nicht zu Ende. Er hat in der 
„München⸗Augsburger Abendzeitung“ vom 11. Januar 1913 auch feſtgeſtellt, 
daß es ein „Irrtum“ iſt, zu glauben, die deutſchen Arbeiter wären mit den 
„engliſchen Bedingungen“ zufrieden, ſofern man ihnen nur die kollektive Ver⸗ 
einbarung der Lohn- und Arbeitsbedingungen von Organiſation zu Organi- 
ſation zugeſtehen wolle. Und um dies zu beweiſen, zieht er ein recht ausge⸗ 
fallenes Beiſpiel herbei. Ich kann nicht umhin, bei dieſem Punkt etwas zu 
verweilen, denn er iſt beſonders lehrreich für die Art der Polemik meiner Geg- 
ner und kann daher allen Freunden „exakter Wirtſchaftsforſchung“ zu ein⸗ 
gehendem Studium empfohlen werden. 


102 


Schon beim Lefen der Eingangsworte: „Im Jahre 1905 hat der Verband 
Bayeriſcher Metallinduſtrieller ſich die denkbarſte Mühe gegeben, zu ſolchen 
Vereinbarungen mit ſeinen Arbeitern zu kommen“, muß jeder ſtutzig werden, 
der ſich noch des Inhalts der Tagespreſſe jener Zeit erinnert. Denn faſt 
das ganze Jahr 1905 war von einem Anſturm des Verbandes Bayeriſcher 
Metallinduſtrieller gegen das Prinzip des kollektiven Arbeitsvertrags erfüllt. 
Unter dem 2. März 1905 hatte die bayeriſche Staatsregierung den Gewerbe— 
inſpektoren die Förderung des Tarifvertrages als des geeignetſten Mittels, das 
gute Einvernehmen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern herbeizuführen“, be⸗ 
ſonders ans Herz gelegt. Geheimrat von Rieppel ſtand damals wie heute an 
der Spitze des Verbandes Bayeriſcher Metallinduſtrieller. Kaum war der 
Regierungserlaß ergangen, ſo entfaltete ſein Verband die lebhafteſte Agitation 
gegen denſelben. Auch erzielte er den Erfolg, daß die bayeriſche Staats⸗ 
regierung kurze Zeit, nachdem ihr Tariferlaß veröffentlicht war, demſelben eine 
einſchränkende Ergänzung nachſchickte, der ſeine Wirkung zum guten Teil wieder 
aufhob. Damals wie heute ſtellte man in den Vordergrund, die Arbeiter gingen 
darauf aus, die Akkordarbeit abzuſchaffen und Mindeſtzeitlöhne 
ohne Garantie einer Mindeſtleiſtung feſtzulegen. Dabei hat der 
Deutſche Metallarbeiter-Verband in einem „An die Herren Arbeitgeber der 
Eiſen, Stahl und Metall verarbeitenden Betriebe Deutſchlands“ im Sommer 


1904 gerichteten Schreiben, in welchem der Abſchluß eines Tarifvertrages für 
das ganze Gewerbe angeregt wurde, u. a. wörtlich ausgeführt: 


„Wenn auch eine gleichmäßige Bezahlung der Arbeiter eines Gewerbes bei der 
Verſchiedenartigkeit der zur Verwendung gelangenden techniſchen Hilfsmittel un⸗ 
möglich iſt, ſo ſchließt dies die Beſeitigung verſchiedener dem heutigen Lohnſyſtem 
anhaftenden Mängel nicht aus. Als ein Mangel am heutigen Lohnſyſtem muß 
es aber betrachtet werden, daß ſelbſt der tüchtige Arbeiter und auch der Arbeiter durch- 
ſchnittlicher Leiſtungsfähigkeit und Verläßlichkeit heute bei Annahme einer Stellung 
der Ungewißheit darüber ausgeſetzt iſt, ob er ſoviel an Lohn erhalten wird, wie ihm 
nach ſeiner Leiſtungsfähigkeit mit Recht zuſteht. Dieſer Mangel iſt um ſo mehr zu be⸗ 
klagen, weil er ſowohl den Arbeiter in ſeiner Arbeitsfreudigkeit zu beeinträchtigen 
geeignet iſt, als auch die Gefahr in ſich birgt, die Schundkonkurrenz zu begünſtigen, 
und das unſaubere Treiben derſelben zu fördern. Die Sicherſtellung der Bezah⸗ 
lung der Arbeitskraft nach ihrem reellen Wert iſt daher ein Gebot der Gered)- 
tigkeit und liegt ſowohl im Intereſſe der Arbeiter als auch der Arbeitgeber, ſofern 
ſie unter Berückſichtigung etwa vorhandener beſonderer Verhältniſſe ſtattfindet. 

Zuſammenhängend mit dieſer Materie bedarf auch die Akkordarbeit der 
Regelung, weil ja auch ſie nur ein Entlohnungſyſtem darſtellt. 

Die Akkordarbeit gilt allgemein als eine höhere Form der Ure 
beit, einesteils weil ſie die Produktivität derſelben erhöht, andernteils, weil ſie 
es in die Hand des Arbeiters legt, eine ſeiner Leiſtungsfähigkeit entſprechende 
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Bezahlung feiner Arbeitskraft zu erreichen. Letzteres trifft aber nur dann zu, wenn 
die Akkordarbeit das iſt, was ſie eigentlich ſein ſoll. Zum Weſen der Akkord— 
arbeit gehört: 

1. Vereinbarung des Akkordpreiſes vor Beginn der Arbeit nach der durch- 
ſchnittlichen Leiſtungsfähigkeit; 

2. Auszahlung des ausbedungenen Akkordpreiſes für ordnungsgemäß hergeſtellte 
Arbeit. 

Dieſe Grundſätze werden heute faſt nirgends beachtet. In einer großen Anzahl 
von Betrieben wird dem Arbeiter nicht einmal der Akkordpreis bei Beginn der 
Arbeit mitgeteilt. Von einer Vereinbarung der Akkordpreiſe nach der durchſchnitt⸗ 
lichen Leiſtungsfähigkeit iſt gar nie die Rede. Abzüge nach Fertigſtellung der Arbeit 
gehören nicht zu den Seltenheiten, kurzum die Unſicherheit der Akkordarbeiter 
in bezug auf ihren Verdienſt iſt eine ganz ungeheure. Wenn ein Entlohnungsſyſtem 
ſich mit Recht die Unzufriedenheit großer Kreiſe zugezogen hat, wenn dieſe Un= 
zufriedenheit ſich im Laufe der Zeit immer mehr geſteigert hat, ſo iſt das nicht 
der Akkordarbeit an ſich, ſondern dieſen ihr häufig anhaftenden 
Nebenerſcheinungen, die ſich im Laufe der Zeit herausgebildet 
haben, zuzuſchreiben.“ 


Im Sommer 1905 iſt es dann im Anſchluß an lokale Lohnbewegungen, 
die an einen im Oktober 1904 zwiſchen der Maſchinenfabrik von Maffei und 
den in dieſen beſchäftigten Tender- und Rahmenbauern abgeſchloſſenen Tarif 
anknüpften, zu einem großen Kampf in der bayeriſchen Metallinduſtrie ge- 
kommen. Der Metallinduftriellenverband des Geheimrats 
von Rieppel lehnte während der ganzen Dauer dieſes Lohn- 
kampfes nicht nur den Abſchluß eines Tarifvertrages auf das 
Entſchiedenſte ab, ſondern wollte auch von der Einrichtung 
ſtändiger Schlichtungskommiſſionen, wie ſie von den Arbei— 
tern in Vorſchlag gebracht worden waren, nichts wiſſen. Die 
ihm angebotene Vermittlung, ſowohl die des Gewerberichters Dr. Prenner, 
als auch die des Miniſterialrats von Rauck wurde zurückgewieſen. Mitte Juni 
kam es zu einer Generalausſperrung, die ſich auf 43 Fabriken mit 22000 
Arbeitern erſtreckte und zur Vorlegung eines Reverſes an die ſtreikenden und 
ausgeſperrten Arbeiter mit folgendem Inhalt führte: 


„Ich Unterzeichneter erkläre hiermit, daß ich nicht Mitglied einer Arbeiteror= 
ganiſation bin und das Vorgehen der ſogenannten Arbeiterführer auf das ſchärfſte 
verurteile, weil beide nur Unfrieden zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
ſäen und gleich ſchädliche Folgen für Induſtrie und Arbeiterſchaft hervorrufen. 
Ich erkläre, daß ich weder ſtreikende noch ausgeſperrte Arbeiter mit Beiträgen 
unterſtützen werde und genehmige ausdrücklich die Veröffentlichung dieſer meiner 
Erklärung und Unterſchrift.“ 


Vor ungefähr 60 Jahren hat man auch in England den Arbeitern nach 
7a 
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Niederlagen im Arbeitskampf ſolche Reverſe vorgelegt ). Dort find fie 
längſt außer Gebrauch gekommen, nicht nur, weil ſie wirkungslos, ſondern 
eines der Mittel waren, das die größte Erbitterung unter den von dieſem 
ſozialen Friedensmittel betroffenen Arbeitern erzeugte. Auch in Bayern iſt 
dieſe Kampfmaßregel ziemlich wirkungslos geblieben und bald, nachdem man 
dies erkannt, wieder aufgegeben worden. Nach Beendigung des Lohn— 
kampfes erſchien aus der Feder des Syndikus des Verbands Bayeriſcher 
Metallinduſtrieller, Dr. Martin Offenbacher, eine aktenmäßige Darſtellung 
des Verlaufs, über deren Tendenz folgende Kapitelüberſchriften am beſten 
orientieren: „Schädlichkeit der Tarifverträge in Induſtrien, die 
für den Weltmarkt arbeiten“; „Verderbliche Wirkung der Tarif— 
verträge in England, Amerika und Auſtralien“. 

Das Vorſtehende zeigt zur Genüge, daß der von Geheimrat von Rieppel 
angeführte Vorgang, der „beweiſen“ ſoll, daß die deutſchen Arbeiter mit 
den „engliſchen Bedingungen“ nicht zufrieden ſind, auch wenn ihnen das 
Prinzip der Vereinbarung der Lohn- und Arbeitsbedingungen von Organi⸗ 
ſation zu Organiſation zugeſtanden wird, ſich unmöglich im Jahre „1905“ 
und in der Weiſe, wie er es ſchildert, zugetragen haben kann. 

In Wirklichkeit handelt es ſich um folgendes: Im Auguſt 1907 ver⸗ 
öffentlichte der Bayeriſche Metallinduſtriellen-Verband einen von ihm aus⸗ 
gearbeiteten Entwurf einer ſogenannten „Schlichtungsordnung“ in der 
„Münchner Allgemeinen Zeitung“. Über dieſen Entwurf wurde nach voraus⸗ 
gegangenen ſchriftlichen Erörterungen des Verbands mit den beteiligten 
Arbeiterverbänden in einer gemeinſamen Sitzung von Vertretern der Arbeit- 
geber und Arbeiter am 18. März und 26. Mai 1908 mündlich verhandelt. 
Hierbei waren die 31181 bayeriſchen Mitglieder des deutſchen Metallarbeiter- 
verbandes, welchen Geheimrat von Rieppel „maßloſen politiſchen Macht⸗ 
hunger“ vorwirft, nicht anders, wie der Hirſch-Dunckerſche Gewerkverein 
der Maſchinenbauer und Metallarbeiter mit ſeinen etwa 1400 bayeriſchen 
Mitgliedern, lediglich mit einem einzigen Delegierten zugelaſſen worden. 
Nichtsdeſtoweniger hatten ſie ſich im Intereſſe der Sache an den Beratungen 
beteiligt. Die Beratungen ſcheiterten, wie Geheimrat von Rieppel ganz richtig 
anführt, vor allem daran, daß die Arbeitgeber ſtatutariſch für ſich den 
ſtändigen Vorſitz in ſämtlichen gemiſchten Kommiſſionen beanſpruchten. Der 


§ ı des Entwurfs lautete nämlich: 
„1. Die Schlichtungsorganiſation umfaßt drei Inſtanzen, 1. die Werkkommiſſion, 
2. die Orts- (Bezirks) Kommiſſion, 3. die Hauptkommiſſion. 


2) Vgl. Report of the commissioners appointed to inquire into the organization and rules 
of Trades Unions and other associations: together with minutes of evidence. London 1867. 
Quaestio 87, 499 — 502, 690, 8648—9, 9158—6}3, 11161. 
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2. In jeder der drei Kommiſſionen find Arbeitgeber und Arbeiter durch Aus⸗ 
ſchüſſe nach Maßgabe dieſer Satzungen vertreten. 

3. Den Vorſitz führt in der Werkkommiſſion die Werkleitung, in der Orts-Kom⸗ 
miſſion der Vorſitzende des Ortsausſchuſſes der Arbeitgeber, in der Hauptkom⸗ 
miſſion der Vorſitzende des Hauptausſchuſſes der Arbeitgeber.“ 


Das wurde mit dem „natürlichen Unterordnungsverhältnis des Arbeiters 
unter den Arbeitgeber“ begründet. Daß dieſes Projekt und ſeine Begründung 
„engliſchen Bedingungen“ entſprochen haben ſoll, iſt handgreiflich ebenſo un⸗ 
richtig, wie die fernere Behauptung des Geheimrats von Rieppel, daß nur 
der „politiſche Machthunger“ der freien Gewerkſchaften ſeine Verwirklichung 
verhindert habe. Ich habe oben ſchon dargelegt, wie die heutige Rechts⸗ und 
Wirtſchaftsordnung und vor allem die heutigen Arbeitgeber ſelbſt das Arbeits⸗ 
verhältnis als das eines Verkäufers und Käufers behandeln. In dem Verhält⸗ 
nis von Verkäufer und Käufer gibt es keine natürliche Über- und Unter⸗ 
ordnung. Und ſo ſteht, wie jeder andere Verkäufer dem Käufer, ſo auch der 
Arbeiter beim Abſchluß des Arbeitsvertrags dem Arbeitgeber als gleichbe⸗ 
rechtigter Kontrahent gegenüber. Dementſprechend ſagt der § ros der deut⸗ 
ſchen Gewerbeordnung: „Die Feſtſetzung der Verhältniſſe zwiſchen den ſelb⸗ 
ſtändigen Gewerbetreibenden und den gewerblichen Arbeitern iſt, vorbehaltlich 
der durch Reichsgeſetz begründeten Beſchränkungen, Gegenſtand freier 
Übereinkunft“, und der gegenwärtige Deutſche Kaiſer hat in ſeinem be⸗ 
rühmten Erlaſſe vom 4. Februar 1890 die Wahrung des „Anſpruchs“ der 
Arbeiter „auf geſetzliche Gleichberechtigung“ ausdrücklich als eine der 
Aufgaben der Staatsgewalt bezeichnet. In England iſt aber der Arbeiter 
ganz beſonders empfindlich dafür, daß dieſe ſeine Gleichberechtigung auch 
äußerlich zur Anerkennung gelange. Das hat dazu geführt, daß die engliſche 
Geſetzgebung der veränderten Rechtslage von Arbeitgeber und Arbeiter ſogar 
in den Titeln der das Arbeitsverhältnis betreffenden Geſetze Rechnung trägt; 
an die Stelle der früheren “Masters and Servants Act’s” find die “Employers and 
Workmen Act’s” getreten. Und Mundella und Kettle haben ihre Einigungs⸗ 
ämter und Schiedsgerichte von Anfang an auf einer jede „natürliche Unter⸗ 
ordnung“ der Arbeiter beim Abſchluß des Arbeitsvertrags und bei Schlichtung 
von Arbeitsſtreitigkeiten ausſchließenden Gleichberechtigung aufgebaut. In 
den nach dem Mundellaſchen Muſter geordneten Einigungsämtern wählen 
Arbeitgeber und Arbeiter je gleichviel Vertreter und dieſe einen Präſidenten 
und Vizepräſidenten. Der erſtere iſt regelmäßig ein Arbeitgeber !), der letztere 


) Ganz charakteriſtiſch ſagte Mundella ſchon in ſeinem am 5. Februar 1868 ge⸗ 
haltenen Vortrag „Arbitration as a means of preventing strikes, Bradford 1868, S. 11: 
„Ich erachte es nicht als wünſchenswert, daß eine Partei auch nur die geringite 
Überordnung üder die andere habe und die Arbeitgeber beabſichtigen auf der Jahres⸗ 
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ein Arbeiter, aber beide wechſeln im Vorſitz, wie dies beim Präſidium unferer 
geſetzgebenden Verſammlungen der Fall ijt. Bei den auf Grundlage des 
Kettleſchen Syſtems aufgebauten Schiedsgerichten wählen Arbeitgeber und 
Arbeiter je gleichviel Vertreter und dieſe einen nicht zum Gewerbe gehörigen 
Unparteiiſchen. Auch hier alſo ſtrenge Wahrung der Gleichberechtigung, und 
mit gleicher Eiferſucht iſt in den Schlichtungskommiſſionen, welche die aus 
verſchiedener Auslegung und Anwendung abgeſchloſſener Tarifverträge ent⸗ 
ſtandenen Streitigkeiten zu erledigen haben, die Gleichberechtigung ſorgſamſt 
gewahrt. Den Gedanken einer „natürlichen Unterordnung“ der Arbeiter 
würden die engliſchen Arbeiter, wenn ſeine Durchführung verſucht würde, mit 
Arbeitseinſtellung beantworten. 

In Wahrheit ijt es denn auch nicht der Vertreter des Deutſchen Metall- 
arbeiter⸗Verbandes, ſondern die Vertreter des Verbands Bayeriſcher Metall⸗ 
induſtrieller geweſen, welche mit den dargelegten „engliſchen Bedingungen“ 
nicht zufrieden waren. Vielmehr war es gerade der Vertreter des Bayeriſchen 
Metallarbeiterverbandes der — und zwar in vollſter Übereinſtimmung mit 
dem Vertreter des Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereins — dieſe „englifchen Be⸗ 
dingungen“ — allerdings vergeblich — verlangte. 

Folgendes war nämlich nach der Darſtellung des Deutſchen Metallarbeiter⸗ 
verbandes der Gang der Verhandlungen: 


„sı. Zu Abſatz 3 war vom Vertreter des Deutſchen Metallarbeiterverbandes 
folgendes beantragt worden: 

„Die Ausſchüſſe der Arbeitgeber und Arbeitnehmer wählen getrennt je einen Ob— 
mann, die mit gleichen Rechten abwechſelnd in den gemeinſchaftlichen Sitzungen 
der Orts- und Hauptkommiſſionen den Vorſitz führen.“ 

Der Vertreter des Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereins ſchloß fic) dem im wefent= 
lichen an und verlangte auch für die Sitzungen der Werkausſchüſſe die Einräu⸗ 
mung eines Mitvorſitzenden. Dagegen wollte der Vertreter des chriſtlichen Ver- 
bandes einen unparteiiſchen Vorſitzenden. Die Unternehmer lehnten alle 
dieſe Vorſchläge als unannehmbar ab. Sie führten aus, „daß die Arbeiter 
in einem Unterordnungsverhältnis zum Arbeitgeber ſtehen“. Dieſes Verhältnis 
und die dadurch geſchaffene Diſziplin würde durch die gewünſchte Ordnung des 
Vorſitzes, bei welchem der Arbeitgeber unter dem Vorſitz feines Ar⸗ 
beiters beraten würde, notwendigerweiſe untergraben werden.“ 


Dieſer Auffaſſung wurde ſeitens des Vertreters des Deutſchen Metallar⸗ 
beiter⸗Verbandes und auch von den anderen Arbeitervertretern widerſprochen, 
jedoch für die gemeinſchaftlichen Sitzungen der Werkausſchüſſe anerkannt, 
daß in dieſem Falle nach Gebrauch und Herkommen dem Unter— 


verſammlung des Einigungsamts die Beſeitigung dieſes Privilegs des Vorſitzes 
zu beantragen.“ 
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nehmer der Vorſitz zufalle. Eine Anderung der Auffaſſung der Unter- 
nehmer war indeſſen nicht zu erzielen. 

Die zweite Haupturſache des Scheiterns der damaligen Verhandlungen war, 
wie Geheimrat von Rieppel richtig anführt, das Verlangen der Arbeitgeber, 
daß auch die „gelben“ Gewerkvereine Sitz und Stimme in den gemiſchten 
Kommiſſionen haben ſollten. Im Anſchluß an die Ausſperrung in der 
Bayeriſchen Metallinduſtrie im Jahre 1905 und nach dem Muſter des „Vereins 
vom Werke Augsburg“, der Herrn Geheimrat von Rieppel geleiteten Augsburg⸗ 
Nürnberger Maſchinenfabrik, hat man nämlich, wie in Frankreich, ſo auch 
bei uns „gelbe“ Gewerkvereine, neuerdings „wirtſchaftsfriedliche Arbeiterver⸗ 
eine“ genannt, ins Leben gerufen. Auch dieſes Verlangen der Arbeitgeber war 
keine „engliſche Bedingung“. Die Bemerkung des Geheimrats von Rieppel, 
daß in England „alle Arbeiterorganiſationen, ſoweit ſie über entſprechende 
Mitgliederzahl verfügen, zugelaſſen ſeien“, iſt völlig irreführend. Bei der 
Wahl der Arbeitervertreter in die Einigungsämter und Schiedsgerichte geht 
man in England in der Weiſe vor, daß man ſie entweder in einer allgemeinen 
Arbeiterverſammlung wählen läßt, wobei dann ſelbſtverſtändlich, wie allent⸗ 
halben, wo es Organiſierte gibt, die Organiſierten die ausſchließliche Vertretung 
erlangen. Oder aber man erkennt ſchlechtweg die von den Gewerkvereinen 
Delegierten als die Vertreter der betreffenden Arbeiterſchaft an. Das beruht 
auf der weiſen Erkenntnis, daß ein Friedensſchluß in einer Arbeitsſtreitigkeit 
nur dann auf Anerkennung und Beachtung ſeitens der Arbeiter rechnen kann, 
wenn er von den wirklichen Vertrauensmännern der Arbeiter abgeſchloſſen iſt. 
Es gibt aber in England bekanntlich nicht die Zerſplitterung der Arbeiter- 
gewerkſchaften in mehrere Richtungen, welche bei uns durch Einwirkung 
politiſcher Momente herbeigeführt worden iſt, ſondern wie bei uns die Arbeit⸗ 
geberverbände, ſo ſind dort die Arbeiter ſtatt nach politiſchen Richtungen nach 
Geſichtspunkten der Intereſſengemeinſchaft differenziert. Sodann kennt man 
in England das Inſtitut der „gelben Werkvereine“ nicht. Vor ſechzig Jahren 
hat es auch dort Verſuche gegeben, die Gewerkvereine durch, wirtſchaftsfried⸗ 
liche Arbeitervereine“ zu bekämpfen; aber heute wollen, wie dies auch durch 
die von Dr. Tänzler ſoeben veröffentlichte Skizze „Engliſche Arbeitsverhält⸗ 
niſſe“, S. 27, bezeugt wird, ſelbſt die ſozialpolitiſchen Reaktionäre 
in England davon nichts mehr wiſſen. Überflüſſig zu ſagen, daß 
ein engliſcher Trade-Unioniſt, falls es Gelbe in England überhaupt gäbe, 
dieſe ebenſowenig als Vertreter reiner Arbeiterintereſſen gelten laſſen würde, 
wie dies die gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiterſchaft in Deutſchland — und 
zwar ohne jede Ausnahme — zu tun geneigt iſt. Weigern ſich doch bekannt⸗ 
lich in England die Gewerkvereinler nicht ſelten mit Arbeitern, die ihrem Ver⸗ 
ein nicht angehören, überhaupt zuſammenzuarbeiten! Und auch das iſt nicht 
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richtig, daß in den Verhandlungen von 1907 nur der Vertreter der freien Ge⸗ 
werkſchaften aus „Machthunger“ den Ausſchluß der „Gelben“ von den Schlich⸗ 
tungskommiſſionen verlangte. Dasſelbe tat nach der mir vorliegenden Dar- 
ſtellung des Deutſchen Metallarbeiterverbandes der Vertreter deschriſtlichen 
Metallarbeiterverbands ) und zwar beide mit folgender Motivierung: 

„Von den „Gelben“ würden Forderungen nicht aufgeſtellt werden, dieſe be= 
ſchränkten ſich ausſchließlich auf die Pflege der Wohlfahrtseinrichtungen. Die gelben 
Vereine verfolgten keinerlei gewerkſchaftliche Ziele, Differenzen würden durch ſie nicht 
entſtehen. Es handle ſich alſo bei ihnen gar nicht um gewerkſchaftliche Organiſa⸗ 
tionen. Sie könnten demgemäß bei der Schaffung von Schlichtungskommiſſionen 
auch gar nicht in Betracht kommen. Zudem finde die Intereſſenvertretung der in den 
gelben Vereinen organiſierten Arbeiter ſchon durch die Herren Unternehmer ſelbſt 
ſtatt. Bei Anerkennung der gelben Vereine würden letztere alſo eine doppelte Ver⸗ 
tretung in dieſen Kommiſſionen erhalten.“ 

Während die Verhandlungen über dieſe „Schlichtungsordnung“ noch 
ſchwebten, richtete der Verband der Bayeriſchen Metallinduſtriellen gegen eine 
auf ſtaatliche Förderung des Tarifvertrags gerichtete Reſolution des 
Bayeriſchen Landtags vom 11. Mai 19082) die hier ſchon öfters erwähnte 


) Daß man im Zentrumslager die „gelben Gewerkſchaften“ nicht anders als im 
Lager der freien Gewerkſchaften beurteilt, zeigt folgende Korreſpondenz, welche 
die „Augsburger Poſtzeitung“ unter der Spitzmarke „Die gelben Gewerkſchaften 
und ihre Geldgeber“ in ihrer Nummer 172 vom 1. Auguſt 1912 gebracht hat: „Man 
ſchreibt uns aus der Pfalz: Es ijt eine ſchon lange bekannte Tatſache, daß die 
gelben Gewerkſchaften nur beſtehen können, weil ſie finanziell unterhalten werden 
durch die Beiträge der Arbeitgeber. Das gleiche iſt auch der Fall bei der gelben 
Gewerkſchaft: der Arbeiterverein der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik. Am 
28. Juli hat derſelbe eine außerordentliche Generalverſammlung in Ludwigshafen 
abgehalten. Die dabei vorgelegte Jahresrechnung enthält folgende Angaben: Die 
Beiträge der Fabrik betragen für 3894 Mitglieder 87444 Mark, die ordentlichen 
Mitglieder leiſteten 3875 Mark, und die außerordentlichen 5108 Mark. Mit den 
Zinſen von 1509 Mark betrugen die Geſamteinnahmen 97936 Mark. Die Beiträge 
der ordentlichen Mitglieder ſtehen alſo in gar keinem Verhältnis zu den Beiträgen, 
welche die Fabrik, die Arbeitgeberin, für dieſe Arbeiterorganiſation leiſtet ... 
Man ſieht die Badiſche Anilin- und Sodafabrik bemüht ſich, nach berühmten 
Muſter, ihre Leute bei der Stange zu halten. Sie weiß, warum dieſe ge— 
waltigen Summen in dieſer Form verwendet wer den.“ 

2) Der Bayeriſche Landtag hatte in feiner 129. Sitzung am 11. Mai 1898 den Be⸗ 
ſchluß gefaßt: „Die Regierung zu erſuchen, bei Vergebung von Arbeiten auf Rechnung 
des Staates, zumal ſolchen, die auf dem Submiſſionswege vergeben werden, bei 
Gleichheit der übrigen Bedingungen, ſolche Unternehmer in erſter Linie zu berück— 
ſichtigen, die nachweiſen, daß ſie die Lohn- und Arbeitsbedingungen 
mit ihren Arbeitern durch gegenſeitig anerkannten Vertrag geregelt 
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Eingabe an die Kgl. Bayer. Miniſterien ſowie an die Mitglieder der Bayerischen 
Abgeordnetenkammer. Sie ijt von Herrn Geheimrat von Rieppel unterzeichnet. 
Nur der Zeitlohntarif wird darin für unannehmbar erklärt; dagegen heißt es: 

„Der Stücklohntarif erſcheint uns mit den Intereſſen der Induſtrie vereinbar, 
wenn für eine gewiſſe Beweglichkeit geſorgt iſt, welche es geſtattet, die durchſchnitt⸗ 
liche Lohnhöhe in Einklang mit der allgemeinen Geſchäftslage und den Fortſchritten 
der Technik zu bringen, und wenn die Ausarbeitung vollſtändiger Stückliſten prak⸗ 
tiſch durchführbar iſt.“ 

Das iſt weit weniger tariffeindlich als die Rede, die Geheimrat von Rieppel 
am 14. Dezember 1912 gehalten hat und als ſeine oben wiedergegebenen Zu⸗ 
ſchriften an die „München-Augsburger Abendzeitung“. Auf Grundlage dieſer 
Erklärung wäre eine Verſtändigung möglich. Denn daß auch bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Mindeſtſtücklohntarife von einem vorausgeſetzten Mindeſtzeitlohn 
ausgegangen wird, habe ich oben ausreichend dargetan, während andererſeits 
jedermann bereitwilligſt zugeſteht, daß dem Arbeitgeber für die Garantie 
eines Mindeſtzeitlohns auch eine Mindeſtleiſtung geſichert werden muß, und 
die auſtraliſchen und engliſchen Geſetze, welche ein Lohnminimum ſtatuieren, 
ſolche Garantien ausdrücklich vorſehen. Aber man hat nichts davon gehört, 
daß der Verband Bayeriſcher Metallinduſtrieller ſeit Januar 1909 einen 
Schritt getan hat, um die Einführung von Stücklohntarifen zu fördern. Viel⸗ 
mehr hat er in derſelben Eingabe ein „Schlichtungsweſen ohne Tarifvertrag“ 
als Erſatz angeprieſen. Was ſoll denn aber „eine Schlichtungsordnung“ ohne 
vorausgegangenen Tarif? Sie wäre wie Lichtenſteins Meſſer ohne Klinge, an 
dem der Stiel fehlt. Denn was geſchlichtet werden ſoll, ſind doch nur Differenzen 
über die Auslegung oder Erfüllung eines vorausgegangenen Vertrags. Oder 
will Geheimrat von Rieppel, daß es nach wie vor der Arbeitgeber ſein ſoll, der 
einſeitig die Bedingungen dieſes Vertrags feſtſetzt, und will er nur die Tätigkeit 
des Gewerbegerichts in Entſcheidung der aus dieſem Vertrag entſtehenden 
Streitigkeiten durch Schlichtungskommiſſionen ausſchalten? Das wäre ja für 
die Arbeiter eine Verſchlechterung ſtatt eine Verbeſſerung des beſtehenden 
Zuſtandes, und die, wie Herr von Rieppel mit Recht betont, mit einem ſtarken 
Sinn für das Praktiſche begabten engliſchen Arbeiter, würden ſie mit noch 
größerer Entrüſtung zurückweiſen, wie ihre mehr „ideologiſch“ veranlagten 
deutſchen Berufskollegen. 


haben oder daß ſie, wenn ſolche Vereinbarungen nicht beſtehen, zum mindeſten 
den am Ausführungsort beſtehenden Mindeſtlohn bezahlen. Beſtehen jedoch zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern ſchriftliche Vereinbarungen, ſo haben dieſe den Maß⸗ 
ſtab zur Bemeſſung der Lohn- und Arbeitsbedingungen zu bieten.“ Gleichzeitig 
wurde die Regierung erſucht, den Stadt- und Gemeindebehörden nahezulegen, daß 
ſie dieſe Beſtimmungen gleichfalls zur Anwendung bringen möchten. 
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Somit hat von all dem, was Geheimrat von Rieppel gegen die Einführung 
von Tarifverträgen auch in deutſchen Großinduſtrien „mit ſtark ſpezialiſierten 
arbeitsteiligen Maſchinen“ geltend macht, nichts Stich gehalten. Das einzige 
Hindernis iſt jenes Herrengefühl der in dieſen Induſtrien tätigen Arbeitgeber, 
dem Bueck in ſeinen ſchon oben wiedergegebenen Worten Ausdruck gegeben hat: 
„Niemals werden die deutſchen Arbeitgeber ſich bereit finden, mit Vertretern 
der Organiſation der Arbeiter oder anderen, außerhalb ſtehenden Leuten zu 
verhandeln auf dem Fuße der Gleichberechtigung, wie er hier verſtanden wird“, 
dasſelbe Herrengefühl, das zur Schaffung der „wirtſchaftsfriedlichen Arbeiter⸗ 
vereine“ nach franzöſiſchem Vorbild in Augsburg und dann an anderen Orten 
Deutſchlands geführt hat und das die Proteſte des Zentralverbandes deutſcher 
Induſtrieller und des Verbands Bayeriſcher Metallinduſtrieller gegen den 
Tariferlaß der Bayeriſchen Staatsregierung von 1905 und die von Geheim- 


rat von Rieppel unterzeichnete Eingabe des letzteren gegen den tariffreund⸗ 


lichen Beſchluß des Bayeriſchen Landtags vom 11. Mai 1908 veranlaßt hat. 
Von all dem, was in dieſer Eingabe vom Januar 190g als Schwierigkeit des 
Sieges des Tarifvertrags in Deutſchland hervorgehoben wird, iſt nur eines 
richtig: die Vielheit der Gewerkſchaften in Deutſchland. Wir haben nicht wie 
die Engländer für jedes Gewerbe nur eine Arbeiterorganiſation. Wir haben 
freie, Hirſch⸗Dunckerſche, chriſtliche Gewerkſchaften und dieſe wieder von der 
Kölner und der Berliner Richtung; wir haben deutſche und polniſche Gewerk— 
ſchaften, und jetzt ſind ja noch „wirtſchaftsfriedliche Arbeitervereine“ dazu ge⸗ 
kommen. Daher können wir nicht, wie die Engländer, bei Ordnung des 
Tarifvertrags an die beſtehenden Berufsvereine einfach anknüpfen. Aber wie 
ich ſchon 1905 auf der Generalverſammlung des Vereins für Sozialpolitik 
in Mannheim geſagt habe: „Den Ausweg zeigt der Erfolg, den die Siebener— 
kommiſſion der Bergleute im Ruhrrevier während des Ausſtands von 1905 
in der Vertretung der Arbeiterintereſſen gehabt hat. Es muß eine Organiſa⸗ 
tion geſchaffen werden, welche unter Wahrung des Fortbeſtands dieſer Berufs⸗ 
vereine ſämtliche Arbeiter des Gewerbes umfaßt. Eine ſolche Organiſation 
kann nur geſchaffen werden, wenn die Geſetzgebung anordnet, daß alljährlich 
auf einer Verſammlung ſämtlicher Arbeiter eines Gewerbes in einem Gebiete 
eine Vertretung dieſer Arbeiter zu wählen ſei. Findet dabei das Proportional⸗ 
wahlſyſtem Anwendung, ſo gelangen naturgemäß die einzelnen Berufsvereine 
nach Maßgabe ihrer Bedeutung in dieſer Vertretung zur Geltung. Dabei muß 
es den Arbeitern geſtattet ſein, als ihre Vertreter auch ſolche Perſonen zu 
wählen, welche nicht mehr aktive Arbeiter in dem Gewerbe ſind oder dies ſogar 
niemals geweſen find. Dieſe Vertreter der Arbeiter haben zuſammen mit der Ver⸗ 
tretung der Arbeitgeber unter dem Vorſitz eines Unparteiiſchen alle Streitfragen 
über abzuſchließende Verträge zu regeln. Selbſtverſtändlich müſſen auch die 
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Arbeitgeber ihre Sekretäre, Geſchäftsführer oder gleichviel welche andere Per⸗ 
ſonen, die ſie zur Vertretung ihrer Intereſſen für die geeignetſten halten, als 
ihre Vertreter zu wählen berechtigt ſein. Der Unparteiiſche wäre zu Beginn 
jeden Jahrs durch beide Parteien gemeinſam zu wählen, eventuell hätte der 
Vorſitzende des Gewerbegerichts des Bezirks als Unparteiiſcher zu fungieren. 
Auf dieſe Weiſe würden wir zu einer korporativen Organiſation der Arbeit⸗ 
geber und Arbeiter, die alle auf beiden Seiten umfaſſen würden, gelangen.“ 
Selbſtverſtändlich würde dieſe Organiſation ihre Bereinbarungen, je nach den 
jeweiligen Verhältniſſen der verſchiedenen Gewerbe, für längere oder kürzere 
Zeit treffen. Was immer aber ſie anordnen würde, müßte für das ganze Gewerbe 
rechtsverbindlich ſein. Und damit wäre auch die Frage des „Schutzes der 
Arbeitswilligen“ gelöſt; denn ſobald es nur mehr von Arbeitgebern und Ar- 
beitern gleichmäßig anerkannte, für alle Arbeitgeber und Arbeiter rechtsver⸗ 
bindliche Arbeitsbedingungen gibt, kann es auch keine Streikbrecher mehr geben. 

Gegen eine ſolche unter Wahrung des Fortbeſtands der verſchiedenen Berufs⸗ 
vereine alle Arbeiter umfaſſende Organiſation der Arbeiter, welche mit der ent- 
ſprechenden Organiſation der Arbeitgeber zuſammen die Arbeitsbedingungen 
regelte, könnte aber auch Papſt Pius X. nichts einzuwenden haben. Hat man 
doch nie gehört, daß er ſich gegen die Arbeitgeberverbände gewendet hätte, in 
denen Gläubige und Ungläubige, Chriſten und Juden, Proteſtanten und Ka⸗ 
tholiken zur gemeinſamen Wahrung ihrer Intereſſen verbunden ſind. Wollte 
er alſo die Arbeiter aller Richtungen umfaſſenden Arbeiterverbände verbieten, 
ſo hieße dies für die Arbeitgeber einſeitig Partei nehmen. Das wäre eine 
eigentümliche Illuſtration zu dem „Kommt alle zu mir, die ihr mühſelig und 
beladen ſeid, ich will euch erquicken“. Und ſelbſt wenn der Papſt mit einem 
neuen Rundſchreiben an die deutſchen Biſchöfe Schwierigkeiten bereiten ſollte, ſo 
darf im nationalen Intereſſe nicht länger gezögert werden, eine Neuordnung 
des Arbeitsverhältniſſes auf Grundlage des kollektiven Arbeitsvertrags zu 
ſchaffen. Denn die in dem heutigen Verhältnis von Arbeitgeber und Arbeiter 
herrſchende Anarchie kann nur auf Grundlage der Gleichberechtigung von Ar⸗ 
beitgeber und Arbeiter, wie ſie im kollektiven Arbeitsvertrage verwirklicht iſt, 
überwunden werden, und ihre Fortdauer bedroht wie die geſamte deutſche 
Volkswirtſchaft, ſo auch die politiſche Machtſtellung Deutſchlands. 
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Nachſchrift. 

Gleichzeitig mit dem letzten Reviſionsbogen dieſer Schrift iſt mir eine in der 
„München⸗Augsburger Abendzeitung“ vom 9. Februar veröffentlichte Zuſchrift 
des Dr. Kuhlo vom 7. zugegangen, worin er erklärt, daß man den auf Seite 62 
dieſer Schrift mitgeteilten Vergleich irrtümlich als einen „Rückzug“ aufgefaßt 
habe. Nach dem Tode des Dr. Tille ſeien er und ſeine Mitbeklagten, ſo ſehr 
ſie mit dem Verſtorbenen „in der Sache ſelbſt übereinſtimmten“, nicht im⸗ 
ſtande geweſen, „in vollem Umfang die Verantwortung für die Form der 
Tilleſchen Broſchüre zu übernehmen“. Sie hätten daher, um „einem Wunſche 
der Tilleſchen Erben“ zu entſprechen, den von mir angebotenen Vergleich 
übernommen. 

Herr Dr. Kuhlo hat bereits nach Verkündung der ihn zu 250 Mark Geld- 
ſtrafe verurteilenden Erkenntniſſes des Landgerichts München I vom 11. Sep⸗ 
tember 1912 in ſeiner „Bayeriſchen Induſtrie“ den Anſchein zu erwecken ge— 
ſucht, als ſeien die mir gemachten ſachlichen Vorwürfe durch die gericht⸗ 
lichen Feſtſtellungen unerſchüttert geblieben und als bezöge ſich ſeine Verur⸗ 
teilung nur auf die „äußere“ Seite der Angelegenheit, „die von Anfang an 
von untergeordneter Bedeutung“ geweſen ſei, das heißt auf die Form ſeiner 
Außerung und als ſei ich in der Sache, auf die es ankomme, „erheblich unter 
die Räder gekommen“. Er verſchwieg dabei, daß die mir von ihm nachge- 
ſagte Beſchimpfung der Arbeitswilligen, die den Ausgangspunkt und den 
Hauptinhalt der ganzen gegen mich inſzenierten Preßfehde gebildet hat, auch 
vom Landgericht München 1 ausdrücklich als unwahr feſtgeſtellt worden iſt. 
Weſentlich wegen dieſer unwahren Berichterſtattung hatte das K. Amts⸗ 
gericht München I in feinem Beſchluſſe vom 18. November 1912 jenes neuer= 
liche Hauptverfahren gegen Dr. Kuhlo wegen Beleidigung eröffnet, das durch 
den auf Seite 62 abgedruckten Vergleich beendet worden iſt. Und nun wiedere 
holt Dr. Kuhlo zum Danke dafür, daß ich ihm eine ſchwere Beſtrafung er- 
ſpart habe, dasſelbe Spiel und ſucht in einer öffentlichen Kundgebung den An- 
ſchein zu erwecken, es bezöge ſich der von ihm abgeſchloſſene Vergleich wiederum 
nur auf die Form der von Dr. Tille und ihm mir gemachten beleidigenden Vor⸗ 
würfe und nicht auf deren ſachlichen, ein Vergehen der üblen Nachrede dar— 
ſtellenden Inhalt. Er verſchweigt außerdem, daß die mir von Dr. Tille ge⸗ 
machten und von Dr. Kuhlo als „hervorragende Aufklärung über meine Wirk— 
ſamkeit“ bezeichneten ſachlichen Vorwürfe, bezüglich deren er im Vergleiche 
ausdrücklich erklärt hat, daß er ſie ſich „in keiner Weiſe aneignen“ wolle und 
hinſichtlich deren er ſich verpflichtet hat, ſie „nicht mehr zu verbreiten“, ſich 
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inhaltlich vollſtändig mit denjenigen Vorwürfen decken, welche in dem Urteil 
des Landgerichts München I vom 11. September 1912, durch das er wegen 
Beleidigung zu 250 Mark Geldſtrafe rechtskräftig verurteilt worden iſt, teils 
als „unwahr“, teils als „gehäſſig“ bezeichnet wurden. Es find dies im weſent⸗ 
lichen die Vorwürfe, ich hätte die Arbeitswilligen ehrlos genannt, das Unter⸗ 
nehmertum geſchmäht, Gewalttat bei Lohnkämpfen entſchuldigt und zum 
Klaſſenhaſſe aufgereizt. 

Dieſe gröbliche Entſtellung des wahren Sachverhalts iſt bereits durch 
meinen Rechtsbeiſtand in einer Zuſchrift an die „München- Augsburger 
Abendzeitung“ vom 11. Februar 1913 öffentlich gekennzeichnet worden. 

Aber noch mehr: Nach dem Wortlaut der Erklärung des Dr. Kuhlo vom 
7. Februar 1913 eignet er fic) implicite auch wiederum Vorwürfe des 
Dr. Tille an, wegen deren er ſelbſt bisher noch nicht unter Anklage geſtellt 
worden war, wie zum Beiſpiel den auf Seite 58 erörterten, daß ich es ablehne, 
daß die Arbeiterorganiſationen für die Erfüllung der von ihnen abgeſchloſſenen 
Verträge haften. Es iſt aber Herrn Dr. Kuhlo der in den Schriftſätzen meines 
Rechtsbeiſtands geführte Nachweis der ſchreienden Unwahrheit dieſer Be— 
hauptung wohlbekannt. 

Daß Dr. Kuhlo den Vergleich nicht zur Vermeidung einer ſonſt drohenden 
Freiheitsſtrafe, die der Geſamtvorſtand des Bayeriſchen Induſtriellenver— 
bandes nicht hätte für ihn abſitzen können, ſondern einem Wunſche der 
Tilleſchen Erben entſprechend geſchloſſen hat, iſt mir vollkommen neu. Dieſe 
Erklärung iſt für mich noch überraſchender als die völlige Unterwerfung 
meiner Gegner unter einen Vergleich, von dem ich es, offen geſtanden, für 
unmöglich gehalten hatte, daß ſie ihn annehmen würden. 

Nach altdeutſchem Rechte war jeder Verurteilte befugt, das richterliche Er⸗ 
kenntnis unmittelbar, nachdem es ergangen war, zu ſchelten. Daß aber 
jemand drei Wochen nach Abſchluß eines Vergleichs hergeht und einen ihn vor 
ſchwerer Strafe rettenden, mit ſeiner Zuſtimmung abgeſchloſſenen Vergleich 
ſchilt, iſt unerhört. 

Zu den ſonſtigen „Feſtſtellungen“ des Dr. Kuhlo in der „München-Augs⸗ 
burger Abendzeitung“ vom 9. Februar 1913 bemerke ich: 

1. Dr. Kuhlo ſtellt feſt, daß er nach wie vor alle, auch von Herrn Ge- 
heimrat von Rieppel, teilweiſe mit denſelben Worten, gegen mich erhobenen 
Vorwürfe, daß ich gegen das Unternehmertum voreingenommen und außer⸗ 
ſtande ſei, Arbeiter- und Lohnfragen in unparteiiſcher Weiſe zu behandeln, 
feſthalte. Da auf alles, was er dafür vorbringt, oben auf Seite 73 —82 und 
84—91 ausreichend geantwortet iſt, werde ich nicht darauf zurückkommen. 

2. Er wendet ſich gegen den kollektiven Arbeitsvertrag, weil dadurch die 
Arbeiter den ſozialdemokratiſchen Arbeiterorganiſationen in die Arme getrieben 
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würden. Daß die Sozialdemokratie dabei nur einen Vorwand abgibt, zeigt, 
daß die großinduſtriellen Arbeitgeberverbände es ganz ebenſo ablehnen, Tarif⸗ 
verträge mit den chriſtlichen Gewerkſchaften abzuſchließen. 

3. Gegen meine Ausführungen über die engliſchen Gewerkvereine führt 
Dr. Kuhlo abermals Lord Claud J. Hamilton ins Feld, als ob der oben 
auf Seite 67 abgedruckte zweite Brief Sir Alfred Monds vom 16. Januar 1913 
nicht in allen Münchener und vielen anderen Zeitungen abgedruckt worden 
wäre. Aber auch für den, der noch darnach an Lord Claud J. Hamilton 
glauben ſollte, dürften ſeine eigenen, oben Seite 70—72 abgedruckten Aus⸗ 
ſagen ausreichend ſein, um den Wert ſeines Zeugniſſes zu kennzeichnen. 
Und wenn endlich Dr. Kuhlo geltend macht, daß auſtraliſche Sozialpolitik 
mit meinem Eintreten für Freihandel im Widerſpruch ſtehe, da ſie nur bei 
Schutzzollpolitik durchführbar ſei, ſo regt mich das nicht auf; gehören doch 
zu den Vertretern einer auſtraliſchen Sozialpolitik auch die eifrigſten Frei⸗ 
händler in England. Im übrigen bin ich einſtweilen zufrieden, wenn wir 
das Arbeitsverhältnis auch nur nach kanadiſchem Muſter ordnen, und der 
von dem gegenwärtigen freihändleriſchen Miniſterium in England nach Ka- 
nada entſandte Leiter des engliſchen Arbeitsamts, Sir George Aſkwith, iſt 
ſoeben von dort zurückgekehrt mit der Empfehlung eines Arbeitsgeſetzes nach 
kanadiſchem Vorbild. Außerdem find, wie in meinem zweiten Vortrage dar⸗ 
gelegt, ſchon heute durch die Behörden feſtgeſetzte Mindeſtlöhne in dem Frei⸗ 
handelsland England in den dort genannten Induſtriezweigen in Kraft. 

Der von Dr. Kuhlo angekündigten Auseinanderſetzung mit meinen Theorien 
ſehe ich mit Ruhe entgegen. Ich werde ihm nicht erwidern und der Leſer 
des Vorſtehenden wird dies begreiflich finden. Auch glaube ich auf ſeine 
Anerkennung, ſelbſt wenn ſie zu erreichen wäre, verzichten zu können. Nur 
eines könnte mich ſchrecken: Wenn er mich abermals in die Zwangslage 
verſetzen würde, den Strafrichter anrufen zu müſſen. 

München, den 12. Februar 1913. 

Lujo Brentano. 
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ielfachen Wünſchen entſprechend, veranſtalten wir von dem erfolgreichſten Gedicht— 
buch der letzten Jahre 


Traum und Leben 
Gedichte einer fruͤh Vollendeten 


das bisher nur broſchiert (M 4.50) und in Ganzleder (M 7.50) vorlag, eine elegante 
Leinen⸗Ausgabe 
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Tagebuch einer Dorfſchullehrerin: 


Im Karſt 
Von Anna Hilaria von Eckhel. 


Geheftet 2 M — Gebunden 3 M 


Maria Janitſcheck ſchrieb in der Prager „Bohemia“ über das Buch: 


Vor einigen Tagen iſt ein Buch erſchienen — es nennt ſich „Im 
Karſt“ — das wert iſt, daß man von ihm ſpricht. Eine junge Poetin 
hat es geſchrieben, und ſie gibt ihm den Untertitel: „Das Tagebuch einer 
Lehrerin.“ Aber fürchte nicht, lieber Leſer, gelangweilt zu werden. 
Selten habe ich ein Buch geleſen, wie dieſes, in dem jede Zeile Gehalt 
beſitzt, jede Seite ſpannend ijt, jedes Wort Schönheit und Seele atmet. 
Ein edler, geklärter Geiſt hat hier in die Saiten gegriffen, und was 
er anſchlägt, iſt voll hoher, erhebender Harmonie, ſind reine, volle 
Akkorde, die unſer Herz anregen und in Weiheſtimmung verſetzen. Ich 
will nichts ausſchwatzen aus dem Inhalt des Buches, dem menſchlich 
ergreifenden. Ich will nur verraten, daß dieſe warmen, ſchönen Verſe 
jeden Muſiker begeiſtern werden, ſie zu vertonen. Vom ſchlichten Volks⸗ 
lied bis zum ſchwungvollen Hymnus, der die wildjauchzende Bora ihrer 
Heimat ſchildert, gebietet Anna von Eckhel über alle Melodien, die 
in einer Menſchenbruſt Widerhall finden. Die junge Poetin ijt Trie- 
ſtinerin, und es freut mich beſonders, daß es eine Oſterreicherin iſt, 
die durch ihr edles Werk viel von ſich reden machen wird. 


Literariſches Zentralblatt: 


In einfacher, aber ſpannender und anregender Weiſe erzählt Anna 
Hilaria von Eckhel einen, vielleicht ihren eigenen Lebenslauf. Die 
Freude beim Antreten des Poſtens, die Landſchaft, die Kinder, deren 
Eltern, den Hochwürdigen, der, wie alle ſlawiſchen Geiſtlichen, ein Vor⸗ 
kämpfer ſeiner Nation iſt und Hetzpredigten hält, welche wieder die 
erſten Glaubenszweifel im Herzen des Mädchens erregen, weiter Sehn⸗ 
ſucht nach Glück, das infolge einer Manövereinquartierung verwirklicht 
zu werden verſpricht, Liebe, Enttäuſchung, Tod der Mutter, Verzicht 
und Selbſtbeſcheidung, alle diefe Bilder, anmutig gezeichnet, einmal in 
leichtem Plauderton, ein andermal in herzwarmer Liedweiſe, fliegen 
am Leſer vorüber. Wir haben das Werk einer in ihrer Art reichen 
Dichterſeele vor uns, voll inniger, zarter Empfindung, überquellend von 
echt mädchenhaftem, fraulichem Liebreiz, der in friſch empfundenen 
Liedern freudig emporjauchzt. 


Verlag Süddeutſche Monatshefte München. 
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